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1. GRUNDLAGEN

 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634),
zuletzt geändert durch Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes vom 23.07.2026 (BGBl. 2026 I
Nr. 226),

 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I
S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I
Nr. 176),

 Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189),

 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch
Artikel 13 des Gesetzes vom 22.07.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 224),

 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023) vom 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 23 des Gesetzes vom 18.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 347),

 Verordnung (EU) 2022/2577 des Rates vom 22.12.2022 zur Festlegung eines Rahmens
für einen beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien,

 Kommunalverfassungsgesetz  des  Landes  Sachsen-Anhalt  (KVG  LSA)  vom  17.  Juni
2014, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17.12.2025 (GVBl. LSA S. 834).

 DIN SPEC 91434:2021-05 Agri-Photovoltaik-Anlagen – Anforderungen an die landwirt-
schaftliche Hauptnutzung, Stand: Mai 2021

2. ANLASS, ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG

2.1. Anlass der Planung

Anlass der Aufstellung des Bebauungsplanes (BPlan) „Agri Photovoltaik Deersheim“ ist die
Absicht der Einheitsgemeinde (EHG) Stadt Osterwieck, im Plangebiet eine Agri-Photovoltaik-
anlage (Agri-PV-Anlage) mit räumlich und funktional verbundenen Speicheranlagen für Elek-
troenergie (Grünstromspeicher) anzusiedeln. 
Diese Anlagen erlauben die Gewinnung von Solarenergie bei gleichzeitiger landwirtschaftli-
cher Nutzung der belegten Fläche. Vorhabenträger ist die SUNfarming Projekt GmbH, Ge-
werbegebiet zum Wasserwerk 11 in Erkner.

Das Plangebiet befindet sich nordwestlich der Ortschaft Deersheim im Außenbereich gemäß
§ 35 BauGB. Die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage gehört, auch wenn es sich
dabei um eine Agri-PV-Anlage handelt, bislang nur auf Flächen längs von Autobahnen oder
Schienenwegen mit mindestens zwei Hauptgleisen und in einer Entfernung zu diesen von bis
zu 200 Metern, gemessen vom äußeren Rand der Fahrbahn, zu den nach § 35 BauGB zu-
lässigen Vorhaben. Diese Rahmenbedingungen liegen im vorliegenden Agri-PV-Projekt nicht
vor, so dass ein Bauleitplanverfahren erforderlich ist. 

Mit der aktuellen EEG-Novelle wurde der Ausbau erneuerbarer Energie vom Gesetzgeber
als von überragendem öffentlichen Interesse und wichtig für die öffentliche Sicherheit festge-
stellt (§ 2 EEG) und entsprechende Ausbauziele verbindlich vorgegeben (§ 4 Abs. 3 EEG).
Die EHG Stadt Osterwieck strebt demgemäß aktuell verstärkt die Förderung der regenerati-
ven Energien in ihrem Gemeindegebiet an. 

Daneben ist die EHG Stadt Osterwieck ebenso bestrebt, die Landwirtschaft als Wirtschafts-
bereich der Urproduktion zur Herstellung pflanzlicher und tierischer Erzeugnisse und als prä-
gende Nutzung der umgebenden Kulturlandschaft zu erhalten und zu fördern.
Agri-PV-Anlagen stehen im Einklang mit beiden Zielstellungen, da mit ihnen auf gleicher Flä-
che Solarenergie gewonnen und Landwirtschaft betrieben wird. 

Durch eine bestehende und unmittelbar an das Plangebiet angrenzende Freiflächen-PV-An-
lage besteht zudem in der Umgebung schon eine gewisse bauliche Vorprägung aus dem
Sektor der Gewinnung erneuerbarer Energien.
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2.2. Allgemeine Ziele der Planung

Ziele der Planung sind die bessere Befriedigung des großen Bedarfs an Energie aus regene-
rativen Quellen unter Beibehaltung der landwirtschaftlichen Produktion und damit auch Kli-
maschutz, Wassereinsparung und Reduzierung von Treibhausgasemissionen. 

Anlass dazu geben die technische Entwicklung der regenerativen Energieerzeugungsanla-
gen, die im Fall von Agri-PV zudem auf die Belange der Ertragssicherung und Biodiversitäts-
steigerung in der Landwirtschaft abzielen, und die Veränderungen der gesetzlichen Rahmen-
bedingungen (DIN SPEC 91434:2021-05). 

Entwicklung einer Agri-PV-Anlage
Im Plangebiet soll eine  Doppelnutzung entstehen, bei der landwirtschaftliche Nutzung und
solare Stromproduktion auf gleicher Fläche untergebracht sind. Die landwirtschaftliche Nut-
zung kann in einer Agri-PV-Anlage auf mehr als 99 % der Fläche ausgeübt werden.
Die Aufstellung des BPlanes „Agri Photovoltaik Deersheim“ dient der Entwicklung einer Agri-
PV-Anlage der Kategorie I gem. DIN SPEC 91434:2021-05. 

Landwirtschaftliche Kulturen und Kategorien Agri-PV gem. DIN SPEC 91434:2021-05

Grundsätzlich ist  zu bemerken,  dass landwirtschaftliche Kulturen sich entsprechend ihres
Lichtbedarfs unterschiedlich gut für den Anbau unter einer Agri-PV-Anlage eignen.

Weniger geeignet sind Pflanzen mit einem sehr hohen Lichtbedarf, wie z.B. Mais, Weizen
oder  Obstkulturen.  Sie reagieren schon bei  geringer  Beschattung mit  einem Ertragsrück-
gang. 
Bei anderen Kulturen, wie Raps, Erbsen oder Spargel, wirkt sich eine mäßige Beschattung
kaum auf die Erträge aus. 
Bei einigen Ackerkulturen wie Kartoffeln, Hopfen oder Hülsenfrüchten wirkt sich Beschattung
sogar positiv auf die quantitativen Erträge aus.
Generell ist davon auszugehen, dass schattentolerante und trockenstressempfindliche Kultu-
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Abb. 2: Quelle: DIN SPEC 91434:2021-05, Tabelle 1 – Darstellung der landwirtschaftlichen Nutzungsmöglichkeiten in Agri-PV-
Anlagen der Kategorie I (Aufständerung mit lichter Höhe) und Kategorie II (bodennahe Aufständerung)
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ren besonders von einem Anbau in Agri-PV Anlagen profitieren werden, während lichtbedürf-
tige und Trockenstress-resistentere Kulturen von der Beschattung eher benachteiligt werden.
…
Bei einer zunehmenden Variabilität der Witterung, also bei immer stärker werdenden Wech-
seln zwischen starken Niederschlägen und langanhaltenden Dürreperioden, ist in Agri-PV
Anlagen aber auch für eigentlich schattensensitive Ackerkulturen wie z. B. Weizen, eine Er-
höhung der Ertragsstabilität zu beobachten. 
Somit kann Agri-PV nicht nur für Sonderkulturen, sondern auch im Ackerbau einen wichtigen
Beitrag leisten, um die Landwirtschaft gegenüber den Effekten des zunehmend drastischer
werdenden  Klimawandels  widerstandfähiger  zu  gestalten.  Dieses  Potenzial  von  Agri-PV
kann durch gezielte Züchtung von „Agri-PV Sorten“ noch maßgeblich gesteigert werden. 
…
Forschungsergebnisse zeigen bereits für konventionelle Sorten von Weizen, Kartoffeln und
Ackerbohnen ein enormes Anpassungspotenzial der Pflanzen an Beschattung. Es zeigt sich
konsistent über alle Kulturen eine erhöhte photosynthetische Effizienz bei geringer Lichtver-
fügbarkeit. Beschattete Pflanzen werden also effektiver bei der Nutzung von wenig Licht und
scheinen somit in der Lage zu sein, schattenbedingte Ertragsminderungen durch physiologi-
sche Prozesse zumindest teilweise zu kompensieren. 
…
Bereits jetzt zeigt sich das große Potenzial von Agri-PV gerade für die Sonderkulturen. Vor
dem Hintergrund zunehmender Wetter- und Klimaextreme sowie zunehmender Flächenkon-
flikte  zwischen  der  Erzeugung  von erneuerbaren  Energien  und Nahrungsmittelproduktion
wird Agri-PV in Zukunft auch für den Ackerbau eine zunehmend wichtigere Rolle spielen. ...
Langfristig wird ein geschützter Anbau, sei es in Agri-PV Anlagen oder in anderen konventio-
nellen Anbaumethoden, für die Ertragsstabilität unter zunehmend variabler werdenden Witte-
rungsbedingungen, wie wir sie im Zuge des Klimawandels beobachten und in Zukunft ver-
mehrt  erwarten müssen,  unabdingbar  für  die Landwirtschaft  in  Deutschland und weltweit
werden.1

Geplante Modultische im Geltungsbereich – Kategorie I gem. DIN SPEC 91434:2021-05

Die geplante Anlage wird der Kategorie I gem. DIN SPEC 91434:2021-05 entsprechen. Dies
wird textlich festgesetzt – insbesondere die mindestens einzuhaltende lichte Höhe h2 unter
den Modulen von 2,10 m. 
In Anlagen der Kategorie I erfolgt die landwirtschaftlichen Bewirtschaftung unter der Anlage. 
Durch die Lichtdurchlässigkeit der Module (bifazial) und die Regenwasserverteilung wird der
Pflanzenaufwuchs gefördert. 
1Quelle:  Jun.-Prof.  Dr.  Andreas  Schweiger,  Universität  Hohenheim auf  Webseite der  KWS: https://www.kws.com/de/de/sto-
ries-events/blickpunkt/bp_01-2025_11-agri-photovoltaik/ am 12.03.2026 um 15:43 Uhr
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Abb. 3: Quelle: DIN SPEC 91434:2021-05, Bild 1 – Darstellung zu Kategorie I
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Sicherung der landwirtschaftlichen Nutzung im Plangebiet
Konkret in diesem Projekt wird die auf Gewinn orientierte landwirtschaftliche Nutzung durch
einen Betrieb der Landwirtschaft weiterhin vorrangig und dauerhaft ausgeübt werden. 

Die landwirtschaftliche Hauptnutzung wird entsprechend in einem Vertrag zwischen Vorha-
benträger und Landwirt sowie durch planerische Festsetzung als Sondergebiet „Agri-PV“ ge-
mäß DIN SPEC 91434:2021-05 gesichert. Hauptnutzung ist die ackerbauliche Landwirtschaft
zum Erwerbszweck. Zusätzlich erfolgt auf der selben Fläche eine nachrangige Nutzung als
Agri-Photovoltaik-Anlage nach DIN SPEC 91434:2021-05 mit räumlich und funktional zuge-
ordneter  Speicheranlage  für  Elektroenergie (Grünstromspeicher).  Auch  dies  wird  mittels
Festsetzungen planungsrechtlich gesichert. Zusätzlich zu den planungsrechtlichen Festset-
zungen  erfolgt  die  erwähnte  vertragliche  Sicherung  der  Nutzung  gem.  DIN  SPEC
91434:2021-05.
Nach Ablauf der geplanten Nutzungszeit (ca. 40 Jahre) ist der Rückbau der Anlage vorgese-
hen, so dass dann wieder eine Ackerfläche ohne Agri-PV und Grünstromspeicher zur Verfü-
gung steht.

Speicheranlagen für Elektroenergie
Eine der größten Hürden bei der Umstellung auf erneuerbare Energien ist ihre Abhängigkeit
von Wetterbedingungen. Solar- und Windenergie gehören zwar weltweit zu den günstigsten
Stromerzeugungsarten, sind jedoch naturgemäß nicht durchgehend verfügbar. 
 

Speicheranlagen für  Elektroenergie  (z.B.  Batteriespeicher) bieten eine Lösung,  indem sie
überschüssige Energie speichern und diese bei Bedarf freigeben. Sie ermöglichen nicht nur
eine flexible Energienutzung, sondern sorgen auch für die Stabilität der Netze. Damit spielen
Speicheranlagen für Elektroenergie eine zentrale Rolle in der Energiewende. Es ist zwischen
Grünstromspeichern und Graustromspeichern zu unterscheiden.
 

Graustromspeicher dienen der Optimierung von Erlösen aus dem Stromhandel. Sie laden bei
günstigen  (negativen)  Strompreisen  und  Entladen  bei  hohen  Preisen.  Der  gespeicherte
Strom wird zum lukrativsten Zeitpunkt eingespeist und damit die Netzbelastung erhöht (z.B.
Mittagsspitze). 
Sie sind marktdienliche Speicher, Netzstabilisierung zählt nicht zu den vordringlichen Zielen.
 

Grünstromspeicher hingegen speichern nur Strom aus erneuerbaren Energien, im vorliegen-
den Fall den in der Agri-PV-Anlage, erzeugten Solarstrom. Er wird Zeiten hoher Produktion,
z.B. Solarstrom der mittags bei Sonnenschein erzeugt wird, gespeichert und erst dann einge-
speist, wenn der Stromertrag niedriger ist, z.B. nachts. Grünspeicher gelten als eine Lösung,
um die Stromerzeugung besser an die Nachfrage anzupassen und zur Netzstabilität beizu-
tragen. Sie sind netzdienliche Speicher, die auch der Rentabilität der Solarenergie dienen.
 

Im Plangebiet soll auf einem geringen Flächenanteil ein Grünstromspeicher errichtet werden.
Dieser darf eine Grundfläche von 5.000 m² nicht überschreiten. Damit ordnet sich der Be-
reich deutlich der Agri-PV-Anlage (ca. 46,4 ha) unter. Mit dem Speicher soll ein Beitrag zur
Netzstabilität geleistet und gleichzeitig wirtschaftlicher gearbeitet werden. Auch hier gilt, dass
Ablauf der geplanten Nutzungszeit (ca. 40 Jahre) die Anlage zurückgebaut wird und die Flä-
che dann wieder unbebaut der Landwirtschaft zur Verfügung steht.

2.3. Planungsrechtliche Ziele

Im Sinne einer geordneten städtebaulichen Entwicklung sollen mit der Aufstellung des vorlie-
genden BPlanes die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den gem. §§ 2 und 4 EEG so-
wie  EU-Notfallverordnung  gebotenen  Ausbau  der  Gewinnung  erneuerbarer  Energien  ge-
schaffen werden bei gleichzeitiger Fortführung der landwirtschaftlichen Nutzung.
 

Der Flächennutzungsplan (FNP) stellt für das Plangebiet eine Fläche für die Landwirtschaft
dar. Um dem Entwicklungsgebot gem. § 1 Abs. 4 BauGB zu entsprechen, muss der FNP ge-
ändert werden. Daher wird im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB die 3. Änderung des
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FNP der EHG Stadt Osterwieck durchgeführt und dem Planungsziel entsprechend eine Son-
derbaufläche der Zweckbestimmung „Agri-Photovoltaik“ (APH) festgelegt. Mit dieser Zweck-
bestimmung wird aufgrund des Entwicklungsgebotes gem. § 8 Abs. 2 BauGB auch sicherge-
stellt, dass im Plangebiet nur Agri-PV entwickelt werden kann, keine klassische FFPVA.
Hieraus wird mit dem vorliegenden BPlan ein sonstiges Sondergebiet für Agri-PV entwickelt.
Die landwirtschaftliche Nutzung zum Erwerbszweck als Hauptnutzung wird ebenfalls verbind-
lich textlich festgesetzt. Als nachgeordnete Nutzung wird eine Agri-PV-Anlage unter Einhal-
tung der DIN SPEC 91434:2021-05 sowie deren mögliche Folgeregelungen verbindlich per
Festsetzung festgesetzt. 
 

Der Bereich für die geplante Speicheranlage für Elektroenergie innerhalb des Sondergebie-
tes wird abgegrenzt und die Größe der belegten Grundfläche auf maximal 0,5 ha begrenzt.
Damit wird sichergestellt, dass die Speicheranlagen für Elektroenergie räumlich der Agri-PV-
Anlage untergeordnet ist. Die Speicheranlage für Elektroenergie steht räumlich und funktio-
nal in Zusammenhang mit der Agri-PV-Anlage im Plangebiet. Auch dies wird per Festset-
zung abgesichert.
Gem. § 35 Abs. 1 Nr. 11 BauGB ist eine Speicheranlage für Elektroenergie im Außenbereich
zulässig, wenn sie in räumlich funktionalem Zusammenhang mit einer vorhandenen Anlage
zur Nutzung erneuerbarer Energien steht. Sobald die Agri-PV-Anlage errichtet ist, wäre sie
als vorhandene Anlage anzusehen und die Errichtung einer Speicheranlage für Elektroener-
gie planungsrechtlich privilegiert zulässig.
Speicheranlage für Elektroenergie und Agri-PV-Anlage werden zeitlich zusammenhängend
errichtet. Die Zulässigkeit der  Speicheranlage für Elektroenergie wird durch Festsetzungen
gesichert, damit planungsrechtliche Widersprüche (z.B. privilegierte Speicheranlage für Elek-
troenergie im SO „Agri-PV“) vermieden werden.

2.4. Finanzielle Beteiligung von Kommunen

„Die angemessene Beteiligung ist ein zentraler Schlüssel für den weiteren Ausbau der er-
neuerbaren Energien in Deutschland und Sachsen-Anhalt. Wenn Anwohner und Kommunen
von neuen Windrädern und Solaranlagen in ihrer Nähe direkt profitieren, steigt auch die Ak-
zeptanz.“ (Prof. Dr. Armin Willingmann, Energieminister des Landes Sachsen-Anhalt)
 

Um die Akzeptanz von für die notwendige Energiewende unerlässlichen Projekten - wie zum
Beispiel für die Entwicklung einer Agri-PV-Anlage im Plangebiet - zu erhöhen, hat der Ge-
setzgeber u.a. im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023) eine Möglichkeit für Anlagenbe-
treiber geschaffen, die Kommune an diesen Projekten insbesondere finanziell zu beteiligen.
 

Im § 6 Abs. 1 EEG 2023 wird bestimmt, dass die Anlagenbetreiber die Gemeinden, die von
der Errichtung ihrer Freiflächenanlage zur Nutzung der Solarenergie betroffen sind, finanziell
beteiligen sollen – eine Sollbestimmung, die jedoch von den Kommunen als Trägerinnen der
Planungshoheit  wirksam durchgesetzt werden kann. Die Höhe der finanziellen Beteiligung
wird gem. § 6 Abs. 3 EEG mit 0,2 Cent pro Kilowattstunde (0,002 Euro pro Kilowattstunde)
für die tatsächlich eingespeiste Strommenge quantifiziert.
 

Der  Landtag des Landes Sachsen-Anhalt  hat  im April  2024 das Akzeptanz-  und Beteili-
gungsgesetz zugunsten des Ausbaus erneuerbarer Energien auf den Weg gebracht. 
Insbesondere wird nach dessen Inkrafttreten die finanzielle Beteiligung der Kommunen ver-
pflichtend für neue oder erneuerte Anlagen. Damit können kommunale Einnahmen generiert
werden. Diese kommen den Gemeinden und ihren Bürgern zugute, die durch die Errichtung
von Freiflächen-Photovoltaikanlagen (FFPVA) direkt betroffen sind.
 

Weiter ist zu beachten, dass ausschließlich im ländlichen Raum die für die FFPVA benötig-
ten Flächen zur Verfügung stehen - ein Vorteil gegenüber den dicht besiedelten städtischen
Räumen.
 Die finanzielle Beteiligung von Kommunen am Ausbau der erneuerbaren Energien stellt also
insbesondere eine Chance für den bisher stark benachteiligten ländlichen Raum dar. 
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3. LAGEBEDINGUNGEN

3.1. Einheitsgemeinde Stadt Osterwieck 

Die EHG Stadt Osterwieck liegt im Landkreis Harz in Sachsen-Anhalt und hat 11.045 Ein-
wohner (Stichtag 31.12.2024). 
Die Landeshauptstadt Magdeburg liegt in ca. 80 km, die Kreisstadt Halberstadt in ca. 24 km
Entfernung. 

Die EHG Stadt Osterwieck ist über die Bundesstraßen 79 und 244 sehr gut in das bundes-
weite Straßennetz eingebunden. Über die B244 und Landesstraßen erreicht man direkt die
BAB 36. 

Die Ortschaft Deersheim befindet sich östlich-zentral im Gemeindegebiet.
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Abb. 4: [DTK1000 / 03/2026] © LVermGeo LSA (www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de) / A18/1-6024649/2011
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3.2. Naturräumliche Lagebedingungen

Naturräumlich ist das Gebiet der Einheitsgemeinde Stadt Osterwieck überwiegend Teil der
zum Norddeutschen Tiefland gehörigen Harzrandmulde. Unter der Harzrandmulde versteht
man eine von Sätteln (Harly, Fallstein, Huy) umrahmte Schichtrippenlandschaft, die sich mit
Höhenlagen zwischen 87 und 350 m ü. NHN unmittelbar an den Harz anschließt. 
Langgestreckte Felszüge und mauerartige,  vegetationslose Felswände wechseln  sich mit
sanft  geschwungenen Ackermulden und Waldinseln  ab,  wobei  die Waldinseln  als  eigene
Landschaft ausgegrenzt wurden (s.u.). Die Landschaft wird überwiegend ackerbaulich ge-
nutzt. Daneben spielt  auch die immer mehr zunehmende Erholungsnutzung eine wichtige
Rolle. Geschützte Bereiche konzentrieren sich auf den Süden als Natur- und Landschafts-
schutzgebiete. Auch im Norden findet man mit den weit verbreiteten Trockenrasen- und Hei-
destandorten naturschutzfachlich wertvolle Bereiche2.

Nördlich zentral im Gemeindegebiet befindet sich der Fallstein. Er zählt zur Landschaft Har-
lyberg-Fallstein-Huyberg-Hakel-Blankenburger  Erhebungen -  vom Landschaftstyp her eine
Gehölz- bzw. waldreiche ackergeprägte Kulturlandschaft. Bei dieser Landschaft handelt es
sich um einen Verbund aus einander ähnlichen Einzellandschaften - in diesem Fall bewalde-
ten Sattelstrukturen/"Waldinseln", die sich über die Harzrandmulde bzw. das nördliche Harz-
vorland erheben. Die Landschaft umfasst den Harlyberg mit einer Höhe bis zu 256 m, den
Fallstein mit 288 m, den Hakel mit 245 m und das Gebiet um den Huyberg mit Höhen zwi-
schen 150 bis 315 m ü. NN. Die Sättel werden forstwirtschaftlich genutzt. Alle Waldinseln mit
ihren naturnahen Waldbeständen sind für ihre artenreiche und schutzwürdige Vogelwelt be-
kannt und deshalb von hoher naturschutzfachlicher Bedeutung. Fallstein, Huy und Quedlin-
burger Sattel werden fast vollständig von LSGen eingenommen, während der Hakel großflä-
chig als NSG geschützt wird. Der Fallstein zeichnet sich durch seine geschlossenen Rotbu-
chen-Bestände und geophytenreiche Bergahorn-Eschen-Wälder aus3. 

2Webseiten d. Bundesamtes für Naturschutz am 25.01.2023: https://www.bfn.de/landschaftssteckbriefe/harzrandmulde
3Webseiten d. Bundesamtes für Naturschutz am 25,.01.2023: 
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Abb. 5: Topograf. Karte 1:1.00.000 Landschaften - Harz, © Bundesamt für Kartographie und Geodäsie, Frankfurt a. Main (2012)
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3.3. Deersheim

Deersheim liegt am Südosthang des Großen Fallsteins und nördlich des Wäldchens Seberla-
holz / Bexheimer Holz. 
Das Fließgewässer Aue passiert den Ort im Osten. Sanfte Hügel mit Äckern und baumbe-
standenen Grünflächen umgeben die ländlich geprägte Gemeinde. Zentral gelegen befindet
sich der Dorfteich.

Deersheim ist eine Ortschaft der Einheitsgemeinde Stadt Osterwieck und hat ca. 800 Ein-
wohner.  Nachbarorte  sind  Hessen  (4  km),  Dardesheim  (4  km),  Berßel  (4  km)  und  der
Hauptort Stadt Osterwieck (5 km).

Das Plangebiet befindet sich nordwestlich der Ortslage.

 https://www.bfn.de/landschaftssteckbriefe/harlyberg-fallstein-huyberg-hakel-blankenburger-erhebungen
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Abb. 6: [TK25/03/2026] © LVermGeo LSA (www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de) / A18/1-6024649/2011
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3.4. Geltungsbereich

Quelle: [DOP / ALK / 03/2026] © LVermGeo LSA (www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de) A18/1-18384/2009

Der Geltungsbereich liegt nördlich der Ortslage Deersheims in der Feldmark. Er ist überwie-
gend von intensiv genutzten Ackerflächen umgeben.
Im Süden grenzt eine bereits vorhandene FFPVA an, die sich ihrerseits bis zum Ortsrand er-
streckt.
Im Südosten des Plangebietes liegen Flächen der  Kiesgrube Deersheim Nord am Eschen-
berg, ca. 500 m westlich das Waldgebiet des Großen Fallstein. 

Der Geltungsbereich wird über einen von Süden, von der „Hessener Straße“ abzweigenden
öffentlichen Fahrweg erschlossen. Dieser verläuft entlang der südöstlichen Plangebietsgren-
ze weiter nach Nordosten.

Das Plangebiet stellt ebenfalls eine intensiv genutzte Ackerfläche dar.

Der Geltungsbereich befindet sich in der Gemarkung Deersheim, Flur 3 und belegt die Flur-
stücke  26 und 504/29 ganz sowie  die  Flurstücke  104/2,  133,  250/118,  404,  407/104  und
434/120 teilweise. 
Er hat eine Größe von ca. 482.486 m² (rd. 48,2 ha).  Das Gelände steigt sanft nach Westen
von ca. 132,5 m ü. NHN auf 175 m. ü. NHN an.
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4. STANDORTALTERNATIVEN

Grundlage und Triebfeder der Standortalternativenprüfung ist das europäische Umweltrecht.
Im Vordergrund steht die Richtlinie 2001/42/EG über die Prüfung der Umweltauswirkungen
bestimmter Pläne und Programme (SUP-Richtlinie). Im Art. Abs. 1 SUP-Richtlinie ist die Ver-
pflichtung enthalten,  „vernünftige“ Alternativen zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewer-
ten4. Das Planungsrecht verlangt von der Gemeinde die Prüfung planzielkonformer Alternati-
ven (vgl. Art. 5 Abs. 1 SUP-Richtlinie, Anlage I Nr. 2 Buchst. d).5

Planungserfordernis und Planziel
Um die von der Bundesgesetzgebung verbindlich vorgegebenen Ziele zum Ausbau der er-
neuerbaren Energien erreichen zu können, ist es dringend erforderlich, im Gebiet der EHG
Stadt Osterwieck weitere Flächen hierfür planungsrechtlich zu sichern (vgl. Pkt. 5.1.1). 
Planungsziel ist dementsprechend die Errichtung einer Agri-PV-Anlage im Geltungsbereich.
Bestandteil der Anlage wird eine Speicheranlage für Elektroenergie, die funktional und räum-
lich mit der Agri-PV-Anlage zusammenhängt (Grünstromspeicher), um die Netzstabilität zu
unterstützen und Verluste durch nicht einspeisbaren Strom zu minimieren. Mit der Umset-
zung der Planung wird ein wesentlicher Beitrag zur Deckung des erheblichen Bedarfes an
FFPVA in der EHG Stadt Osterwieck (vgl. Pkte. 5.1 und 5.1.1) geleistet: Nach Auskunft des
Vorhabenträgers der Agri-PV-Anlage ist eine installierte Leistung von 62-65 MW zu erwarten.

Grundsätzliche Eignung des Plangebietes
Im Plangebiet wird Landwirtschaft betrieben, womit eine Grundvoraussetzung für die Errich-
tung einer Agri-PV-Anlage erfüllt  ist.  Zudem bietet sich das Plangebiet  u.a. insbesondere
deshalb für die Agri-PV-Nutzung an, weil seine Umgebung durch die angrenzende klassi-
sche FFPVA bereits entsprechend vorgeprägt ist. 
Weiterhin haben die Eigentümer und Bewirtschafter Interesse an der Errichtung einer Agri-P-
V-Anlage zur Gewinnung erneuerbarer Energien und bei  gleichzeitiger  Weiterführung der
Bewirtschaftung der Ackerflächen zwischen und unter den Modulen. Dies ist aufgrund des
engen zeitlichen Rahmens zur Erreichung der Ausbauziele der Bundesgesetzgebung (Ver-
stromung bis zum Jahr 2025 zu 40 bis 45 % aus erneuerbaren Energien, bis 2030 bis zu 80%)
ebenfalls zu berücksichtigen.
Gem. § 35 Abs. 1 Nr. 11 BauGB sind  Speicheranlage für Elektroenergie im Außenbereich
zulässig, wenn sie in räumlich funktionalem Zusammenhang mit einer vorhandenen Anlage
zur Nutzung erneuerbarer Energien stehen. Sobald die Agri-PV-Anlage errichtet ist, wäre sie
als vorhandene Anlage anzusehen und die Errichtung einer Speicheranlage für Elektroener-
gie planungsrechtlich privilegiert zulässig. Aufgrund der Privilegierung ist grundsätzlich von
einer Eignung des Plangebietes hierfür auszugehen.

Konversionsflächen und Agri-PV
Im Plangebiet  ist  eine Agri-PV-Anlage vorgesehen,  in deren Bereich auf  90% der Fläche
auch weiterhin die landwirtschaftliche Nutzung ausgeübt wird. Auf versiegelten Flächen oder
Konversionsflächen kann aufgrund der immanenten Bodenbelastungen (z.B.  Versiegelun-
gen, Altlasten) die zur Agri-PV zugehörige Nutzung Landwirtschaft nicht ausgeübt werden
kann. Damit entfällt für Agri-PV die Möglichkeit, Konversionsflächen zu nutzen. 
Auf eine Standortprüfung bezüglich Konversionsflächen wird verzichtet, da die Entwicklung
von Agri-PV auf  Konversionsflächen  weder  eine  vernünftige,  noch eine planzielkonforme
Standortalternative i.S.d. SUP-Richtlinie darstellt.

Andere landwirtschaftliche Flächen als der Standort
Aufgrund ihrer Spezifik - Landwirtschaft und Solarenergiegewinnung auf der selben Fläche -
kann einer Agri-PV-Anlage nicht entgegengehalten werden, dass sie der Landwirtschaft Flä-
chen entzieht. 

4 Vgl. - zur FFH-rechtlichen Abweichungsprüfung - Kerkmann, in: ders., Naturschutzrecht in der Praxis, 2007, § 8 Rn. 179.
5 „Die Standortalternativenprüfung in der Bauleitplanung“, Einleitung; Abhandlung der RA Dr. Holger Tobias Weiß, LL.M. Und
Hansjörg Wurster, Freiburg (Sozietät Wurster Wirsing Kupfer, Büro Freiburg)
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Die landwirtschaftliche Nutzung im Plangebiet wird nicht beeinträchtigt. Sie kann auf 90% der
Fläche weiter fortgeführt werden, es wird lediglich parallel die Gewinnung erneuerbarer Ener-
gien als zulässige Nutzung hinzugefügt. Damit wird eine Standortalternativenprüfung auf an-
deren Ackerflächen obsolet, da die landwirtschaftliche Nutzung nicht eingeschränkt wird und
somit alle Ackerflächen für die angestrebte Doppelnutzung aus Landwirtschaft und Gewin-
nung von Solarenergie gleich gut oder schlecht geeignet sind.

Zudem ist zu beachten, dass es sich nur um eine temporäre Nutzung handelt. Nach Ablauf
der Nutzungsdauer erfolgt ein vollständiger Rückbau der Anlage, wodurch das Plangebiet
dann wieder ausschließlich der landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfügung steht.  Dies gilt
auch für den geplanten Grünstromspeicher, da er räumlich und funktional mit der Agri-PV-
Anlage zusammenhängt. Weiterhin sind aufgrund der Privilegierung gem. § 35 Abs. 1 Nr. 11
BauGB grundsätzlich alle landwirtschaftlichen Flächen gleich gut für die Entwicklung des ge-
planten Grünstromspeichers geeignet.

Landschaftsbild
Da das Plangebiet bereits durch eine angrenzende FFPVA vorgeprägt ist, eignet es sich be-
zogen auf das Landschaftsbild grundsätzlich besser für die Etablierung einer Agri-PV-Anlage
als bisher nicht entsprechend vorgeprägte Ackerflächen.
In der EHG Stadt Osterwieck besteht außer der erwähnten FFPVA angrenzend an den Gel-
tungsbereich nur noch eine weitere FFPVA nordwestlich des Hauptortes Osterwieck im Be-
reich des Industriegebietes Nord an der Hoppenstedter Straße (siehe auch Pkt.  5.1.1 -  Er-
mittlung Flächenbedarf zur Gewinnung erneuerbare Energien in der Einheitsgemeinde Stadt
Osterwieck,  Absatz „Photovoltaik  auf  Gebäuden und auf  Freiflächen“).  Dort  ist  jedoch im
wirksamen FNP eine gewerbliche Baufläche dargestellt, die mit dem Änderungsbereich 2 der
derzeit durchgeführten 3. Änderung des FNP erweitert werden soll. Damit stellen die an die
dortige FFPVA noch angrenzenden Ackerflächen keine vernünftige Alternative dar, weil an
dieser Stelle die Planungsziele des FNP gewerbliche Nutzungen vorgeben.
Weiter sei auf die im Pkt. 5.2.1 - Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt
(LEP 2010), Absatz „Landschaftsbild“ durchgeführte Prüfung verwiesen. Es ist festzustellen,
dass das Plangebiet aufgrund der topografischen Gegebenheiten im näheren und weiteren
Bereich um Deersheim nicht wahrnehmbar ist. Lediglich eine gewisse Fernwirkung auf ei-
nem Teilstück der B79 zwischen Dardesheim und Hessen (Bereich Chausseehaus) ist zu
verzeichnen.  Da die angrenzende FFPVA hier  aber bereits das Landschaftsbild  vorprägt,
stellt die Planung keine Neuinanspruchnahme dar.
Somit sind bezüglich der Wirkung im Landschaftsbild keine besser geeigneten Flächen im
Gemeindegebiet  vorhanden, da alle anderen Ackerflächen im Gemeindegebiet noch nicht
durch angrenzende FFPVA vorgeprägt sind bzw. in einem Gewerbestandort liegen, an wel-
chem das Ziel der städtebaulichen Entwicklung ein anderes ist.

Nichtumsetzung der Planung
Sollte die Planung nicht umgesetzt werden können, wäre dies ein erheblicher Rückschlag für
den Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien im Gebiet der EHG Stadt Osterwieck und
stünde somit den gesetzlichen Vorgaben des §§ 2 EEG, den Ausbauzielen gem. § 4 Ziffer 3
EEG (siehe Pkt.  5.1.1 -  Ermittlung Flächenbedarf zur Gewinnung erneuerbare Energien in
der Einheitsgemeinde Stadt Osterwieck), dem Art. 3 EU-Notfallverordnung und dem Art. 20a
Grundgesetz (GG) entgegen. 

Fazit
Aus den genannten Gründen, aufgrund des Gebotes der vorrangigen und zügigen Entwick-
lung von Flächen für die Gewinnung erneuerbarer Energien gem. § 2 EEG und Art. 3 EU-
Notfallverordnung sowie  wegen des erheblichen und zeitlich dringlichen Nachholbedarfes
der EHG Stadt Osterwieck bei der Ausweisung von Flächen für Freiflächen-PV zur Errei-
chung der verbindlichen Ausbauziele gem. § 4 Abs. 3 EEG sind derzeit keine besser geeig-
neten Standortalternativen zum Plangebiet erkennbar.
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5. ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN

5.1. Verbindliche Vorgaben Europas und des Bundes

Aufgrund der Planungsziele sind insbesondere die in jüngerer Zeit  erlassenen Vorgaben,
Richtlinien und Gesetzgebungen der Europäischen Union sowie der Bundesregierung zum
Ausbau der Gewinnung erneuerbarer Energien zu beachten.  Verfolgte man die aktuellen
Veröffentlichungen des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz auf der Themen-
seite zu erneuerbaren Energien www.energiewechsel.de ist festzustellen, dass:
 

- der dynamische Ausbau der erneuerbaren Energien und die ambitionierte Steigerung der
Energieeffizienz nach wie vor wesentliche Bestandteile des Energiekonzepts und der Be-
schlüsse der Bundesrepublik Deutschland zur Energiewende sind, 

- mit umfangreichen Gesetzespaketen die Grundlagen für den weiteren, schrittweisen Aus-
und Umbau der Energieversorgung in der Bundesrepublik Deutschland gelegt wurden und
weiter ausgebaut werden müssen, 

- auf dem bis 2040 verlaufenden Zielpfad viele weitere Maßnahmen zur Umsetzung der
Energiewende noch folgen müssen, 

- die Rahmenbedingungen für diese notwendigen langfristigen Investitionen weiter verbes-
sert und Hemmnisse beseitigt werden sollen sowie 

- neben der dringend notwendigen Netzoptimierung und dem Ausbau der überregionalen
Übertragungsnetze  zur  Gewährleistung  der  Versorgungssicherheit  in  allen  Regionen
Deutschlands aber auch weiterhin die Standorte zur Stromerzeugung aus regenerativen
Energien entwickelt oder ausgebaut werden sollen. 

 

Diese Bestrebungen der Bundesregierung werden dadurch untermauert, dass den Belangen
des Klimaschutzes durch Art. 20a GG ein verfassungsrechtlicher Rang zukommt.
Es besteht also - offenkundig - ein besonderes öffentliches Interesse am Ausbau der regene-
rativen Energieerzeugung, das durch europa-, bundes- und landesrechtliche Vorschriften un-
tersetzt und gesteuert wird [Start: Europäischer Aktionsplan Energie (2007), „EU-Klimapaket“
der Kommission vom 22.01.2014, Übereinkommen von Paris vom 12.12.2015, etc.].
Diese Aufgabe spiegelt sich insbesondere in den Vorgaben der EU-Notfallverordnung 2022,
in der Novelle des EEG von 2023 und in der BauGB-Novelle von 2023 wider. Ins BauGB
wurden im August und Dezember 2025 zudem weitere Regelungen zur Förderung der Ge-
winnung erneuerbarer Energien aufgenommen, insbesondere die Privilegierung von Grün-
stromspeichern gem. § 35 Abs. 1 Nr. 11 BauGB. 
 

Vor dem Hintergrund der Klimakrise und des Ukrainekrieges hat die Bundesregierung das
Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 2023)
novelliert. Das EEG ist am 1. Januar 2023 in Kraft getreten. Die aktuell gültige Fassung ist
zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 18. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 347) geän-
dert worden. 
 

Im § 1 Abs. 1 EEG wird als Ziel des Gesetzes die „Transformation zu einer nachhaltigen und
treibhausgasneutralen Stromversorgung, die vollständig auf erneuerbaren Energien beruht“
definiert. Der § 1 Abs. 2 EEG gibt zur Erreichung dieses Zieles vor, dass der Anteil des aus
erneuerbaren  Energien  erzeugten  Stroms  am  Bruttostromverbrauch  im  Staatsgebiet  der
Bundesrepublik Deutschland einschließlich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone
(Bundesgebiet) auf mindestens 80 Prozent im Jahr 2030 gesteigert werden soll.
 

Der § 2 EEG trifft Aussagen zur besonderen Bedeutung der erneuerbaren Energien:
„Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen Nebenanlagen liegen
im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Gesundheit und Sicher-
heit. Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die er-
neuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterab-
wägungen eingebracht werden.“
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Nicht zuletzt hat auch das Bundesverfassungsgericht  in seinem Beschluss vom 24. März
2021 (1 BvR 2656/18, 1 BvR 96/20, 1 BvR 78/20, 1 BvR 288/20, 1 BvR 96/20, 1 BvR 78/20)
das Klimaschutzgesetz der Bundesrepublik Deutschland in Teilen als verfassungswidrig er-
klärt, da aus Sicht des Bundesverfassungsgerichts das Klimaschutzgesetz von 2019 dabei
zu kurz greift, weil

- das deutsche Klimaschutzgesetz aus dem Jahr 2019 in Teilen nicht mit den Grundrechten
vereinbar ist, 

- es insbesondere an ausreichenden Vorgaben für die Emissionsminderung ab 2031 fehlt, 
- die  heutigen  Vorschriften  damit  hohe  Emissionsminderungslasten  unumkehrbar  auf

Zeiträume nach 2030 verschieben und dadurch gegen das Prinzip der Generationenge-
rechtigkeit verstoßen wird. 

 

In der Begründung zu diesem zwingend zu beachtenden Urteil wird festgestellt, dass die Re-
duzierung des prognostizierten weiteren Anstiegs der globalen Durchschnittstemperatur auf
deutlich unter zwei Grad nur mit immer dringenderen und kurzfristigeren Maßnahmen mach-
bar wäre. Damit wird in aller Deutlichkeit klargemacht, dass der Ausbau der Gewinnung von
erneuerbaren Energien, wozu auch die in der vorliegenden Planung vorbereitete Errichtung
von Agri-PV dient, als übergeordnete Zielstellung von allerhöchster Bedeutung anzusehen
ist.
Die EHG Stadt Osterwieck wird deshalb die verfassungsrechtlichen Aspekte im Abwägungs-
prozess bei allen weiteren Bauleitplanverfahren mit dem Ziel der Vorbereitung von Photovol-
taik-Freiflächenanlagen zwingend beachten.

5.1.1. Ermittlung Flächenbedarf zur Gewinnung erneuerbare Energien in der Ein-
heitsgemeinde Stadt Osterwieck

Der Weg zur Erreichung der Ziele nach § 1 EEG 2023 wird im § 4 EEG – Ausbaupfad an-
hand verbindlicher Vorgaben zur im Bundesgebiet zu installierenden Leistung von Windener-
gieanlagen und von Solaranlagen vorgegeben. 

Für den Flächenbedarf  zur Gewinnung von Elektroenergie aus solarer Strahlungsenergie
von Relevanz ist § 4 Ziffer 3 EEG 2023. Dieser gibt folgende Zeitschiene zur Steigerung der
installierten Leistung von Solaranlagen vor:

a)  88 Gigawatt im Jahr 2024,
b) 128 Gigawatt im Jahr 2026,
c) 172 Gigawatt im Jahr 2028,
d) 215 Gigawatt im Jahr 2030,
e) 309 Gigawatt im Jahr 2035 und
f) 400 Gigawatt im Jahr 2040
 

sowie den Erhalt dieser Leistung nach dem Jahr 2040.
 

Diese Vorgaben zum Ausbau der Gewinnung von Solarenergie beziehen sich auf das ge-
samte Bundesgebiet. 

Konkrete  Vorgaben  für  die  zu  installierende  Leistung  im Land Sachsen-Anhalt  bestehen
nicht. Auch für den Landkreis Harz oder vorliegend die Einheitsgemeinde Stadt Osterwieck
bestehen ebenfalls noch keine konkreten Zielvorgaben.
 

Um zumindest überschläglich beurteilen zu können, welcher Beitrag zur Erreichung der ge-
setzlich  vorgegebenen  Ausbauziele  in  der  Einheitsgemeinde  Stadt  Osterwieck  zu leisten
wäre, soll im folgenden die zu gem. § 4 EEG zu installierende Leistung von Solaranlagen flä-
chenbezogen auf Gemeindeebene heruntergebrochen und daraus der Flächenbedarf für so-
lare Energiegewinnung ermittelt werden.
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Bundesrepublik Deutschland

Zieljahr insgesamt 
zu installierende Leistung 
im Bundesgebiet6

Fläche 
Bundesrepublik 
Deutschland7

flächenbezogen 
zu  installierende  Leistung
in MW / ha

2024 88 GW (88.000 MW)

357.592 km²

entspricht

35.759.200 ha

0,002460905

2026 128 GW (128.000 MW) 0,003579498

2028 172 GW (172.000 MW) 0,004809951

2030 215 GW (215.000 MW) 0,006012439

2035 309 GW (309.000 MW) 0,008641133

2040 400 GW (400.000 MW) 0,011185933
 

Bezogen auf die Fläche der EHG Stadt Osterwieck sind folgende Ausbauziele zu erreichen:
 

Einheitsgemeinde Stadt Osterwieck

Zieljahr flächenbezogen 
zu installierende Leistung
in MW / ha

Fläche
Einheitsgemeinde
in ha

insgesamt 
zu installierende Leistung 
in der Einheitsgemeinde

2024 0,002460905

21.311

52,4 MW

2026 0,003579498 76,3 MW

2028 0,004809951 102,5 MW

2030 0,006012439 128,1 MW

2035 0,008641133 184,2 MW

2040 0,011185933 238,4 MW

In der  Einheitsgemeinde Stadt Osterwieck bestehen insgesamt ca. 20 MW an installierter
Leistung in Solaranlagen.8 In der Gegenüberstellung von Bestand und gesetzlichen Ausbau-
vorgaben ergibt sich für die EHG Stadt Osterwieck folgendes Bild:
 

Einheitsgemeinde Stadt Osterwieck

Zieljahr insgesamt 
zu installierende Leistung 
in der Einheitsgemeinde

in der Einheitsgemeinde
bereits installierte Leistung

bis Erreichung der gesetz-
lichen Vorgabe noch
zu installierende Leistung

2024 52,4 MW

20,0 MW

32,4 MW

2026 76,3 MW 56,3 MW

2028 102,5 MW 82,5 MW

2030 128,1 MW 108,1 MW

2035 184,2 MW 164,2 MW

2040 238,4 MW 218,4 MW
 

Aufgrund der vorstehenden Daten ist festzustellen, dass die gesetzlichen Ausbauziele be-
reits im Jahre 2024 nicht erreicht wurden. 

6 § 4 Ziffer 3 EEG 2023
7 DESTATIS – Statistisches Bundesamt 2025
8 Webseiten RechnerPhotovoltaik am 26.09.2025 um 16:24 Uhr: 
  https://www.rechnerphotovoltaik.de/photovoltaik/in/sachsen-anhalt/osterwieck
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Um das Ausbauziel für 2030 von 108,1 MW zu erreichen, müssten in der EHG Stadt Oster-
wieck in den nächsten 5 Jahren weitere 88,1 MW installiert werden. Das entspricht in etwa
einer Verfünffachung der aktuell installierten Leistung von PV-Anlagen. Bis 2040 müsste sich
die derzeit installierte Leistung von 20 MW auf 218,4 MW sogar mehr als verzehnfachen.
 

Damit ist grundsätzlich festzustellen, dass zur Erreichung der gesetzlichen Ausbau-
ziele erheblicher weiterer Bedarf an installierter Leistung aus Solaranlagen besteht.
 

Photovoltaik auf Gebäuden und auf Freiflächen
Grundsätzlich ist anzustreben, PV-Anlagen vorrangig auf Gebäuden zu installieren, anstatt
Freiflächen zu überbauen. Daher wird geprüft, ob die gesetzlichen Ausbauziele auch unter
ausschließlicher Nutzung von Gebäuden erreicht werden können.
In der vorstehend angegebenen Gesamtmenge von rd. 20 MW für die in der EHG insgesamt
installierte Leistung wird in der Quelle9 zunächst nicht nach PV-Anlagen auf Gebäuden und
Freiflächen-PV unterschieden. Öffnet man die zugrunde liegende Datenbank und prüft dort
im Detail, so ist festzustellen, dass in der EHG Stadt Osterwieck genau 2 Freiflächen-PV-An-
lagen vorhanden sind:
 

Osterwieck, Hoppenstedter Straße
- Gemarkung Osterwieck, Flur 15, Flurstücke 149,153,154,81/9
- Fläche: rd. 4,49 ha
- installierte Leistung: rd. 2 MW

  

Deersheim, Am Steinbach
- Gemarkung Deersheim, Flur 3, Flurstücke 29/5 und 499/20
- Fläche: 6,03 ha
- installierte Leistung: rd. 3,6 MW
 

Also sind in der EHG Stadt Osterwieck insgesamt rd. 5,6 MW in Freiflächen-PV installiert
und 14,4 MW auf Gebäuden.
 

Die gesamte Grundfläche aller Gebäude in der EHG Stadt Osterwieck beträgt ca. 1.640.659
m² (ca. 164 ha).10 Derzeit ist von einer durchschnittlichen Nennleistung von 0,2 kW pro Qua-
dratmeter für Anlagen auf Gebäuden auszugehen.11 Somit könnte bei vollständiger Belegung
aller Gebäude mit PV-Anlagen eine installierte Leistung von 328.131,8 kW erreicht werden,
was rd. 328 MW entspräche. Nach Analysen des TÜV Süd sind jedoch nur ein Viertel aller
Dächer ohne Einschränkungen für PV-Anlagen geeignet.12 Damit ist von einer erreichbaren
installierten Leistung von PV-Anlagen auf Gebäuden von 82 MW auszugehen. 
Somit wären mit PV-Anlagen auf geeigneten Dächern die finalen Ausbauziele für 2040 von
238,4 MW nicht erreichbar.
 

Ergebnis
Es besteht auch unter Berücksichtigung der Ausbaumöglichkeiten auf Gebäuden (erreichbar
rd. 82 MW) und der bereits installierten Leistung von 20 MW in der EHG Stadt Osterwieck
weiterer durchaus erheblicher Bedarf in Höhe von 136,4 MW, der über Freiflächen-PV-Anla-
gen zur Erreichung des Ausbauzieles von 238,4 MW bis 2040 gedeckt werden muss.

Ausgehend von Werten zwischen 1,4 und 0,9 MW pro ha klassischer Freiflächen-PV13

wären bis zum Jahre 2040 insgesamt noch auf rd. 97,4 - 151,6 ha FFPVA umzusetzen.

9 Webseiten RechnerPhotovoltaik am 26.09.2025 um 16:24 Uhr: 
   https://www.rechnerphotovoltaik.de/photovoltaik/in/sachsen-anhalt/osterwieck
10 ermittelt aus ALK-Daten des Landesvermessungsamtes Sachsen-Anhalt
11 Webseite 1komma5 am 26.09.2025 um 18:28 Uhr: 
   https://1komma5.com/de/solaranlage/photovoltaik-leistung-pro-m2/
12 Webseite des TÜV Süd am 26.09.2025 um 19:35 Uhr: https://www.tuvsud.com/de-de/presse-und-medien/2024/ja-
nuar/nur-ein-viertel-der-daecher-ohne-einschraenkungen-fuer-pv-anlagen-geeignet
13 Webseite der Landesgesellschaft für Energie und Klimaschutz des Landes NRW am 29.09.2025 um 17:02 Uhr:
    https://www.energy4climate.nrw/energiewirtschaft/photovoltaik/freiflaechen-pv
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5.2. Landes- und regionalplanerische vorgaben 

Das Gesetz über den Landesentwicklungsplan des LSA (LEP-LSA) vom 12.03.2011 und der
aus dem Landesentwicklungsplan entwickelte Regionale Entwicklungsplan für die Planungs-
region Harz (REPHarz) in der Fassung vom 09.03.2009 geben die Erfordernisse der Raum-
ordnung und der Regionalplanung vor.
Gemäß § 4 Absatz 1 Raumordnungsgesetz (ROG) sind bei raumbedeutsamen Planungen
und Maßnahmen öffentlicher Stellen die Ziele der Raumordnung zu beachten sowie Grund-
sätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung in Abwägungs- und Ermessensentschei-
dungen zu berücksichtigen. 
Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung für das Land Sachsen-Anhalt sind im Landes-
entwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt (LEP 2010) festgelegt. 
Auf  der Ebene der Regionalplanung ist  der Regionale  Entwicklungsplan Harz (REPHarz)
maßgebend. Laut der Überleitungsvorschrift in § 2 der Verordnung über den Landesentwick-
lungsplan 2010 gelten die Regionalen Entwicklungspläne für die Planungsregionen fort, so-
weit sie den in der Verordnung festgelegten Zielen der Raumordnung nicht widersprechen.

5.2.1. Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt (LEP 2010)

Auszug LEP 2010 mit Lage des Plangebietes

 

Im LEP 2010 wurden für die zu betrachtenden Teilbereiche folgende Festlegungen getroffen:

Zentralörtliche Gliederung (Kap. 2 - Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Sied-
lungsstruktur, Pkt. 2.1 LEP 2010)
Die Ortschaft Deersheim hat keine zentralörtliche Funktion. In den nichtzentralen Orten ist
die städtebauliche Entwicklung auf die Eigenentwicklung auszurichten (LEP 2010, Ziff. 2.1, Z
26). Für eine eigenverantwortliche Aufgabenwahrnehmung ist es jeder Gemeinde im Rah-
men ihrer Eigenentwicklung zu ermöglichen, die gewachsenen Strukturen zu erhalten und
angemessen, bezogen auf die örtlichen Bedürfnisse unter Berücksichtigung der demographi-
schen Entwicklung, weiterzuentwickeln.

Das Plangebiet liegt nordwestlich der Ortslage Deersheims. Es ist überwiegend umgeben
von  Ackerflächen,  grenzt  aber  im  Süden  an  eine  bestehende  FFPVA  und  im  Südosten
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Abb. 7: aus der Zeichnerischen Darstellung des LEP 2010, Kartengrundlage: [ALKIS /TK10 01/2010] © LVermGeo LSA (www.l-
vermgeo.sachsen-anhalt.de)/ A18/1-18384/2009

Lage Plangebiet
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schließen Teilflächen der Kiesgrube Deersheim Nord am Eschenberg an.
Der Geltungsbereich wird derzeit ebenfalls landwirtschaftlich als Intensivacker genutzt.  Aus
der Errichtung einer Agri-PV-Anlage, welche die landwirtschaftliche Nutzung und die Gewinnung
erneuerbarer Energien kombiniert,  ist  kein Konflikt  mit den Grundsätzen und Zielen zur Zen-
tralörtlichen Gliederung zu erwarten.

Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Standortpotenziale und der technischen In-
frastruktur (Kap. 3 LEP 2010)
 

Energie (Ziffer 3.4 LEP 2010)
Die zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien entspricht den landesplanerischen Zielstel-
lungen im Land Sachsen-Anhalt. Nach dem Ziel Z 103 des LEP 2010 ist sicher zu stellen,
dass Energie stets in ausreichender Menge, kostengünstig, sicher und umweltschonend in
allen Landesteilen zur Verfügung steht. Dabei sind insbesondere die Möglichkeiten für den
Einsatz erneuerbarer Energien auszuschöpfen und die Energieeffizienz zu verbessern. 
Durch das Planungsziel, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer
Agri-PV-Anlage zu schaffen, trägt die vorliegende Planung zur Erreichung des Ziels Z 103
durch Bereitstellung erneuerbarer Energien (Solarstrom) bei.

Gemäß Grundsatz G 84 des LEP-LSA 2010 sollen Photovoltaikfreiflächenanlagen vorrangig
auf bereits versiegelten oder Konversionsflächen errichtet werden.
Per Definition handelt es sich bei Konversionsflächen um Flächen, deren ökologischer Wert
infolge der ursprünglichen Nutzung schwerwiegend beeinträchtigt ist. Kriterien für das Vorlie-
gen einer schwerwiegenden Beeinträchtigung sind vorwiegend die Existenz von Altlasten,
Kampfmitteln, Bodenversiegelungen und starke Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen. 

In einer Agri-PV-Anlage werden Landwirtschaft und Gewinnung solarer Strahlungsenergie auf
der  selben  Fläche  durchgeführt.  Die  Doppelnutzung  Landwirtschaft  und  Gewinnung  solarer
Strahlungsenergie sind das spezifische Kennzeichen einer Agri-PV-Anlage. 
Die Entwicklung von Agri-PV ist auf versiegelten Flächen oder Konversionsflächen nicht möglich,
da diese Flächen aufgrund der Versiegelung oder hier immanenten schwerwiegenden Beein-
trächtigungen von Bodenfunktionen (z.B. Altlasten) für die Landwirtschaft ungeeignet sind. Die
eine Agri-PV-Anlage prägende Doppelnutzung aus Landwirtschaft und Gewinnung solarer Strah-
lungsenergie ist weder auf versiegelten, noch auf Konversionsflächen möglich. 
Daher kann der Grundsatz G 84 auf Agri-PV-Anlagen nicht sinnvoll angewendet werden. 

Weiterhin ist das Gebot der vorrangigen Berücksichtigung der Belange der Gewinnung erneuer-
baren Energien gem. § 2 EEG in der Abwägung zu berücksichtigen. 
Dies ist auch auf den Grundsatz G 84 anzuwenden, da Grundsätze der Raumordnung gem. § 4
Abs. 1 ROG der Abwägung unterliegen. Aus den genannten Gründen ist der Grundsatz G 84 für
die vorliegende Planung nicht anzuwenden bzw. wird der Entwicklung einer Agri-PV-Anlage im
Plangebiet der Vorrang eingeräumt.

Im Hinblick auf Photovoltaikfreiflächenanlagen bestimmt Ziel Z 115 des LEP 2010, dass im
Rahmen der landesplanerischen Abstimmung dieser Anlagen insbesondere auf ihre Wirkung
auf das Landschaftsbild, den Naturhaushalt und die baubedingte Störung des Bodenhaus-
haltes zu prüfen ist.

Landschaftsbild
In der Landschaft führen sichtbare Freiflächenphotovoltaikanlagen zu einer Veränderung des
Landschaftsbildes. Da es sich bei den Anlagen um landschaftsfremde Objekte handelt, ist re-
gelmäßig von einer Beeinträchtigung des Landschaftsbildes auszugehen, auch wenn Einzel-
ne den Anblick eines Solarparks aufgrund persönlicher Einstellungen auch als positiv emp-
finden mögen. 
Es ist festzustellen, dass vor allem die folgenden Faktoren zur Wirksamkeit von Solarparks
im Landschaftsbild beitragen: 
- Erkennbarkeit von auffälligen Einzelobjekten,
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- Sichtbarkeit einzelner Anlagenteile, 
- Größe der Anlage im Blickfeld, 
- Lage zur Horizontlinie, 
- teilweise Sichtverschattungen, 
- Vorbelastungen durch andere anthropogene Landschaftselemente. 
 

Wenn vom Beobachtungspunkt die Moduloberfläche sichtbar ist, erscheint die Anlage mit ei-
ner größeren Helligkeit und abweichenden Farbe im Landschaftsbild. 
Bei unbeweglichen Konstruktionen wie im vorliegenden Fall tritt die größte Wirkintensität auf
der Modulvorderseite auf. Aus anderen Richtungen sind dagegen insbesondere die Trage-
konstruktionen sichtbar, welche jedoch einen deutlich geringeren Anteil am Blickfeld einneh-
men und bei nicht reflektierenden Konstruktionen nicht so auffällig sind. 
Auf den Modulrückseiten sind Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes oft gering und aus
weiterer Entfernung nicht mehr feststellbar. 
 

Die geplante Anlagenpositionierung ist wie folgt: 

- Lage in Talräumen: 
Der Sichtraum ist auch bei fehlender Abpflanzung auf die Größe des Talraums beschränkt,
da die nächstgelegenen Höhenzüge den Sichtraum in der Regel begrenzen. 

 

Nachstehend ist die Tallage exemplarisch im Bild dargestellt:

Die Reichweite des Sichtraums ist stark vom Relief und von der Lage der Anlage im Relief
abhängig. Der Anteil der geplanten Agri-PV-Anlage im Blickfeld ist durch die relative horizon-
tale und vertikale Ausdehnung der Anlage im Blickfeld quantifizierbar. Ausschlaggebend für
die wahrgenommene Größe der Anlage ist der maximal erkennbare Umriss der Anlage. Da-
bei ist in der Regel die Ausdehnung in horizontaler Richtung erheblich größer als diejenige in
vertikaler Richtung. Eine nennenswerte vertikale Ausdehnung führt aber zu einer flächigen
Ansicht der Anlage, während eine Anlage mit einer geringen vertikalen Ausdehnung eher als
lineares Element wahrgenommen wird. Flächig sichtbare Anlagen sind wesentlich auffälliger
als nur linear sichtbare Anlagen. Die vertikale Ausdehnung hat entsprechend einen wichtigen
Einfluss auf das Ausmaß der Landschaftsbildveränderung.
 

Die künftige Agri-PV-Anlage liegt am Südwesthang des Großen Fallstein zwischen ca. 132,5
und 175 m. ü. NHN. Der Bereich ist von sanften Hügeln umgeben. Das Plangebiet kann da-
her am ehesten der Lage b – Tallage gem. vorstehender Grafik zugeordnet werden.
 

Der Standort grenzt bereits an eine FFPVA, die sich bis an den nördlichen Rand der Ortsla-
ge Deersheims erstreckt. An der Südostgrenze des Plangebietes befinden sich Flächen des
Kiesgrube Deersheim Nord am Eschenberg. Daher ist bereits eine erhebliche Vorbelastung
der umgebenden Landschaft durch anthropogene Landschaftselemente gegeben.
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Nachstehend werden die relevanten Ortslagen und Straßenverläufe in der Umgebung hin-
sichtlich einer möglichen Wahrnehmbarkeit der Anlage von dort betrachtet:
 

südlich
- Ortslage Deersheim, ca. 110 - 120 m ü. NHN, ca. 500 m entfernt

von hier aufgrund der Topografie, Sichtverschattungen aus Baustrukturen der Ortslage so-
wie dichter Gehölzstrukturen nördlich der „Hessener Straße“ nicht sichtbar
daher keine Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu erwarten,

 

östlich
- Hessener Straße / L 89, ca. 110 - 112 m ü. NHN, ca. 250-1100 m entfernt

nahezu vollständige Sichtverschattung durch die zwischen Plangebiet und Straße gelege-
nen Feldgehölze und Erhebungen: Eschenberg mit ca. 132 m.ü NHN und Höhenzug am
nordöstlichen Ortseingang Deersheims mit ca. 135 m ü NHN,
Anlage allenfalls kurz (max. Sichtraum ca. 200 m) im Talbereich zwischen den genannten
Hügeln sichtbar, 
daher keine wesentlichen Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu erwarten,
 

nördlich
- Ortslage Hessen, zwischen ca. 110 und 120 m ü. NHN, ca. 1,8 km entfernt

vollständige  Sichtverschattung durch zwischen  dem Plangebiet  und dem Ortsrand von
Hessen gelegene Höhenzüge / Hügel (Weißberg ca. 135 m, Sudberg ca. 130 m und Vier-
telbeek ca. 130 m), von hier keine Auswirkungen auf das Landschaftsbild wahrnehmbar,

 

westlich:
- Großer Fallstein (Waldgebiet), auf ca. 200 – 288 m ü. NHN, ca. 500 m entfernt

Plangebiet aufgrund der Waldgehölze nur vom Waldrand (ca. 200 m ü. NHN) sichtbar, 
aufgrund der Ausrichtung ist von Westen überwiegend die Tragkonstruktion von der Seite
sichtbar - daher eher geringe Wirkung im Landschaftsbild,
keine erheblichen Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu erwarten,

Wegen des Reliefs und der Gehölz- und Baustrukturen im Umfeld des Plangebietes kann
ausgeschlossen werden, dass die Module in der Horizontlinie erscheinen, was die Wirkinten-
sität deutlich erhöhen würde. 
Um negative Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu minimieren, soll auf die Ausführung
von blickdichten Einfriedungen verzichtet sowie reflektionsarme Oberflächen vorgeschrieben
werden. Entsprechende Festsetzungen werden getroffen.
Aufgrund der Topografie und der Lagebedingungen kann erwartet werden, dass die Agri-PV-
Anlage keine erheblichen Auswirkungen auf das Landschaftsbild ausübt.

Natur- und Bodenhaushalt
Die Aufständerung der Agri-PV-Anlage ermöglicht  eine versiegelungsarme Installation der
gesamten Anlage. Die landwirtschaftliche Nutzung kann auf mehr als 90% der Fläche weiter-
geführt werden. 
Die tatsächliche Versiegelung durch Rammpfosten, Zaunpfosten und Trafos beträgt ca. 154
m². Die Fläche des SO „Agri-PV“ hat eine Größe von 464.238 m². 
Damit wird dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden nach den Vorgaben
des BBodSchG sowie des BauGB entsprochen. Die bisherige Funktion im Boden- und Natur-
haushalt wird durch die geplante Nutzung als Agri-PV-Anlage (Landwirtschaft weiterhin auf
90% der Fläche) nicht wesentlich beeinträchtigt.

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen zum Ziel Z 115 des LEP 2010 und der Prüfung
des Plangebietes auf die Wirkung auf das Landschaftsbild, den Naturhaushalt und die bau-
bedingte Störung des Bodenhaushaltes kann festgestellt werden, dass keine erheblichen Be-
einträchtigungen zu erwarten sind. 
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Die  Errichtung  von  Photovoltaikfreiflächenanlagen  auf  landwirtschaftlich  genutzter  Fläche
sollte weitestgehend vermieden werden (LEP 2010, G 85). Da im Plangebiet eine Agri-PV-
Anlage errichtet werden soll, die es ermöglicht, die landwirtschaftliche Nutzung weiterhin vor-
rangig und dauerhaft auf mehr als 90% der Fläche auszuüben (siehe Pkt.  2.2 - Allgemeine
Ziele der Planung), wird die Zielstellung des Grundsatzes G 85 infolge der Planung nicht be-
einträchtigt. Grundsatz G 85 bezieht sich auf klassische FFPVA, nicht auf Agri-PV. Diese war
zum Zeitpunkt der Aufstellung des LEP 2010 noch weitgehend unbekannt.

Weiterhin sind das überragende öffentliche Interesse am Ausbau der erneuerbaren Energi-
en, ihre Bedeutung für die öffentliche Sicherheit, das Gebot der vorrangigen Berücksichti-
gung der Belange erneuerbarer Energien in der Schutzgüterabwägung gem. § 2 EEG 2023
sowie die gebotene Priorisierung und Beschleunigung des Ausbaus der Gewinnung erneuer-
barer Energien Art. 3 EU-Notfallverordnung zu berücksichtigen. Zudem sei auf den beste-
henden Nachholbedarf zur Erreichung der verbindlichen Ausbauziele gem. § 4 Abs. 3 EEG
verwiesen: in der EHG Stadt Osterwieck müssten bis zum Jahre 2040 insgesamt noch auf
rd. 97,4 - 151,6 ha FFPVA (siehe Pkte. 5.1 und 5.1.1) errichtet werden – ohne die vorliegend
geplante Anlage. Aus den genannten Gründen können die Belange des Grundsatzes G 85
und des Ausbaus der Gewinnung erneuerbarer Energien durch die Errichtung einer Agri-PV-
Anlage in Einklang gebracht werden.

Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Freiraumstruktur (Kap. 4 LEP 2010)
Neben der zeichnerischen Ausweisung von Siedlungs- und Verkehrsflächen werden im LEP
2010 grundsätzlich Vorrang- und Vorbehaltsgebiete als Ziele und Grundsätze zur Entwick-
lung des Freiraums festgelegt. 
Vorranggebiete sind für bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vorgese-
hen. Andere raumbedeutsame Nutzungen in diesen Gebieten sind ausgeschlossen, soweit
diese mit den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar sind. 
In Vorbehaltsgebieten ist  den bestimmten raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen
bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen besonderes Gewicht
beizumessen. Auf die für die vorliegende Planung bedeutsamen Vorrang- und Vorbehaltsge-
biete des LEP 2010 wird im folgenden eingegangen.

Vorranggebiete
Das Plangebiet wird nicht von Vorranggebieten des LEP2010 berührt.

Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft „Nördliches Harzvorland“ (Pkt. 4.2.1 LEP 2010)
Aufgrund der Lage des Plangebietes innerhalb des Vorbehaltsgebietes Landwirtschaft „Nörd-
liches Harzvorland“ ist den Belangen der Landwirtschaft hier erhöhtes Gewicht beizumessen.

Angestrebt wird die ackerbauliche Nutzung und Gewinnung erneuerbarer Energien als Dop-
pelnutzung auf derselben Fläche. Die Eigentümer sind Landwirte, die im Plangebiet die land-
wirtschaftliche Nutzung weiter betreiben werden. Die landwirtschaftliche Nutzung richtet sich
im Bereich der künftigen Agri-PV-Anlage nach den Vorgaben der DIN SPEC 91434:2021-05
sowie deren möglichen Folgeregelungen. Dies wird zum einen textlich festgesetzt und zum
anderen vertraglich abgesichert.
Vorliegend wird der Anbau von Feldfrüchten und Futterpflanzen beabsichtigt. Grundsätzlich
sind jedoch viele Kulturen unter Agri-PV anbaubar, wobei der Fokus auf Pflanzen liegt, die
vom Schutz vor extremen Wetterereignissen (zu viel Sonne, Hagel) profitieren. Die Agri-PV
ist so vielfältig wie die Landwirtschaft - zu den hier möglichen Anbaukulturen siehe Pkt. 2.2 -
Allgemeine Ziele der Planung. Die auf Gewinn orientierte landwirtschaftliche Nutzung durch
Betriebe der Landwirtschaft wird weiterhin auf  90% der Fläche und damit vorrangig sowie
dauerhaft ausgeübt. Eine Beeinträchtigung der Vorbehaltsnutzung Landwirtschaft infolge der
Planung ist deshalb nicht zu erwarten.

Speicheranlage für Elektroenergie
Hierzu werden im LEP2010 keine Aussagen getroffen, jedoch im 2. Entwurf der Neuaufstel-
lung des LEP LSA (siehe folgende Ausführungen).
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Neuaufstellung des Landesentwicklungsplans
Neben den wirksamen Zielen und Grundsätzen der Raumordnung stellen die in Aufstellung
befindlichen Ziele der Raumordnung gem. § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG sonstige Erfordernisse der
Raumordnung dar. Gem. § 4 Abs. 1 ROG sind sonstige Erfordernisse der Raumordnung in
Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen.
Am 2. September 2025 hat  die Landesregierung den zweiten Entwurf  des Landesentwick-
lungsplans Sachsen-Anhalt (LEP 2013) beschlossen. Das Aufstellungsverfahren ist mittlerwei-
le abgeschlossen. Die Landesregierung hat am 11.08.2026 die Verordnung über den Landes-
entwicklungsplan 2026 beschlossen. Mit deren Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt
voraussichtlich Ende September 2026 tritt der neue Plan in Kraft. Derzeit öffentlich einsehbar
ist der 2. Entwurf des LEP 2013.  Die Berücksichtigung der für die Planung relevanten Erfor-
dernisse der Raumordnung gem. 2. Entwurf des LEP LSA wird nachstehend dargestellt.

Die Vorgaben des Ziels Z 6.2.2-1 – Freiflächensolaranlagen – sind inhaltlich bereits im wirk-
samen LEP 2010 im Ziel Z 115 enthalten. 
Die gebotene Untersuchung von Wirkungen auf das Landschaftsbild, den Naturhaushalt und
die bau-  und anlagenbedingte  Störung des Bodenhaushaltes  wurde entsprechend  im Pkt.
5.2.1 - Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt (LEP 2010) geführt. Im Er-
gebnis wurden keine wesentlichen Beeinträchtigungen festgestellt.
Die im Ziel Z 6.2.2-2 neu hinzugekommene Frage nach den Wirkungen auf die landwirtschaft -
liche Bodennutzung wird in der Begründung im Pkt. 2.2 - Allgemeine Ziele der Planung beant-
wortet. Planungsziel ist die Entwicklung von Agri-PV gem. DIN SPEC 91434:2021-05. Damit
wird Landwirtschaft und Gewinnung erneuerbarer Energien auf der selben Fläche ermöglicht
und deshalb die landwirtschaftliche Bodennutzung nicht beeinträchtigt.

Im 2. Entwurf LEP 2013 wird ausdrücklich zwischen Freiflächen-Photovoltaik und Agri-PV un-
terschieden und entsprechend unterschiedliche Vorgaben getroffen. 
So ist in der Begründung zu Ziel Z 6.2.2-1 eine Definition für Agri-PV-Anlagen enthalten:
„Als Agri-PV-Anlagen gelten Freiflächensolaranlagen, die eine kombinierte Nutzung ein und 
derselben Fläche sowohl für die landwirtschaftliche Produktion und als auch für die Stromer-
zeugung ermöglichen und nach den Vorgaben der DIN SPEC 91434 errichtet worden sind.“
Dem entspricht die vorliegende Planung insbesondere durch entsprechende textliche Festset-
zungen, weshalb die geplante Anlage als Agri-PV-Anlage anzusehen ist.

Weiter sind Agri-PV-Anlagen gem. DIN SPEC 91434:2021-05 mit landwirtschaftlicher Haupt-
nutzung von der Vorgabe des Grundsatz G 6.2.2-1 - Ausbau der Solarenergie in Gemein-
den ausgenommen, dass Freiflächensolaranlagen maximal auf 5% der Fläche des Gemein-
degebietes umgesetzt werden sollen (Begründung zu G 6.2.2-1 im 2. Entw. LEP LSA).

Insbesondere von Relevanz ist der Grundsatz G 6.2.2-6 Agri-PV des 2. Entwurfs LEP LSA: 
„Agri-PV-Anlagen können auf  allen landwirtschaftlichen Nutzflächen errichtet werden, sofern
die Vorgaben der jeweils einschlägigen DIN SPEC eingehalten werden und die Hauptnutzung
der Fläche weiterhin der landwirtschaftlichen Produktion dient.“
Dem wird mit der Planung vollumfänglich entsprochen.

Das Plangebiet liegt auch im 2. Entwurf LEP 2013 innerhalb des Vorbehaltsgebietes Land-
wirtschaft „Nördliches Harzvorland“ (Grundsatz G 7.1.1-9). 
Da nun aber der vorgenannte Grundsatz G 6.2.2-6 Agri-PV vorgibt,  dass Agri-PV-Anlagen
gem. DIN SPEC 91434:2021-05 und mit der Landwirtschaft als Hauptnutzung auf allen land-
wirtschaftlichen Nutzflächen errichtet werden können, kann einer Agri-PV-Anlage weder die
Lage in einem Vorbehaltsgebiet, noch in einem Vorranggebiet für Landwirtschaft entgegenge-
halten werden. In der Begründung zu G 6.2.2-6 Agri-PV wird präzisiert:

- „Um die landwirtschaftliche Produktion von qualitativ hochwertigen Nahrungs- und Futter-
mitteln sowie von nachwachsenden Rohstoffen und biogenen Energieträgern zu sichern,
soll die Errichtung von Agri-PV-Anlagen auf allen landwirtschaftlichen Nutzflächen nur dann
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zulässig sein, wenn die einschlägigen Vorgaben der DIN SPEC eingehalten werden und
somit  die  Hauptnutzung  von  mindestens  85  Prozent  der  Fläche  weiterhin  der  landwirt-
schaftlichen Erzeugung dient.“

- „Die landwirtschaftliche Nutzfläche umfasst  sowohl  die als Vorrang- als auch als Vorbe-
haltsgebiete für Landwirtschaft gesicherten Flächen (siehe  Z 7.1.1-7 und  G 7.1.1-9).“↗ ↗

 

In der vorliegenden Planung werden die Landwirtschaft als Hauptnutzung und die Einhaltung
der DIN SPEC 91434:2021-05 planungsrechtlich textlich festgesetzt und zusätzlich vertraglich
gesichert.  Es wird auf  90% der Fläche weiterhin  die landwirtschaftliche Nutzung ausgeübt
(siehe auch Pkt. 6.4 - Landwirtschaft). Dem Grundsatz G 6.2.2-6 Agri-PV wird somit entspro-
chen. Daher steht der geplanten Agri-PV-Anlage die Lage im Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft
„Nördliches Harzvorland“ nicht entgegen. 

Auch zur raumordnerischen Berücksichtigung von  Speicheranlagen für Elektroenergie trifft
der 2. Entwurf LEP 2013 Aussagen. Im einleitenden Teil A – Konzeptioneller Rahmen, Pkt.
2 - Strategische Handlungsfelder, Absatz „Energieversorgung nachhaltig sichern“ wird
ausgeführt:
„Durch die Umstellung der Energieversorgung auf erneuerbare Energien kommt es witte-
rungsbedingt zu einer zunehmend volatilen Stromerzeugung mit jahres- und tageszeitlichen
Schwankungen. 
Daher  bedarf  es  auch  der  raumordnerischen  Vorsorge sowohl  für  die  Speicherung  von
Strom aus erneuerbaren Energien als auch die konventionelle Gas- und Wasserstoffspei-
cherung.“
Aus dieser konzeptionellen Aussage werden im Teil B – Textliche Festlegungen, Punkt 6.
Energieversorgung, Unterpunkt 6.1 Energiesysteme die landesplanerischen Grundsätze
und Ziele zur Speicherung von erneuerbaren Energien gewonnenem Strom abgeleitet und
begründet:

Ziel Z 6.1-1 Energieversorgung
„Vor dem Hintergrund der angestrebten Klimaneutralität ist in allen Landesteilen sicherzu-
stellen, dass den räumlichen Erfordernissen hinsichtlich einer effizienten,  umweltschonen-
den, sozialverträglichen, sicheren und wirtschaftlichen Energiebereitstellung aus erneuerba-
ren Quellen sowie einer kostengünstigen und bedarfsgerechten Energieversorgung Rech-
nung getragen wird.“

Grundsatz G 6.1-2 Energieversorgung mittels erneuerbarer Energien
„Es besteht ein überragendes öffentliches Interesse an Planungen und Maßnahmen zur Errei-
chung der Ziele der Energiewende, insbesondere an der Errichtung von Anlagen zur Erzeu-
gung und Speicherung sowie dem Transport  erneuerbarer Energien. Hierzu sollen die Vor-
aussetzungen für eine Abkehr von fossilen Energieträgern sowie eine vollständige Energie-
versorgung mittels erneuerbarer Energie geschaffen werden.“

Grundsatz G 6.1-4 Einsatz von Speichern
„Die  Sicherung der Strom- und Wärmeversorgung soll auch in Zeiten geringerer Erzeugung
aus Wind und Sonne durch die  Integration von Speichermöglichkeiten und durch die Unter-
stützung einer flexibleren Nutzung und Bereitstellung von Energie gewährleistet werden.“

Aus den vorstehenden konzeptionellen Aussagen und konkreten Festlegungen in Verbindung
mit der Beschränkung der Größe der geplanten Speicheranlage für Elektroenergie auf unter
einen Hektar sowie den räumlich-funktionalen Zusammenhang mit der Agri-PV-Anlage lässt
sich ableiten, dass die geplante Speicheranlage für Elektroenergie mit den in Aufstellung be-
findlichen Erfordernissen der Raumordnung des 2. Entwurf LEP 2013 in Einklang zu bringen
ist.

Weitere, für das Plangebiet relevante Aussagen werden im wirksamen LEP 2010 und
im in Aufstellung befindlichen LEP 2013 (2. Entwurf) nicht getroffen.
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5.2.2. Regionaler Entwicklungsplan Harz (REPHarz)

Auszug REPHarz mit Lage des Plangebietes

Gem. REPHarz sind nachstehende Grundsätze und Ziele im Planungsgebiet zu beachten.

Allgemeine Grundsätze der Raumordnung (Pkt. 3 REPHarz)
Die dezentrale Siedlungsstruktur  in der Planungsregion mit  ihrer  Vielzahl  leistungsfähiger
Zentren ist gem. Grundsatz G 2-1 zu erhalten. Die Siedlungstätigkeit ist räumlich zu konzen-
trieren und auf ein System leistungsfähiger zentraler Orte auszurichten. Gemäß Grundsatz G
2-2 ist eine weitere Zersiedlung der Landschaft zu vermeiden. 
Die Festlegungen zielen vor allem auf die Siedlungskonzentration und den damit verbunde-
nen Freiraumschutz ab. 
Es werden durch die geplante Agri-PV-Anlage mit Speicheranlage für Elektroenergie tempo-
rär Ackerflächen genutzt.  Nach Ende des Nutzungszeitraums wird  die Anlage vollständig
rückgebaut und der Bereich steht wieder ausschließlich der landwirtschaftlichen Nutzung zur
Verfügung. Eine wesentliche Beeinträchtigung der Grundsätze der Raumordnung ist nicht zu
erkennen. 
Ergänzend sei auf das Gebot der vorrangigen Entwicklung erneuerbarer Energien gem. § 2
EEG 2023 und die verbindlichen Ausbauziele gem. $ 4 Abs. 3 EEG verwiesen.

Sachlicher Teilplan „Zentralörtliche Gliederung“ (Teilfortschreibung des REPHarz)
Halberstadt als Mittelzentrum mit Teilfunktion eines Oberzentrums ist ca. 19 km (Stadtmitte)
entfernt, das Mittelzentrum Quedlinburg ca. 12 km. Das nächstgelegene Grundzentrum ist
die Stadt Osterwieck in ca. 5 km Entfernung. Dardesheim in ca. 4 km Entfernung gehört zum
Grundzentrum in Teilung Dingelstedt-Badersleben-Dardesheim.
Das Plangebiet befindet sich im Außenbereich nördlich der nicht zentralen Ortschaft Deers-
heim. Aus der Errichtung von Agri-PV-Anlage mit Speicheranlage für Elektroenergie ist kein
Konflikt mit den Grundsätzen und Zielen zur Zentralörtlichen Gliederung zu erwarten.

Ziele und Grundsätze der Raumordnung 
Neben der zeichnerischen Ausweisung von Siedlungs- und Verkehrsflächen werden auch im
REPHarz grundsätzlich Vorrang- und Vorbehaltsgebiete als Ziele und Grundsätze zur Ent-
wicklung des Freiraums festgelegt.
Vorranggebiete als Ziele der Raumordnung sind für bestimmte raumbedeutsame Funktionen
oder Nutzungen vorgesehen. Andere raumbedeutsame Nutzungen in diesen Gebieten sind
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ausgeschlossen, wenn sie mit der Vorrangfestlegung nicht vereinbar sind. 
In Vorbehaltsgebieten als Grundsätze der Raumordnung ist den bestimmten Vorbehaltsfest-
legungen bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen besonderes
Gewicht beizumessen.
Auf die für die vorliegende Planung bedeutsamen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete des RE-
PHarz wird im folgenden eingegangen.

Vorranggebiete (Pkt. 4.3 REPHarz)
Vorranggebiet Landwirtschaft „Nördliches Harzvorland“ um Halberstadt (Pkt.   4.3.4   REPHarz)
Der überwiegende, östliche Teil der Fläche des Plangebiets liegt innerhalb des Vorrangge-
biet Landwirtschaft „Nördliches Harzvorland“ um Halberstadt.
Infolge der Planung soll eine Agri-PV-Anlage nach DIN SPEC 91434:2021-05 errichtet wer-
den, die wie schon vorstehend im Pkt. 5.2.1 zum LEP 2010 beschrieben, auf dem überwie-
genden Anteil der Fläche (rd. 90%) und als Hauptnutzung die Landwirtschaft zulässt. Damit
stellt die Landwirtschaft auch weiterhin die vorrangige Nutzung im Plangebiet dar. Konflikte
mit den Grundsätzen und Zielen des Vorranggebietes Landwirtschaft sind daher nicht zu er-
warten (siehe auch Pkt. 2.2 - Allgemeine Ziele der Planung).
Durch die planungsrechtliche Privilegierung von  Speicheranlagen für Elektroenergie, die in
einem räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit einer vorhandenen Anlage zur Nut-
zung erneuerbarer Energien stehen (Grünstromspeicher) gem. § 35 Abs. 1 Nr. 11 BauGB,
kann dem vorliegend geplanten Grünstromspeicher die Lage innerhalb des Vorranggebietes
Landwirtschaft nicht entgegengehalten werden.
Es sei ergänzend darauf verwiesen, dass die Flächengröße des Speichers per Festsetzung
auf unter einen Hektar begrenzt wird, so dass entsprechend nur geringe Auswirkungen auf
das Vorranggebiet mit einer Gesamtgröße von ca. 224 ha erwartbar sind. Zudem wird die
Anlage nach Ende der Nutzungsdauer zurückgebaut, so dass diese Auswirkungen nur tem-
porär sein werden.
 

Vorranggebiet Rohstoffgewinnung (>15 ha im Tagebau) XVII „Kiessand Deersheim“
(Pkt.   4.3.5   REPHarz)
Im Südosten grenzt das Vorranggebiet (VRG) Rohstoffgewinnung XVII „Kiessand Deersheim“
an, liegt jedoch außerhalb des Geltungsbereiches. 
Die VRG für Rohstoffgewinnung sind Gebiete mit erkundeten Rohstofflagerstätten, die be-
reits wirtschaftlich genutzt werden, die für eine wirtschaftliche Nutzung vorgesehen sind oder
in denen das Rohstoffvorkommen wegen seiner wirtschaftlichen Bedeutung geschützt wer-
den soll (Grundsatz G2, Pkt. 4.3.5 REPHarz).
In diesen VRG stellt der Abbau von Rohstoffen das überwiegende öffentliche Interesse dar.
Diese Bereiche sind von Nutzungen freizuhalten, die den Abbau wesentlich erschweren oder
verhindern würden (Ziel Z 2. Pkt. 4.3.5 REPHarz).

Das VRG deckt  das Betriebsgelände der bestehenden Kiesgrube Deersheim Nord sowie
darüber hinausgehende Flächen ab, welche überwiegend intensiv als Ackerflächen genutzt
werden. Der Tabelle im Begründungsteil des REPHarz zum Pkt. 4.3.5 - Vorranggebiete für
Rohstoffgewinnung ist zu entnehmen, dass das VRG Kiessand Deersheim auf der bergrecht-
lichen Bewilligung Deersheim-Nord und Altem Gewinnungsrecht beruht.

Die Vorrangfestlegung Rohstoffgewinnung sowie die bestehende bergrechtliche Bewilligung
werden durch die Planung nicht beeinträchtigt, da sie außerhalb des Geltungsbereiches lie-
gen.
 

Vorbehaltsgebiete (Pkt. 4.5 REPHarz)
Vorbehaltsgebiet für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems „Fallstein-Huy“ 
(Pkt. 4.5.3 REPHarz)
In seinem westlichen Teil befindet sich das Plangebiet innerhalb des Vorbehaltsgebietes für
den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems (VBG ÖVS) „Fallstein-Huy“.
Gem. Grundsatz G1 zum Pkt. 4.5.3 REPHarz werden zur Vermeidung von Isolationseffekten
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zwischen Biotopen oder ganzen Ökosystemen die Vorbehaltsgebiete zum Aufbau eines ÖVS
festgelegt. In den Vorbehaltsgebieten zum Aufbau eines ÖVS ist gem. Ziel Z3 zum Pkt. 4.5.3
REPHarz  den Belangen  von Naturschutz  und Landschaftspflege sowie  einer  naturnahen
Waldbewirtschaftung bei der Abwägung mit entgegenstehenden Belangen ein erhöhtes Ge-
wicht beizumessen.

Das Plangebiet selbst belegt intensiv genutzte Ackerflächen ohne Gehölzbestand. Gehölz-
verluste infolge der Planung sind daher nicht zu erwarten. 
Durch Etablierung von Grünstreifen an den Rändern des Plangebiet werden der Biotopwert
und die Biotopvernetzung positiv beeinflusst. Weiterhin soll im Süden des Plangebietes eine
Grünfläche als Korridor zwischen der bestehenden FFPVA und der geplanten Agri-PV-Anla-
ge umgesetzt werden, um die Barrierewirkung für Wild zu minimieren. Die Fläche wird ge-
genüber der bisherigen intensiven Ackernutzung naturschutzfachlich aufgewertet.
Über die örtliche Bauvorschrift  wird weiterhin festgelegt,  dass die notwendige Einfriedung
min. 20 cm Bodenfreiheit einhalten muss, um die Durchlässigkeit für Kleintiere und Nieder-
wild zu gewährleisten.
Daher wird die Funktion der Vernetzung von Biotopen oder Ökosystemen durch die Planung
eher gefördert.
Eine Beeinträchtigung der Grundsätze und Ziele des Vorbehaltsgebietes ÖVS „Fallstein -
Huy“ ist nicht zu erwarten.

Sachlicher Teilplan „Erneuerbare Energien - Windnutzung“ in Aufstellung
Neben den Zielen der Raumordnung, für die es eine Beachtenspflicht gibt, sind sowohl die
Grundsätze der Raumordnung als auch die in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumord-
nung als sonstige Erfordernisse der Raumordnung in Abwägungs- und Ermessensentschei-
dungen zu berücksichtigen (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG i.V.m. § 4 Abs. 1 ROG).

Die Regionale Planungsgemeinschaft Harz führt derzeit das Verfahren zur Teilfortschreibung
des REPHarz 2009 zum Sachlichen Teilplan „Erneuerbare Energien – Windnutzung“ (SaTP
Wind) durch. Es wurde ein 1. Entwurf erarbeitet und ausgelegt, der jedoch insbesondere auf-
grund geänderter Gesetzesvorgaben überarbeitet werden musste.
Die  Regionalversammlung  der  Regionalen  Planungsgemeinschaft  Harz  (RPGHarz)  hat  im
Zuge dessen  am 26.02.2026 mit  den  2. Entwurf des Sachlichen Teilplanes  „Erneuerbare
Energien - Windenergienutzung“ mit Umweltbericht zur Durchführung einer Träger- und Öf-
fentlichkeitsbeteiligung freigegeben. Die Geschäftsstelle der RPGHarz bereitet aktuell die Trä-
ger-  und Öffentlichkeitsbeteiligung zum 2. Entwurf des Sachlichen Teilplanes „Erneuerbare
Energien – Windenergienutzung“ vor. 
Die im 2. Entwurf formulierten, in Aufstellung befindlichen Ziele werden gem. § 4 Abs. 1 ROG
als sonstige Erfordernisse der Raumordnung in die Abwägung eingestellt.

In Aufstellung befindlichen Ziele des 2. Entwurfes des SaTP Wind
Die Unterlagen zum 2. Entwurf des SaTP Wind stellt die RPG Harz auf ihrer Internetseite zur
Verfügung. Sie bilden Grundlage für die Berücksichtigung der in Aufstellung befindlichen Ziele
des 2. Entwurfes in der vorliegenden Planung. Es erfolgten im Kap. 3.4 „Regionalplanerische
Steuerung raumbedeutsamer PV-Freiflächenanlagen“ mehrfache Übernahmen, z.T. mit Er-
gänzungen/Konkretisierungen aus dem 2. Entwurf des neuen LEP“. Insbesondere wird zwi-
schen Freiflächen-PV und Agri-PV unterschieden.  Nachstehend werden die für die Planung
relevanten Vorgaben des 2. Entwurfs aufgeführt und ihre Berücksichtigung erläutert.
 

Grundsatz G 3.5-2 Flächenkulisse für Freiflächensolaranlagen: 
Freiflächensolaranlagen sollen im Freiraum bevorzugt auf
- bereits versiegelten Flächen,
- militärischen, wirtschaftlichen, verkehrlichen und wohnungsbaulichen Konversionsflächen,
- technisch überprägten Flächen mit einem eingeschränkten Freiraumpotenzial,
- auf Ackerflächen in benachteiligten Gebieten,

31



Einheitsgemeinde Stadt Osterwieck
Begründung zum 
Bebauungsplan „Agri Photovoltaik Deersheim“

Überarbeiteter Entwurf
Stand: September 2026

- Flächen, die je 200 Meter längs von Bundesautobahnen oder Schienenwegen des Perso-
nen- und Güterverkehrs mit mindestens zwei Hauptgleisen liegen, gemessen vom äuße-
ren Rand der Fahrbahn (LEP 2. Entwurf G 6.2.2-5),

- aus Naturschutzsicht nicht relevante Konversionsflächen und
- landwirtschaftlichen Flächen, die nur ein geringes bis mittleres Ertragspotenzial aufweisen,

errichtet werden.

Planungsziel ist die Entwicklung einer Agri-PV-Anlage nach DIN SPEC 91434:2021-05. Die
überwiegende landwirtschaftliche Nutzung ist integraler Bestandteil  einer solchen Agri-PV-
Anlage.
Konversionsflächen sind für die Errichtung einer Agri-PV-Anlage grundsätzlich nicht geeig-
net, da dort keine Landwirtschaft betrieben werden kann. Daher ist Grundsatz G 3.5-2 für die
vorliegende Planung nicht von Bedeutung,

Z 3.5-3 Wirkungen von Freiflächensolaranlagen
Die Errichtung von Freiflächensolaranlagen ist in der Regel als raumbedeutsam einzustufen
und freiraumschonend sowie raum- und landschaftsverträglich umzusetzen. Dabei sind die
Wirkungen von Freiflächensolaranlagen
- auf das Landschaftsbild,
- den Naturhaushalt,
- die bau- und anlagebedingte Störung des Bodenhaushalts und
- die landwirtschaftliche Bodennutzung
unter Einbeziehung der zuständigen Fachbehörden darzulegen (LEP 2. Entwurf Z 6.2.2-2).

Die Vorgaben des Ziels Z 3.5-3 sind inhaltlich bereits im wirksamen LEP 2010 im Ziel Z 115
enthalten. 
Die gebotene Untersuchung von Wirkungen auf das Landschaftsbild, den Naturhaushalt und
die bau-  und anlagenbedingte  Störung des Bodenhaushaltes  wurde entsprechend  im Pkt.
5.2.1 - Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt (LEP 2010) geführt. Im Er-
gebnis wurden keine wesentlichen Beeinträchtigungen festgestellt.
Die neu hinzugekommene Frage nach den Wirkungen auf die landwirtschaftliche Bodennut-
zung wird in der Begründung im Pkt. 2.2 - Allgemeine Ziele der Planung beantwortet. 
Planungsziel  ist  die Entwicklung von Agri-PV gem. DIN SPEC 91434:2021-05.  Damit wird
Landwirtschaft und Gewinnung erneuerbarer Energien auf der selben Fläche ermöglicht und
deshalb die landwirtschaftliche Bodennutzung nicht beeinträchtigt.

G 3.5-4 Gesamträumliches Gemeindekonzept 
- Um eine flächen- und freiraumschonende Errichtung von Freiflächensolaranlagen an ge-

eigneten Standorten zielgerichteter zu ermöglichen, soll von den Gemeinden ein gesam-
träumliches Gemeindekonzept zur Steuerung dieser Anlagen erarbeitet werden. 
Zur  raumschonenden Einbindung von Freiflächensolaranlagen  in  die  Landschaft  sollen
diese  möglichst  durch  interkommunale  Zusammenarbeit  gemeindeübergreifend  geplant
werden (LEP 2. Entwurf G 6.2.2-3). 
Im gesamträumlichen Gemeindekonzept sollen auch die Potenziale für Solaranlagen auf
Dach- und an Gebäudeflächen/sonstigen baulichen Anlagen gemäß Z 3.5-1 sowie die Po-
tenziale in der bevorzugten Flächenkulisse gemäß G 3.5-2 Berücksichtigung finden.

Die Potenziale für PV auf Dach und Gebäudeflächen in der EHG Stadt Osterwieck wurden
im Pkt.  5.1.1 -  Ermittlung Flächenbedarf zur Gewinnung erneuerbare Energien in der Ein-
heitsgemeinde Stadt Osterwieck ermittelt. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass auch unter
Nutzung der bestehenden Potenziale weiterer erheblicher Bedarf an Solarenergiegewinnung
zur Erreichung der verbindlichen Ausbauziele besteht (ca. 218,4 MW). 
Dies entspricht einer Verzehnfachung der bisher installierten Leistung auf Dächern und Frei-
flächen in der EHG Stadt Osterwieck.
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Grundvoraussetzung für  Agri-PV ist  das Vorhandensein einer landwirtschaftlich genutzten
Fläche. Ein gesamträumliches Konzept kann für die Standortsuche daher nur landwirtschaft-
liche Flächen berücksichtigen. Da in einer Agri-PV-Anlage die landwirtschaftliche Nutzung
nicht  eingeschränkt  wird,  sind  alle  Ackerflächen  für  die  angestrebte  Doppelnutzung  aus
Landwirtschaft und Gewinnung von Solarenergie gleich gut oder schlecht geeignet. 
Zudem ist zu beachten, dass es sich bei der Agri-PV nur um eine temporäre Nutzung han-
delt. Nach Ablauf der Nutzungsdauer erfolgt ein vollständiger Rückbau der Anlage, wodurch
die Fläche dann wieder ausschließlich der landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfügung steht.
Weiter sei auf die Privilegierung von Grünstromspeichern gem. § 35 Abs. 1 Nr. 11 BauGB
verwiesen.
Aus den genannten Gründen und aufgrund der zeitlichen Vorgaben zur Erreichung der Aus-
bauziele gem. § 4 Abs. 3 EEG wird ein gesamträumliches Konzept für Agri-PV-Anlagen als
nicht zielführend angesehen.

Z 3.5-7 Agri-PV-Anlagen
- Agri-PV-Anlagen sind in Vorranggebieten für Landwirtschaft nur zulässig, wenn die Haupt-

nutzung als landwirtschaftliche Produktion dauerhaft gewährleistet bleibt. Dies ist im Rah-
men eines Konzepts zur landwirtschaftlichen Nutzbarkeit sicherzustellen. Der Verlust an
effektiv landwirtschaftlich nutzbarer Fläche darf dabei maximal 15 % betragen.

Die Vorgaben des Ziels Z 3.5-7 basieren auf dem G 6.2.2-10 des 2. LEP-Entwurfs. Demge-
mäß können Agri-PV-Anlagen auf  allen landwirtschaftlichen Nutzflächen errichtet  werden,
sofern die Vorgaben der jeweils einschlägigen DIN SPEC 91434:2021-05 eingehalten wer-
den und die Hauptnutzung der Fläche weiterhin der landwirtschaftlichen Produktion dient. 
Dieser Grundsatz wird regionalplanerisch im Z 3.5-7 konkretisiert. Die Einhaltung der DIN
SPEC 91434:2021-05 und deren möglicher  Folgeregelungen sowie  die Beibehaltung  der
Landwirtschaft  als Hauptnutzung werden in der vorliegenden Planung mittels Festsetzung
gesichert. 
Das Konzept zur landwirtschaftlichen Nutzbarkeit wurde in den Anhang der Begründung auf-
genommen.
Damit ist die vorliegend begründete Agri-PV-Anlage im Vorranggebiet Landwirtschaft als zu-
lässig anzusehen.

G 3.5-11 Freiflächensolaranlagen in Vorbehaltsgebieten für den Aufbau eines ökologi-
schen Verbundsystems
- In Vorbehaltsgebieten für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems sind Freiflä-

chensolaranlagen so zu errichten, dass die Funktion des Biotopverbunds nicht beeinträch-
tigt und, soweit möglich, gestärkt wird. Eine signifikante ökologische Aufwertung der dort in
Anspruch  zu  nehmende  Fläche  gegenüber  dem  Ausgangszustand  sollte  sichergestellt
werden. Die Durchgängigkeit der Fläche für die Tier- und Pflanzenwelt ist zu gewährleis-
ten. Flächen, die bereits einen hohen naturschutzfachlichen Wert aufweisen, sollen für die
Errichtung von Freiflächensolaranlagen nicht zur Verfügung stehen.

Ein Teil des Plangebietes liegt innerhalb des VBG-ÖVS „Fallstein-Huy“ des REPHarz. Des-
sen Belange werden jedoch nicht beeinträchtigt. Es ist infolge der Planung vielmehr mit einer
Verbesserung des Biotopverbundes zu rechnen (siehe Pkt.  5.2.2, Abs. „Vorbehaltsgebiete
(Pkt. 4.5 REPHarz)“.

Weitere konkrete Vorgaben für  das Planungsgebiet  werden seitens der  Regionalplanung
nicht getroffen.

Fazit
Wie ausgeführt, ist davon auszugehen, dass der vorliegende Bebauungsplan mit den landes-
und regionalplanerischen Zielvorgaben in Einklang zu bringen ist. Die Planung folgt somit
gem. § 1 Abs. 4 BauGB den Vorgaben der Raumordnung.
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5.3. Schutzgebiete

Der westliche Teil des Plangebietes (ca. 23 ha, knapp die Hälfte der Fläche) liegt im Land-
schaftsschutzgebiet (LSG) „Fallstein“ (LSG0027HBS).
Zur Umsetzung der Planung wird für den Geltungsbereich eine Befreiung von den Vorgaben
des LSG beantragt. Dieses Vorgehen wurde mit der zuständigen Unteren Naturschutzbehör-
de (UNB) des Landkreis Harz abgestimmt. Eine Genehmigung der Befreiung wurde in Aus-
sicht gestellt. 
Die Befreiung von den Vorgaben des LSG muss spätestens zum Satzungsbeschluss vorlie-
gen und ist mit den Bauvorlagen im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen.

5.4. Flächennutzungsplan

Darstellung 
im wirksamen FNP EHG Stadt Osterwieck

Darstellung 3. Änderung 
des FNP EHG Stadt Osterwieck

 

Der wirksame FNP stellt  für den Geltungsbereich eine Fläche für die Landwirtschaft  dar.
Gem. § 8 Abs. 2 BauGB sind die Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckeln (Entwicklungsgebot). 
Daher wird gem. § 8 Abs. 3 BauGB parallel zur Aufstellung des vorliegenden BPlanes die 3.
Änderung des FNP der EHG durchgeführt.

Die bisherige Darstellung der Flächen,  die für  die Agri-PV-Anlage genutzt werden sollen,
wird in der 3. Änderung in eine Sonderbaufläche (S) der Zweckbestimmung „Agri-Photovol-
taik“ (APH) überführt. Die 3. Änderung des FNP EHG Stadt Osterwieck behandelt den Gel-
tungsbereich des vorliegenden BPlans in ihrem Änderungsbereich 10.

Die Darstellung der Abgrenzung des LSG bleibt erhalten, da für das Vorhaben eine Befrei-
ung von den Vorgaben des LSG in Aussicht steht und mit dieser keine Veränderung der Ab-
grenzung des LSG einhergeht.  In der obigen Darstellung der 3. Änderung des FNP (Bild
rechts) wurde exemplarisch die neue Abgrenzung des LSG abgebildet.

Alle sonstigen Darstellungen bleiben unverändert. 

Damit werden i.S.d. Entwicklungsgebotes die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die
Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes an dieser Stelle geschaffen.

34

Abb. 10: Ausschnitt wirksamer FNP EHG Stadt Osterwieck Abb. 11: Ausschnitt mit 3. Änderung FNP

Plangebiet Plangebiet



Einheitsgemeinde Stadt Osterwieck
Begründung zum 
Bebauungsplan „Agri Photovoltaik Deersheim“

Überarbeiteter Entwurf
Stand: September 2026

6. EINZELFACHLICHE BELANGE

6.1. Natur- und Landschaft

Der Geltungsbereich befindet sich im Außenbereich nördlich von Deersheim. Der östliche
Teil liegt innerhalb des LSG „Fallstein“. Hierfür wird begleitend zur Bauleitplanung eine Be-
freiung von den Vorgaben des LSG oder die Herauslösung aus dem LSG beantragt. Es be-
finden sich weder Naturdenkmale noch geschützte Landschaftsbestandteile im Plangebiet.

Der Geltungsbereich belegt landwirtschaftlich genutzte Flächen. Deren Gebietsausprägung
wird durch die Planungsziele in Richtung eines Sondergebietes „Agri-Photovoltaik“  verän-
dert. 
Erhebliche Auswirkungen der Planung auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und
das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt nach
§ 1 Abs. 6 Ziffer 7 Buchstabe a) BauGB wurden im Umweltbericht insbesondere in der Ein-
griffsbilanzierung  betrachtet  und werden durch die  festgesetzten Ausgleichs-  und Ersatz-
maßnahmen vollständig kompensiert.

Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen, seine Gesundheit, die Bevölkerung ins-
gesamt nach § 1 Abs. 6 Ziffer 7 Buchstabe c) BauGB sowie auf Kulturgüter und sonstige
Sachgüter nach § 1 Abs. 6 Ziffer 7 Buchstabe d) BauGB und ihre Wechselwirkungen i.S.d. §
1 Abs. 6 Ziffer 7 Buchstabe i) BauGB sind aufgrund der schon vorhandenen Gebietsausprä-
gung ebenfalls nicht absehbar.

Aufgrund der Spezifik einer Agri-PV-Anlage mit minimalen Bodeneingriffen (Pfahlgründun-
gen), der geringen Größe des Grünstromspeichers und der zeitlichen Begrenzung der Nut-
zungen sind keine keine wesentlichen Wirkungen auf die Fläche zu erwarten. 
Eine Erhöhung von Emissionen aus Verkehr, Erschließung und Versorgung ist infolge des
Betriebes der Anlage ebenfalls nicht zu erwarten. 
Das Plangebiet kann an die relevanten öffentlichen Netze angeschlossen werden. Aufgrund
der angestrebten Nutzung als Agri-PV-Anlage sind Belange der ordnungsgemäßen Entsor-
gung von Abfällen und Abwässern gem. § 1 Abs. 6 Ziffer 7 Buchstabe e) BauGB im Regelbe-
trieb nicht zu beachten, während der Bauphase ist jedoch dafür Sorge zu tragen.

Die Belange des Umweltschutzes hinsichtlich der  Nutzung erneuerbarer  Energien gem. § 1
Abs. 6 Ziffer 7 Buchstabe f) BauGB werden durch die Planung gefördert. 
Die sparsame und effiziente Nutzung von Energie bei Neu- und Umbauten gem. § 1 Abs. 6 Zif -
fer 7 Buchstabe f) BauGB wird durch die Regelungen des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) ge-
regelt und ist für die angestrebte Nutzung nicht von Belang. 
 

Der Geltungsbereich wird von Landschaftsplänen oder sonstigen Plänen des Abfall- und Im-
missionsschutzrechts, nicht tangiert. 
Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes gem. § 1 Abs. 6 Ziffer 7 Buchstabe b) BauGB werden ebenfalls nicht beein -
trächtigt, da der Geltungsbereich nicht davon berührt wird.

Gebiete, in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der
Europäischen Gemeinschaften festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten wer-
den, werden von der Planung nicht berührt (§ 1 Abs. 6 Ziffer 7 Buchstabe h) BauGB). 

Für die nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben ist - unbeschadet des § 50 Satz 1
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) - aller Wahrscheinlichkeit nach keine An-
fälligkeit der für schwere Unfälle oder Katastrophen vorhanden. 
Infolge der Planung sind aller Voraussicht nach keine wesentlichen entsprechenden Auswir-
kungen auf die Belange nach § 1 Abs. 6. Buchstaben a)-d) und i) BauGB zu erwarten.

Die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege, werden gem. § 1 Abs. 6 Ziffer 7 BauGB im Geltungsbereich nicht wesentlich beein-
trächtigt.
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6.2. Umweltbericht

Mit dem Umweltbericht wird der Verpflichtung gem. §§ 2 Abs. 4 und 2a BauGB Rechnung
getragen. Aufgabe des Umweltberichtes ist es, die planerischen Auswirkungen des aufge-
stellten Bebauungsplanes zu bewerten und Hinweise zu Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen sowie zur Kompensation zu geben. Zusammengefasst werden im Umweltbe-
richt folgende Aussagen getroffen:
Mit  der  Aufstellung  des  Bebauungsplanes  „Agri-PV Deersheim“  Einheitsgemeinde  Oster-
wieck mit Umweltbericht sollen die Voraussetzungen für Bau und Betrieb einer Freiflächen-
photovoltaikanlage mit gleichzeitiger landwirtschaftlicher Bewirtschaftung geschaffen werden
(Agri-PV-Anlage gem. DIN SPEC 91434:2021-05). Im Plangebiet erfolgt bereits eine land-
wirtschaftliche Nutzung, die unter den verändernden Bedingungen einer Doppelnutzung wei-
tergeführt werden soll. 
Die Auswirkungen auf die Umweltbelange/Schutzgüter sind bis auf Pflanzen/Tiere nicht er-
heblich nachteilig. Über die Festsetzung von Maßnahmen zur Vermeidung und Verminde-
rung sowie zur Kompensation und Gestaltung (siehe Pkte. 7.8, 7.10und ) können die Auswir-
kungen beim Schutzgut Pflanzen und Tiere reduziert werden und so als nicht erheblich nach-
teilig eingestuft werden. 
Zusammenfassend wird die Erheblichkeit der schutzgutbezogenen Auswirkungen danach in
der nachfolgenden Übersicht dargestellt: 
 

Umweltbelang/Schutzgut Bewertung der Auswirkung 
Tiere und Pflanzen nicht erheblich nachteilig nach Vermeidungsmaßnahmen 
Biologische Vielfalt nicht erheblich nachteilig 
Fläche nicht erheblich nachteilig 
Boden nicht erheblich nachteilig 
Wasser nicht erheblich nachteilig 
Klima/Luft nicht erheblich nachteilig 
Landschaft nicht erheblich nachteilig 
Mensch nicht erheblich nachteilig 
Kultur- und Sachgüter nicht erheblich nachteilig 
 

Insgesamt kann festgestellt werden, dass die Realisierung des B-Planes nicht zu erheblich
nachteiligen Auswirkungen auf die Umweltbelange und Schutzgüter führt. Im Rahmen der
Abarbeitung der Eingriffsregelung für die vorliegende Planung ergab sich eine Negativbilanz
von insgesamt 339.251 Wertpunkten. 
Diese wird zum Teil innerhalb des Plangebietes über Randeingrünung und Wildkorridor aus-
geglichen.  Weiterhin erfolgt die Kompensation über  ein Ökokonto der Stiftung Kulturland-
schaft Sachsen-Anhalt – die „Produktionsintegrierte Kompensation (PiK) in den Harslebener
Bergen - Extensivierung einer zuvor intensiven Ackernutzung“. 
Weiterer Kompensationsbedarf wird mittels einer externen Ausgleichsmaßnahme auf einer
nahe gelegenen Fläche gedeckt (ca. 1,8 km südwestlich).
Dies ist notwendig, da bei Realisierung der Planung intensiv landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen mit Lebensräumen der Feldlerche in Anspruch genommen werden. Die Reduzierung
spezifischer Lebensräume und der Verlust von Feldlerchen-Brutrevieren sind im Plangebiet
unvermeidbar und können deshalb nicht innerhalb des Plangebietes ausgeglichen werden.

Das Ökokonto und die externe Maßnahme vereinen durch die Maßnahmeninhalte  sowohl
die Kompensation im Hinblick auf den naturschutzrechtlichen Eingriff als auch den
Feldvogelschutz (Feldlerche). Damit können auf der Fläche sowohl Maßnahmen für eine
naturschutzfachliche Kompensation entsprechend der Eingriffsregelung als auch Maßnah-
men zur Sicherung der ökologischen Kontinuität für die Feldlerche (CEF) erfolgen. 
Die Ausgleichsmaßnahmen werden festgesetzt (siehe Pkte. 7.8, 7.10 und 7.11).

Detaillierte Aussagen sind dem Umweltbericht zu entnehmen. Er ist den Unterlagen als se-
parates Dokument beigefügt.
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6.3. Artenschutz

Zum Artenschutz werden ebenfalls im Umweltbericht ausführliche Aussagen getroffen. 

Grundsätzlich ist zum Artenschutz gem. BNatSchG folgendes zu beachten:
Bauvorhaben bedingen Eingriffe in den Vegetationsbestand. Hiermit können zur Brutzeit po-
tentielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten bodenbrütender Vogelarten zerstört werden. Zur
Vermeidung der Auslösung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1
Satz 2 und 3 BNatSchG soll  daher die Baufeldfreimachung ausschließlich außerhalb der
Brutzeiten, in den Monaten ab Juli bis Ende Februar erfolgen. 
Sollten bei dem Vorhaben geschützte Arten oder ihre Lebensstätten, z.B. Zauneidechsen,
aktuell besetzte oder auch unbesetzte Nester oder Schlaf- und Hangplätze geschützter Arten
angetroffen werden, sind die Arbeiten zu unterbrechen und ebenfalls unverzüglich die Untere
Naturschutzbehörde zu informieren. Der Bauherr ist verpflichtet, darüber auch die von ihnen
beauftragte Firma in Kenntnis zu setzen. 
 

Betroffene Artengruppen
Im Ergebnis der Betroffenheitsabschätzung können folgende Artengruppen betroffen sein: 

Säugetiere: Feldhamster bei bestehenden Fortpflanzungsstätten/Habitaträumen
Für die im Wirkbereich des Bauvorhabens potenziell vorkommenden Hamster können bau-
bedingte  Beeinträchtigungen  von  Fortpflanzungs-  und  Ruhestätten  nicht  ausgeschlossen
werden (Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs.1 Nr. 3 BNatSchG). Hinzu kommen mögliche
erhebliche  Störungen  durch Baulärm und  menschliche  Anwesenheit  (§  44  Abs.  1  Nr.  2
BNatSchG). 

Vögel: bei Nist- und Brutstätten im PG, insbes. Feldlerche und andere relevante Feldvögel
Für die im Wirkbereich des Bauvorhabens potenziell brütenden Feldlerchen können baube-
dingte Beeinträchtigungen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten nicht ausgeschlossen wer-
den (Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs.1 Nr. 3 BNatSchG). Hinzu kommen mögliche er-
hebliche  Störungen  durch  Baulärm  und  menschliche  Anwesenheit  (§  44  Abs.  1  Nr.  2
BNatSchG). Zur Vermeidung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände so-
wie zum Ausgleich für Habitatverluste wurden Vermeidungs- und Kompensationsmaßnah-
men erarbeitet und festgesetzt (siehe Pkte. 7.10, 7.11 und 7.12). Für Details sei auf die Aus-
führungen im Umweltbericht zum Artenschutz verwiesen.

6.4. Landwirtschaft

Im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung zum Vorentwurf wurde bei einer Vor-Ort-Beratung
beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten (ALFF) Mitte in Halberstadt das
weitere Verfahren und zu berücksichtigende Belange der Landwirtschaft erörtert. Insbeson-
dere wurde herausgearbeitet, dass die Übereinstimmung der DIN SPEC 91434:2021-05 mit
der geplanten PVFA mittels eines landwirtschaftlichen Konzeptes zu belegen sei.

Die Integration  der  Agri-PV  nach  DIN SPEC 91434:2021-05  in  den  landwirtschaftlichen
Betrieb  wurde  durch  den  Landwirtschaftliche  Unternehmensberatung  Harburg  e.V.  als
unabhängige Instanz in Form eines landwirtschaftlichen Nutzungskonzeptes geprüft. Dieses
Konzept  stellt  fest,  dass die Anforderungen der DIN SPEC 91434:2021-05 erfüllt  werden
(siehe Anhang II der Begründung). 

Im Rahmen der Beteiligung zum Entwurf wurde das landwirtschaftliche Nutzungskonzept mit
der Begründung veröffentlicht und den zuständigen Behörden und TöB zur Diskussion ge-
stellt und um Stellungnahme gebeten.
Als zuständige Fachbehörde hat das ALFF Mitte in seiner Stellungnahme vom 10.08.2026
dem landwirtschaftlichen Konzept zugestimmt. 
Insbesondere teilte ALFF zur Vereinbarkeit der Planung und des landwirtschaftlichen Kon-
zeptes mit den Vorgaben der DIN SPEC 91434:2021-05 folgendes mit:
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„Die Befürwortung von Agri-PV-Anlagen setzt unter anderem eine überprüfbare und vertrag-
lich geregelte Bewirtschaftung voraus. 
Sofern das in den Planungsunterlagen dargelegte landwirtschaftliche Bewirtschaftungskon-
zept mit ackerbaulicher Nutzung (z.B. Getreidefruchtfolge) über die gesamte Nutzungsdauer
umgesetzt wird, die Flächeninanspruchnahme durch Solarmodule und Nebenanlagen weni-
ger als 15 % der landwirtschaftlich genutzten Fläche beträgt und die überwiegende Nutzung
wie bisher die landwirtschaftliche Nutzung der Fläche (mind. 85 %, siehe Punkt 5.2.3 DIN
SPEC 91434) bleibt, wird dem Vorhaben seitens des ALFF Mitte zugestimmt.

Einer Grünlandnutzung unter und zwischen den Modultischen wird nicht zugestimmt, da die
Verwendung hochwertiger landwirtschaftlicher Flächen für die Errichtung von FFPV grund-
sätzlich sehr bedenklich ist.“

Die Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung (siehe Pkt.  7.1) wurden daraufhin noch-
mals  konkretisiert,  um  die  landwirtschaftliche  Hauptnutzung  zweifelsfrei  festzulegen  und
Grünlandnutzung sowie insbesondere das Entstehen von Dauergrünland planungsrechtlich
auszuschließen.

6.5. Grundwasserschutz

Bei Ausführung von Nasstrafos im Plangebiet ist zu beachten, dass diese Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen i. S. des § 52 Abs. 1 WHG darstellen.
Die Anlage ist so zu planen und zu errichten, dass austretende wassergefährdende Stoff zu-
rückgehalten werden können (§ 17 AwSV). Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen sind ab der Gefährdungsstufe B (§ 39 AwSV) gemäß § 40 AwSV formal anzeige-
pflichtig und vor der Inbetriebnahme von einem Sachverständigen für wassergefährdende
Stoffe technisch zu überprüfen.

Neben Landwirtschaft und Agri-Photovoltaikanlagen sind im Bebauungsplan auch die Errich-
tung einer Speicheranlage für Elektroenergie und eines Transformators vorgesehen.  Spei-
cheranlage für Elektroenergie als auch Transformatoren fallen unter die Verordnung über
Anlagen beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). Folgende Hinweise werden
diesbezüglich gegeben:
- Speicheranlage für Elektroenergie fallen unter die Regelungen der Verordnung über Anla-

gen beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV), insbesondere ist das Merk-
blatt Umgang mit Lithium-Ionen-Batterien (LIB) zu beachten.

- Der Betreiber einer Speicheranlage für Elektroenergie ist gemäß § 39 AwSV verpflichtet,
die Gefährdungsstufe der Anlage zu ermitteln bzw. anzugeben. Eine Hilfestellung bietet
hierbei das Merkblatt Umgang mit Lithium-Ionen-Batterien (LIB), siehe Merkblatt LIB Ab-
schnitt 6 + 8.3.

- In der Regel handelt es sich bei einer Speicheranlage für Elektroenergie um eine zu regis-
trierende AwSV-Anlage (UWB LK Harz), die prüfpflichtig und wiederkehrend prüfpflichtig
durch einen Sachverständigen nach AwSV ist.

- Bezüglich der Rückhaltung von wassergefährdenden Stoffen bei Brandereignissen wird
gemäß DWA-A 779 Pkt 5.4 (2) auf die Regelungen in der Löschwasserrückhalterichtlinie
(LöRüRL) hingewiesen.  Die Aufstellung eines Brandschutzkonzepts für die Anlage wird
empfohlen.

Weiterhin wird auf folgende Regelwerke hingewiesen:
- Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, AwSV, Ausgabe

2017,
- Merkblatt Umgang mit Lithium-Ionen-Batterien (LIB) nach der Verordnung über Anlagen

zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen,
- Arbeitsblatt DWA-A 779 Technische Regel wassergefährdende Stoffe - Allgemeine techni-

sche Regelungen.
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6.6. Kulturdenkmale

Im Geltungsbereich sind keine Baudenkmale, Denkmalbereiche und Kleindenkmale gem. § 2
Abs. 1, 2 und 3 DSchG ST bekannt.
Auch archäologischen Kultur- bzw. Flächendenkmale gem. § 2 Abs. 3 und 4 DSchG ST sind
der EHG Stadt Osterwieck im Plangebiet nicht bekannt.
Unabhängig davon sind die bauausführenden Betriebe über die Einhaltung der gesetzlichen
Meldepflicht im Falle unerwartet freigelegter archäologischer Funde oder Befunde zu beleh-
ren. Nach § 9 Abs. 3 DSchG ST sind Befunde mit dem Merkmal eines Kulturdenkmals bis
zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen, eine wissenschaftliche
Untersuchung durch das o.g. Landesamt oder von ihm Beauftragter ist zu ermöglichen. Vor
Tiefbauarbeiten sind dann Ausgrabungen zur Dokumentation der archäologischen Denkmal-
substanz (gem. § 14 Abs. 9 DSchG ST) erforderlich. Baumaßnahmen können erst begonnen
werden,  wenn eventuell  erforderliche archäologische Dokumentationsarbeiten abgeschlos-
sen sind.  Art, Dauer und Umfang der archäologischen Dokumentation sind von den vorge-
sehenen Bodeneingriffen abhängig und rechtzeitig vor Beginn der Maßnahme mit der Unte-
ren Denkmalschutzbehörde und dem Landesamt für  Archäologie und Denkmalpflege des
Landes Sachsen-Anhalt (LDA) abzustimmen.

6.7. Bergbau

Der Geltungsbereich grenzt  an Flächen,  die von Bergbauberechtigungen berührt  werden.
Die Rechte der Inhaber/ Eigentümer der Bergbauberechtigungen sind zu berücksichtigen.

Bewilligungsfeld „Deersheim-Nord“ - Kiessandtagebau „Deersheim-Nord“

Das Plangebiet grenzt östlich an das Bewilligungsfeld „Deersheim-Nord“ (Bergbauberechti-
gung Nr. II-B-f-322/96). 

Innerhalb dieser Bergbauberechtigung sind zwei Teilfelder (TF) – TF Nord und TF Süd plan-
festgestellt, in denen die Rohstoffgewinnung erfolgt (siehe nachstehende Abbildung). Betrei-
ber  des Kiessandtagebaus Deersheim-Nord ist  die Kiesgewinnung Deersheim GmbH mit
Sitz in 06493 Badeborn, Große Gasse 366a.
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Abb. 12: Abbildung aus der Stellungnahme des LAGB vom 10.04.2025 ergänzt um Abgrenzung aktuelles Plangebiet mit TK10
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Der Kiessandtagebau besteht aus zwei durch einen Feldweg voneinander getrennten Ab-
baufeldern. Im nördlichen TF erfolgt derzeit die Rohstoffgewinnung. 
Das TF ist bereits soweit ausgekiest, dass dort die Verfüllung mit dem Ziel der Wiederher-
stellung landwirtschaftlicher Flächen erfolgt. Das Gesamtvorhaben Kiessandtagebau Deers-
heim-Nord ist mit Beschluss des LAGB vom 16.10.2006 planfestgestellt. Der planfestgestell-
te räumliche Geltungsbereich ist ebenfalls in der vorstehenden Abbildung dargestellt.14

Das Plangebiet wurde so gestaltet, dass das Bewilligungsfeld „Deersheim Nord“ für Kies-
sandtagebau nicht berührt wird. Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten.

Bergwerkseigentum „Deersheim“ - feste, flüssige und gasförmige Kohlenwasserstoffe

Der Westen des Plangebietes liegt teilweise in der folgenden, nach §§ 6 ff Bundesbergge-
setz (BBergG) aufgeführten Bergbauberechtigung:

Art der Berechtigung Aufrechterhaltenes Bergwerkseigentum

Feldesname Deersheim

Nr. der Berechtigung  IV-A-f-205/91

Bodenschatz feste, flüssige und gasförmige Kohlenwasserstoffe

Rechtsinhaber bzw.
Rechtseigentümer

Neptune Energy Deutschland GmbH
Ahrensburger Straße 1, 30659 Hannover

Die in der obigen Tabelle angegebene Bergbauberechtigung räumt dem Rechtsinhaber bzw.
dem Eigentümer die in den §§ 6 ff BBergG aufgeführten Rechte ein und stellt eine durch Arti-
kel 14 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) geschützte Rechtsposition dar.

Eine  Beeinträchtigung  des  Bergwerkseigentums  ist  gem.  Schreiben  des  Rechteinhabers
Neptune Energy Deutschland GmbH vom 13.10.2025 nicht zu erwarten. Es bestehen seitens
des Rechteinhabers keine Bedenken gegen die Planung.

14Stellungnahme des LAGB vom 10.04.2025
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Abb. 13: Abbildung auf Basis der Stellungnahme des LAGB vom 10.04.2025, aktuelles Plangebiet eingearbeitet
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6.8. Boden

Bodeneigenschaften
Gemäß der digitalen Geologischen Karte 1:25.000 und nahegelegenen Bohrungen kommen
im betreffenden Bereich unter der Geländeoberkante Löss und Lehme vor. 
Löss ist im trockenen Zustand relativ standfest. Allerdings nimmt Löss, aufgrund seiner ho-
hen Porosität, leicht Wasser auf. Mit steigender Wasseraufnahme kommt es zu Konsistenz-
veränderungen bis hin zur Verflüssigung, was zu Setzungen an Bauwerken (Rissbildungen)
führen kann. 
Sollten  Zufahrtswege  oder  Neubauten  errichtet  werden,  wird  daher  empfohlen  dort  Bau-
grunduntersuchungen vornehmen zu lassen.15

Subrosion
Der tiefere geologische Untergrund im Bereich des Vorhabens wird u.a. aus Gesteinen des
Mittleren Keupers und des Mittleren Muschelkalks gebildet, die potentiell subrosionsgefähr-
dete Horizonte aufweisen. Aufgrund des Vorhandenseins dieser Horizonte und durch den
entsprechenden Aufbau des Untergrundes liegt hier eine potentielle Gefährdung vor. 
Konkrete Hinweise auf Subrosionsauswirkungen, wie Erdfälle oder lokale Senkungen, sind
allerdings im Fachinformationssystem Ingenieurgeologie des Landesamt für Geologie und
Bergwesen Sachsen-Anhalt (LAGB) im Vorhabenbereich und der näheren Umgebung bisher
nicht dokumentiert, sodass eine Gefährdung hier als gering eingeschätzt wird. 
Konzentrierte Versickerungen in den Untergrund sollten vermieden werden. Sollten sich im
Verlauf der Bauarbeiten Anzeichen für z.B. ältere, verfüllte Bruchstrukturen ergeben, ist das
LAGB umgehend zu benachrichtigen16

6.9. Altlasten

Im Plangebiet ist kein Altlastenverdacht bekannt.

Infolge der Nutzung als Agri-PV-Anlage mit Grünstromspeicher sind durch Gründungen für
Modultische, Einfriedungen und Nebenanlagen Bodeneingriffe zu erwarten.
 

Sollten  Anhaltspunkte  für  Kontaminationen  bzw.  organoleptische  Auffälligkeiten  (Geruch,
Aussehen) des Bodens vorliegen, so ist die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises
Harz unverzüglich zu informieren. Es ist dann eine weitergehende Untersuchung dahinge-
hend erforderlich, ob der Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast besteht
bzw. ausgeräumt werden kann. Zur Festlegung der weiteren Verfahrensweise sind die ent-
sprechenden  Maßnahmen  (Recherchen,  Untersuchungen  usw.)  mit  der  unteren  Boden-
schutzbehörde des Landkreises Harz abzustimmen.

6.10. Kampfmittel

Für den Geltungsbereich ist kein Verdacht des Vorhandenseins von Kampfmitteln bekannt.

Es wird jedoch darauf aufmerksam gemacht, dass der Fund von Kampfmitteln jeglicher Art
nie ganz ausgeschlossen werden kann. Weiterhin wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass
auf Grund von ständigen Aktualisierungen die Beurteilung von Flächen bei künftigen Anfra-
gen ggf. von den bislang getroffenen Einschätzungen abweichen kann.

Hinweis:
Zuständig für die Aufgaben nach der Gefahrenabwehrverordnung zur Verhütung von Schä-
den durch Kampfmittel (KampfM-GAVO) vom 27.04.2005 (GVBl. LSA S. 240) sind gem. § 8
Nr. 1 und 2 KampfM-GAVO die Landkreise, die kreisfreie Stadt Dessau sowie die jeweiligen
Polizeidirektionen anstelle der kreisfreien Städte Halle und Magdeburg. 
Sollten bei Erschließungsarbeiten Kampfmittel aufgefunden werden oder besteht ein hinrei-
15Stellungnahme des LAGB vom 10.04.2025
16Stellungnahme des LAGB vom 10.04.2025
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chender Verdacht, ist umgehend das Ordnungsamt bzw. die Integrierte Leitstelle des Land-
kreises Harz oder die nächstgelegene Polizeidienststelle zu informieren. Alle weiteren Schrit-
te erfolgen von dort aus.

6.11. Immissionsschutz

Zur Beurteilung der auf den Geltungsbereich einwirkenden Immissionen werden die unmittel-
bar angrenzenden und die in der weiteren Umgebung liegenden, das Plangebiet betreffen-
den Nutzungen betrachtet. Zudem ist in den Betrachtungen zum Immissionsschutz maßgeb-
lich, ob sich das Vorhaben in die im Gebiet vorhandenen und geplanten Nutzungen einfügt.

Bestand
Das Plangebiet stellt derzeit eine intensiv bewirtschaftete Ackerfläche dar. Auch angrenzend
sind überwiegend Ackerflächen vorhanden – bis auf die bestehende FFPVA im Süden und
die Kiesgrube Deersheim Nord an der Südostecke des Plangebietes.
Schutzbedürftige Wohnnutzungen finden sich erst in der Ortslage Deersheim in ca. 500 m
Entfernung im Südosten.

Planung
Planungsziel ist es, eine Agri-PV-Anlage mit Grünstromspeicher zu errichten. 

Beurteilung
Relevante Immissionen, die von der Anlage ausgehen können, sind eventuelle Lichtimmis-
sionen / Blendwirkungen auf den Modulvorderseiten. Diese werden jedoch zum einen durch
den Einsatz von Antireflexionsbeschichtungen wirksam reduziert (Stand der Technik, Stan-
dard bei Anlagen von SUNfarming). 
Weiterhin wurde zur Planung ein Blendgutachten erarbeitet, welches in den Anhang I der Be-
gründung aufgenommen wurde. Im Ergebnis wurde folgendes festgestellt:

- Gebäude
Im relevanten Umfeld (100-Meter-Radius) der Photovoltaikanlage befinden sich keine
schutzwürdigen Gebäude. An keinem der Gebäude werden die LAI-Grenzwerte überschrit-
ten. Somit werden keine erheblichen Blendwirkungen in oder an schutzwürdigen Räumen
im Sinne des LAI-Leitfadens erwartet. 

- Verkehrswege
Im Umfeld der Photovoltaikanlage wurden als relevante Verkehrswege die Landesstraße L
89 sowie die Ortsstraßen „Am Steinbach“, „Berßler Straße“, „Im Sohl“ und „Hessener Stra-
ße“ identifiziert und entsprechend auf Blendwirkungen untersucht.  
Auf keinem der Verkehrswege kommt es zur effektiven Blendung innerhalb der Erheblich-
keits- oder Beeinträchtigungsgrenzen. Damit sind die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs gegeben. 

Zudem können temporär aus der landwirtschaftlichen Nutzung (Maschineneinsatz, mögliche
Beweidung)  Lärm,  Staub oder  Gerüche entstehen.  Weiter  sind aus der  Speichernutzung
Lärmimmissionen zu erwarten.

Landwirtschaftliche Nutzung
Aus der Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen in der Umgebung und im Plange-
biet selbst ist temporär mit landwirtschaftlichen Emissionen (z.B. Staub, Feinpartikel, Lärm,
Licht) zu rechnen.  Es ist jedoch nicht zu erwarten, dass die landwirtschaftliche Nutzung in
der  Umgebung und die  geplante  Agri-PV-Anlage  einander  immissionsschutzrechtlich  we-
sentlich beeinträchtigen werden.

Kieswerk Deersheim Nord
Wechselseitige Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten.
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Wohnnutzungen und Straßenverläufe in der gemischt genutzten Baufläche der Ortslage
Beeinträchtigungen schutzbedürftiger Wohnnutzungen in Deersheim oder des Straßenver-
kehrs auf Verkehrswegen im Ort infolge von Blendwirkungen sind nicht zu erwarten (siehe
Blendgutachten im Anhang I).

Die durch landwirtschaftliche Nutzung im Geltungsbereich entstehenden Emissionen (Staub,
Lärm, Gerüche, Licht) haben aufgrund der Entfernung zum Plangebiet erwartbar keine Be-
einträchtigungen  schutzbedürftiger  Nutzungen  zur  Folge.  Wesentliche  Beeinträchtigungen
von schutzbedürftigen Nutzungen durch Blendwirkungen sind aufgrund der vorstehend ge-
schilderten topografisch-landschaftlichen Lagebedingungen und der in der ÖBV festgelegten
Maßnahmen nicht zu erwarten.

Auch die von der Speicheranlage für Elektroenergie ausgehenden Lärmimmissionen haben
aufgrund der Entfernung von min. 500 m keine Auswirkungen auf die Schutzansprüche von
Nutzungen in der Ortslage.

Landesstraße L89
Beeinträchtigungen des Straßenverkehrs auf der L89 durch Blendwirkungen sind nicht zu er-
warten (siehe Blendgutachten im Anhang I).
 

Fazit
Immissionschutzrechtlich sind infolge der Planung keine Beeinträchtigungen zu erwarten, da
diese aufgrund ihrer Lage von Bereichen mit schutzbedürftigen Nutzungen aus nicht sichtbar
ist. Durch die Festsetzung einer örtlichen Bauvorschrift wird auch planungsrechtlich sicherge-
stellt, dass eine wesentliche Beeinträchtigung von immissionsschutzrechtlichen Schutzansprü-
chen infolge der Planung nicht zu erwarten ist.

6.12. Vorbeugender Brandschutz

Grundsätzlich ist folgendes zu beachten:
Bestehende und entstehende Nutzungsgebiete  und Anlagen müssen so beschaffen sein,
dass der Entstehung und Ausbreitung von Feuer und Rauch vorgebeugt wird, und bei einem
Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie eine wirksame Brandbekämpfung mög-
lich sind. Eine Prüfung zum baulichen Brandschutz der einzelnen Anlagen kann nur auf der
Grundlage der konkreten Bauunterlagen erfolgen.
 

Bei Objekten mit einer Entfernung von > 50 m zur öffentlichen Verkehrsfläche und Objekten
mit erforderlichen Aufstellflächen sind Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungs-
flächen für Feuerwehrfahrzeuge zu gewährleisten. 
Die Flächen für die Feuerwehr sind entsprechend der „Richtlinie über Flächen für die Feuer-
wehr“ auszuführen. Die Bewegungsfläche muss eine Größe von mindestens 12 m x 7 m ha-
ben. 
Zu- und Durchfahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen müssen für die Feuerwehrfahrzeuge
ausreichend befestigt und tragfähig sein, sie sind als solche zu kennzeichnen und ständig
freizuhalten.

Alle notwendigen Flächen für die Feuerwehr gem. § 5 Bauordnung des Landes Sachsen-An-
halt (BauO LSA) sind im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens mit den sonstigen Bau-
vorlagen nachzuweisen.
 

Die Bau- und Erschließungsflächen sind so festgesetzt, dass Zu- und Durchfahrten für Ret-
tungsfahrzeuge gem. der relevanten Richtlinien (Kurvenausbildung, Fahrwegbreiten) ebenso
wie  Aufstell-  und Bewegungsflächen für  Feuerwehrfahrzeuge im Plangebiet  gewährleistet
werden können. 
Insbesondere ist der Zufahrtsbereich so dimensioniert, dass hier Wendemöglichkeit  sowie
die Aufstell- und Bewegungsfläche zur Löschwasserentnahme parallel Platz finden.
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Die gesamte Anlage kann über eine an den Rändern verlaufende Umfahrung erreicht wer-
den. Die Umfahrung hat eine Mindestbreite von 5 m, so dass Begegnungsverkehr und auch
das Aufstellen von Rettungsfahrzeugen grundsätzlich überall möglich ist. 
Von der Umfahrung aus ist die gesamte Fläche erreichbar. Die Kurvenbereiche und Einmün-
dungen werden so gestaltet, dass die Vorgaben für die Befahrbarkeit mit Rettungsfahrzeu-
gen zu lichten Fahrbahnbreiten, Kurvenradien und Übergangsbereichen eingehalten werden.
Die Umfahrung und der Zufahrtsbereich werden durch Festsetzung als Flächen für Geh- und
Fahrrechte zugunsten von Rettungsfahrzeugen planungsrechtlich gesichert (siehe Pkt. 7.6 -
Flächen für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB).
 

Bewegungs- und Aufstellflächen sind durch Schilder gem. DIN 4066-D1 mit der Aufschrift
„Fläche(n) für die Feuerwehr, Zufahrten sind durch Schilder gem. DIN 4066-D1 mit der Auf-
schrift „Feuerwehrzufahrt“ in der Mindestgröße 594 mm x 210 mm (Breite x Höhe) zu kenn-
zeichnen. 
Die Kennzeichnung von Zufahrten muss von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar
sein. Die Flächen für die Feuerwehr müssen eine jederzeit deutlich sichtbare Randbegren-
zung haben. 
 

Sperrvorrichtungen (z.B. Schrankenanlagen) in Feuerwehrzufahrten müssen von der Feuer-
wehr gewaltfrei geöffnet werden können.
 

Bei der Durchführung von Baumaßnahmen ist  eine jederzeitige Zufahrt,  insbesondere für
Fahrzeuge der Feuerwehr, zu anliegenden Grundstücken und zur Baustelle zu gewährleis-
ten. 
Bei Straßensperrungen und damit verbundenen Umleitungen sind die Integrierte Leitstelle
Feuerwehr/Rettungsdienst  des Landkreises Harz (Tel.  03941/69999)  sowie die örtlich zu-
ständige Feuerwehr zu informieren.
 

Die Prüfung zum Brandschutz der einzelnen Anlagen kann nur auf Grundlage der konkreten
Bauunterlagen erfolgen. Dies erfolgt im Rahmen der Genehmigungsplanung. Insbesondere
sind hier auch die Flächen für die Feuerwehr nachzuweisen.
 

Hinsichtlich der Spezifik von Freiflächen-Photovoltaikanlagen ist zu beachten:
In der DIN 4102 sind die Brandschutzbestimmungen für Bauteile und Baustoffe und somit
auch für  Photovoltaik-Module  geregelt.  Photovoltaik-Module  aus den Materialien  Silizium,
Glas und Aluminium werden als „nicht brennbar" (Baustoffklasse A) klassifiziert.

Photovoltaikfreiflächenanlagen stehen mit in Reihe geschalteten Modulen bei Lichteinfall je-
doch ständig unter Spannung. 
Sie können zwar vom Netz genommen, nicht aber spannungsfrei geschaltet werden. Daher
birgt die Feuerbekämpfung mit Wasser grundsätzlich die Gefahr eines elektrischen Schlags.
 

Schutzziele
Folgende  Schutzziele  im Sinne des Brandschutzes  sind für  die  geplante  Agri-PV-Anlage
maßgeblich:
 

- Errichtung der baulichen Anlage auf eine Weise, dass der Entstehung eines Brandes und
der Ausbreitung von Feuer und Rauch vorgebeugt wird,

- Verhinderung der Brandausbreitung auf angrenzende, benachbarte Grundstücke / Acker-
flächen (Nachbarschaftsschutz) und 

- Sicherung der Durchführung wirksamer Löscharbeiten (Zugang Feuerwehr usw.). 
 

Folgende Installationshinweise für PV-Freiflächenanlagen werden entsprechend der Schutz-
ziele in der Ausführung beachtet:
 

Brandlasten und Brandgefahren sollen minimiert werden: 
- Fachgerechter Aufbau der gesamten Anlage gemäß VDE-Richtlinien,
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- Möglichkeiten zur Netzabschaltung (Durchführung von Löschmaßnahmen),
- Leitungen mit Schutz vor mechanischen Beschädigungen, z.B. bei Grasschnitt, verlegen,
- Ordnungsgemäße Anschlüsse in Trafo und Wechselrichter mit Schutz vor mechanischen

Beschädigungen,
- erd- und kurzschlusssichere Installation für die Gleichstromseite eine vornehmen.
- zu starken Bewuchs unter der PV-Anlage vermeiden (regelmäßige Beweidung / Mahd),
- anfallenden Grasschnitt von der Anlage entfernen,
- geeignetes Material für die Unterkonstruktion verwenden,
- nach der Installation keine Brandlasten auf dem Gelände zurücklassen (Kartonagen, Ver-

packungsmaterial usw.).
 

Freiflächenanlagen sind abgeschlossene elektrische Betriebsstätten und dementsprechend
vor dem Zugriff durch Unbefugte zu sichern. Im Brandfall können unterwiesene Einsatzkräfte
Zutritt erhalten. Die Trafo- und Wechselrichterstationen sind vom direkten Zugriff durch Ein-
satzkräfte ausgenommen und mit  Warnhinweisen auszustatten (Warnung vor gefährlicher
elektrischer Spannung). 
 

Das Plangebiet wird von Süden über einen von der „Hessener Straße“ abzweigenden öffent-
lichen Fahrweg erreicht. Diese Zufahrtsmöglichkeit  kann auch von Einsatz- und Rettungs-
fahrzeugen der Feuerwehr genutzt werden.
 

Im Falle eines Brandes würde die Feuerwehr die Agri-PV-Anlage kontrolliert abbrennen las-
sen und ein Übergreifen des Brandes auf die umliegenden Ackerflächen, das Gelände der
angrenzenden FFPVA und die Kiesgrube Deersheim Nord verhindern.
 

Für den Brandfall im Trafo, in der  Speicheranlage für Elektroenergie, der Übergabestation
oder den Wechselrichtern: Übergabe eines Pulverlöschers oder anderen Löschertypes nach
Abstimmung mit der örtlichen Feuerwehr und dem zuständigem Landkreis - z.B. eines Lö-
schers vom Typ P60.
Die Gefahr des Entzündens der Module sowie der Gestelle besteht wie schon erwähnt nicht.
 

Innerhalb der Trafostationen befindet sich Öl, von dem im Hinblick auf eine mögliche Entzün-
dung eine Brandgefahr ausgehen kann. Die Brandlast der übrigen in den Wechselrichter-
bzw. Trafostationen eingebauten Anlagenteile (Wechselrichter etc.) ist gering, so dass für
diese Anlagenteile von einer insgesamt geringen Brandintensität auszugehen ist. 
Hierdurch ist Ausbreitung eines potenziellen Brandes nach außen auf die umgebenden Flä-
chen (Acker) ist nicht zu erwarten. Im Falle eines Brandes kann die Station kontrolliert ab-
brennen, ohne dass ein Übergreifen der Flammen auf benachbarte Bereiche zu erwarten ist. 
 

Die örtliche Feuerwehr wird mit Fertigstellung der Anlage mit den Anlagenbestandteilen ver-
traut gemacht und in die Örtlichkeit sowie die für eine Brandbekämpfung relevanten Bestand-
teile der Anlage eingewiesen. 
Für die Agri-PV-Anlage wird ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 (Textteil u. a. mit Ansprech-
partner im Gefahrenfall, Übersichtsplan mit Kennzeichnung der FW- Zufahrt, der Wechsel-
richter, Schaltstellen (Freischaltelemente, Feuerwehrschalter) und Trafostationen usw.)  er-
stellt und mit der freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde abgestimmt. 
 

Darüber hinaus gilt:
Für das Wartungspersonal ist eine Betriebsanweisung / Brandschutzordnung zu erstellen. 
Zum Schutz der Anlage vor äußerlichen Brandeinwirkungen sowie von der Anlage selbst
ausgehende Brandgefahren ist ein brandlastfreier Streifen von 5,0 m zur Anlage sicher zu
stellen. Dies wurde mit der Festsetzung der min. 5 m breiten Umfahrung an den Rändern der
Anlage planungsrechtlich umgesetzt. 
Die Brandlasten innerhalb der Anlage sind zu minimieren. Leitungsführungen sind durch ent-
sprechende Maßnahmen vor mechanischen Beschädigungen zu schützen.
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Das Objekt  ist  mit  entsprechenden Hinweisschildern auszurüsten, insbesondere Hinweise
auf die elektrische Anlage sowie die Kennzeichnung der Schaltstellen. Das Objekt ist gegen
unbefugtes Betreten zu sichern und als Gefahrenanlage zu kennzeichnen.  Des Weiteren
sind die technischen Normen sowie die Schriften „Brandschutzgerechte Planung, Errichtung
und Instandhaltung von PV-Anlagen“  und „Photovoltaikanlagen,  technischer Leitfaden“ zu
beachten. 
 

6.13. Löschwasserversorgung

Aufgrund der verwendeten Baumaterialien, welche eine sehr geringe Brandlast aufweisen,
ist die Wahrscheinlichkeit eines Brandfalles von PV-Anlagen als niedrig einzuschätzen (siehe
Pkt.  6.12). Dennoch sind Störfälle durch Kurzschluss als Brandursache nicht völlig auszu-
schließen. 
Die spezifischen Besonderheiten einer Photovoltaikanlage mit  Speicheranlage für Elektro-
energie machen eine Brandbekämpfung mit Löschwasser jedoch nur bedingt möglich. Als
Hauptgefährdung für Feuerwehreinsatzkräfte ist in erster Linie die Gefahr durch elektrischen
Schlag zu nennen. 
 Die künftige Anlage ist über einen öffentlichen Fahrweg, der von der öffentlichen „Hessener
Straße“ abzweigt, für die Feuerwehr zu erreichen. Über die innerbetrieblichen Verkehrswege
können alle Anlagenteile erreicht werden. 
 Auf dem Gelände werden keine Aufenthaltsräume im Sinne des Bauordnungsrechts errich-
tet. Lediglich zu Wartungsarbeiten, die normalerweise in größeren Zeitabständen durchge-
führt werden, werden sich zeitweise Personen im Plangebiet aufhalten. Zur Sicherstellung
der eigenen Sicherheit werden immer zwei Personen mit der Wartung und Instandhaltung
der Anlagenteile beauftragt. 
 Brandschutztechnisches Schutzziel ist die Verhinderung der Brandausbreitung auf die um-
gebenden  Ackerflächen  (Ödlandbrand),  die  Gelände  der  angrenzenden  FFPVA  und  der
Kiesgrube sowie auf Gebäude der Ortslage. Das Ereignis eines Ödlandbrandes ist äußerst
selten, aber nicht auszuschließen. Für die Erstbrandbekämpfung werden Feuerlöscher an ei-
ner zentralen Stelle bevorratet.
 

Löschwasserentnahmestellen
Für die geplante Agri-PV-Anlage mit Speicheranlage für Elektroenergie besteht nach Abstim-
mung mit dem zuständigen Brandschutzprüfer des Landkreis Harz ein Löschwasserbedarf
von 96 m³/h über 2 Stunden.17

Die Löschwasserversorgung für die Agri-PV-Anlage mit  Speicheranlage für Elektroenergie
muss dezentral  mit  mindestens einer dezentralen Löschwasserentnahmestelle  (z.B. Brun-
nen, Löschwasserzisterne) mit einem Fassungsvermögen von insgesamt mindestens 192 m³
sicher gestellt werden. 
Die Löschwasserentnahmestelle ist ständig mit mindestens  192 m³ Wasser gefüllt und zur
Entnahme von Wasser im Brandfall bereit zu halten. Hierzu gehört auch eine frostfreie Aus-
führung. Die Löschwasserentnahmestelle ist spätestens mit Inbetriebnahme der Agri-PV-An-
lage oder ihrer Nebenanlagen zu befüllen und in Betrieb zu nehmen. Der Standort für die de-
zentrale Löschwasserentnahmestelle ist im Zufahrtsbereich der Anlage in der Planzeichnung
festgesetzt. 
Alternativ  können  Löschwasserbrunnen  hergestellt  werden,  ggf.  auch  mehrere,  die  den
Löschwasserbedarf von 96 m³/h über 2 Stunden / 1.600 l /min über 2 Std. decken.
 

Die Entnahmestelle muss innerhalb des Plangebiets anfahrbar sein. Zugehörige Zufahrten
und Standflächen so auszuführen und zu befestigen, dass sie für die Rettungsfahrzeuge bei
jeder Witterung erreichbar sind. Die Art, Ausführung und Anordnung der geplanten Lösch-
wasserentnahmestelle ist im weiteren Verlauf mit der Brandschutzdienststelle und der zu-
ständigen Feuerwehr abzustimmen und im Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen. 
17Stellungnahme SG Brandschutz innerhalb der gebündelten Stellungnahme des LK Harz (Dezernat IV / Bauordnungsamt / Vor-
beugender Brandschutz) vom 28.08.2026
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6.14. Verkehrserschließung

Das Plangebiet wird über eine Zufahrt im Süden von dem von der „Hessener Straße“ ab-
zweigenden öffentlichen Fahrweg aus erschlossen. Damit ist der Anschluss an den öffentli-
chen Straßenraum sichergestellt. Aufgrund der angestrebten Nutzung ist mit einem sehr ge-
ringen Verkehrsaufkommen zu rechnen. Die Agri-PV-Anlage wird in etwa 1-2 mal im Jahr zu
Wartungszwecken und zur Kontrolle angefahren. Die Verkehrsinfrastruktur wird hierfür als
ausreichend dimensioniert angesehen.

6.15. Technische, ver- und entsorgende Infrastruktur

Das Plangebiet kann an die zum Betrieb benötigten zentralen Ver- und Entsorgungsnetze,
insbesondere für Elektroenergie, angeschlossen werden.

Leitungsbestand im Plangebiet
Halberstadtwerke GmbH
Wehrstedter Str. 48 
38820 Halberstadt

Im Plangebiet befindet sich gem. Stellungnahme der Halberstadtwerke vom 24.03.2025 eine
alte Gasversorgungsleitung, die seit ca. 1998 stillgelegt ist. Der ungefähre Verlauf der Lei-
tung wurde aus dem von den Halberstadtwerken mit der Stellungnahme übersandten Plan
als Bestand in die Planzeichnung übernommen. Einschränkungen der Bebaubarkeit oder für
Bepflanzungen durch das Vorhandensein dieser Leitung sind nicht gegeben. In Betrieb be-
findliche Gasversorgungsleitungen bzw. -anlagen sind im Plangebiet nicht vorhanden.

Telekommunikation
Deutsche Telekom Technik GmbH
Technik Niederlassung Ost PTI24 
Huylandstraße 18
38820 Halberstadt 

Die Telekom ist grundsätzlich nicht verpflichtet, das Sondergebiet an ihr öffentliches Tele-
kommunikationsnetz anzuschließen. Gegebenenfalls ist dennoch die Anbindung an das Te-
lekommunikationsnetz der Telekom auf freiwilliger Basis und unter der Voraussetzung der
Kostenerstattung durch den Vorhabenträger möglich. 
Hierzu ist jedoch eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung des Vorhabenträgers
mit der Telekom erforderlich.

Registrierung bei der Bundesnetzagentur
Betreiber von Photovoltaikanlagen sind nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und
der darauf erlassenen Anlagenregisterverordnung unter anderem verpflichtet, Standort und
Leistung dieser Anlagen der Bundesnetzagentur zu melden. 

Die  Registrierung  von Photovoltaikanlagen  mit  Ausnahme von  Freiflächenanlagen  erfolgt
über das PV-Meldeportal der Bundesnetzagentur. Sofern die Registrierung nicht erfolgt, re-
duziert  sich der Anspruch auf finanzielle  Förderung für die betreffende Anlage nach dem
EEG auf null, was mit erheblichen finanziellen Auswirkungen verbunden sein kann. 
Erfolgt dennoch eine Beteiligung der Bundesnetzagentur muss die o. g. Meldung unabhängig
davon zusätzlich erfolgen. 

Grundlegende Informationen zur Bauleitplanung im Zusammenhang mit Richtfunkstrecken
sowie ergänzende Hinweise finden sich auf der Internetseite der Bundesnetzagentur 
- www.bundesnetzagentur.de/bauleitplanung

Für Rückfragen steht die Bundesnetzagentur,  Referat 226 (Richtfunk), unter den Telefon-
nummern 030 224 80 -0 oder -439 zur Verfügung.
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Lagefestpunkt der Festpunktfelder Sachsen-Anhalts (VermGeoG LSA, §5)
Im Nordosten des Geltungsbereiches befindet sich ein gesetzlich geschützter Lagefestpunkt
der Festpunktfelder Sachsen-Anhalts (VermGeoG LSA, §5). Es besteht grundsätzlich Erhal-
tungspflicht.
Unvermeidbare Veränderungen oder Zerstörungen dieses Festpunktes durch konkrete Maß-
nahmen sind dem LVermGeo Magdeburg, Dezernat 43, E-Mail: nachweis.ffp@sachsen-an-
halt.de rechtzeitig vorab zu melden. Die Koordinaten und die Beschreibungen des Punktes
können hier ebenso abgefordert werden.
Bei Eigentümerwechsel von Flurstücken, auf denen sich Festpunkte befinden, sind die neu-
en Eigentümer über das Vorhandensein der Festpunkte zu informieren.
Die Lage des Festpunktes wurde anhand der vom Landesamt für Vermessung und Geoinfor-
mation Sachsen-Anhalt (LVermGeo) übersandten Planunterlage als Bestand zusammen mit
Hinweisen zum Umgang damit in die Planzeichnung übernommen.

6.16. Niederschlagswasser

Gemäß der allgemeinen Sorgfaltspflichten nach § 5 des Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist
eine Vergrößerung und Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermeiden. Diese Anforde-
rung  wird  mit  einer  Versickerung  oder  Rückhaltung  /  Zwischenspeicherung  des  Nieder-
schlagswassers von bebauten und befestigten Flächen erfüllt.

Niederschlagswasser  soll  ortsnah versickert,  verrieselt  oder  direkt  über  eine Kanalisation
ohne Vermischung mit  Schmutzwasser  in  ein Gewässer  eingeleitet  werden (§ 55 Abs.  2
WHG). 
Eine Erlaubnis oder Bewilligung für das Einleiten von Niederschlagswasser in das Grund-
wasser ist nicht erforderlich, wenn das Niederschlagswasser auf Dach- oder Wegeflächen
anfällt und auf dem Grundstück versickert werden soll (§ 46 Abs. 2 WHG i. V. m. § 69 Abs. 1
WG LSA). 
Der Grundstückseigentümer ist nach § 79b WG LSA zur Niederschlagswasserbeseitigung
verpflichtet, soweit nicht die Gemeinde / Abwasserverband den Anschluss an eine öffentliche
Abwasseranlage und deren Benutzung vorschreibt.

Infolge der Umsetzung der Planung wird es im Bereich der Agri-PV-Anlage aller Voraussicht
nach nicht zu einer wesentlichen Erhöhung der Bodenversiegelung kommen, da die Modul-
elemente  für  Photovoltaik  nur  punktuell  gegründet  werden,  so  dass ablaufendes Nieder-
schlagswasser – abhängig von der Versickerungsfähigkeit des Bodens – grundsätzlich versi-
ckert werden kann. Die tatsächliche Versiegelung erfolgt in folgendem Umfang: 
 - gesamte versiegelte Fläche: ca. 154,00 m² (0,10 %)
 - durch Rammpfosten: ca. 31,00 m²
 - durch Zaunpfosten : ca. 4,00 m²
- durch Trafos: ca. 119,00 m²

Die Agri-PV-Anlage wird zudem bauseits mit einem Regenwasserverteilsystem ausgestattet.
Dieses sorgt für eine flächige „Beregnung“ und Verteilung zwischen den Modulen und verhin-
dert Erosion18. 

Im Bereich des geplanten Grünstromspeichers wird ebenfalls davon ausgegangen, dass das
Niederschlagswasser  schadlos versickert  werden kann.  Die ordnungsgemäße Entsorgung
des Niederschlagswassers ist im Baugenehmigungsverfahren auf Basis der konkreten Bau-
vorlagen nachzuweisen.
Es wird ein entsprechender Hinweis in die Planzeichnung aufgenommen.

18Quelle: SUNfarming Agri-Solaranlagen Detailbeschreibung, Stand November 2023
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6.17. Abfallentsorgung

Die öffentliche Abfallentsorgung erfolgt auf der Grundlage der Satzung über die Vermeidung,
Verwertung und Beseitigung von Abfällen im Gebiet der Entsorgungswirtschaft des Landkrei-
ses Harz AöR (Abfallentsorgungssatzung) in der zurzeit gültigen Fassung. 

Die Abfallentsorgung findet gemäß der zuvor genannten Satzung am Straßenrand der öffent-
lichen Straßen – hier die „Hessener Straße“ – statt. 

Gemäß § 3 Abs. 9 des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der
umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom
24.02.2012 (BGBI. l Nr. 10), das zuletzt durch § 44 Absatz 4 des Gesetzes vom 22. Mai
2013 (BGBl. I S. 1324) geändert wurde, ist der Bauherr unabhängig vertraglicher Vereinba-
rungen Abfallbesitzer.  Die Verantwortung über die ordnungsgemäße Abfallentsorgung ob-
liegt daher bis zur Entsorgung der Abfälle dem Bauherrn.

Die bei den Erschließungsmaßnahmen anfallenden Abfallarten (z.B. Erde und Steine) sind
vorrangig einer Verwertung zuzuführen. Um eine möglichst hochwertige Verwertung anzu-
streben, sind diese nicht zu vermischen, sondern getrennt voneinander zu erfassen und zu
entsorgen.

Bei einem Auffinden von kontaminierten oder belasteten Abfällen, hier z.B. Erde mit schädli-
chen Verunreinigungen, sind diese vorerst getrennt von den anderen Abfällen zu erfassen
und die Untere Abfallbehörde des Landkreises Harz zu informieren. 
Vor der Entsorgung von gefährlichen Abfällen ist die Untere Abfallbehörde der Entsorgungs-
weg dieses Abfalls anzuzeigen. Bei der Entsorgung sind die Bestimmungen über die Zuläs-
sigkeit der Entsorgung entsprechend der Verordnung über die Nachweisführung bei der Ent-
sorgung von Abfällen (Nachweisverordnung - NachwV) vom 20.10.2006 (BGBl. I S. 2298)
i.d.g.F einzuhalten. 
Die Nachweise über die Entsorgung aller anfallenden Abfälle sind durch den Abfallerzeuger
zum Zwecke des Nachweises entsprechend den gesetzlichen Vorgaben 3 Jahre aufzube-
wahren.
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7. INHALT DER SATZUNG

7.1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Sondergebiet (SO) „Agri-PV“ gem. § 11 BauNVO
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird den Planungszielen entsprechend ein sonsti-
ges Sondergebiet (SO) gem. § 11 BauNVO, Zweckbestimmung „Agri-PV“ festgesetzt. Weiter
wird der Bereich abgegrenzt, in dem eine zugehörige Speicheranlage für Elektroenergie ent-
stehen soll.

Das SO "Agri-PV" dient dem Zwecke der Unterbringung einer Agri-Photovoltaikanlage, in der
als Hauptnutzung die erwerbsorientierte Landwirtschaft als ackerbauliche Nutzung ausgeübt
wird und als Nebennutzung die solare Stromproduktion auf gleicher Fläche erfolgt ergänzend
eine räumlich und funktional mit der Agri-Photovoltaikanlage verbundene Speicheranlage be-
trieben wird. Grundlage sind die Vorgaben der DIN SPEC 91434:2021-05.
Die  erwerbsorientierte  landwirtschaftliche  Nutzung  ist  dauerhaft  während  der  gesamten
Standzeit der Agri-Photovoltaik-Anlage auszuüben.

1) Im SO „Agri-PV“ sind folgende Nutzungen zulässig: 
- als Hauptnutzung die erwerbsorientierte Landwirtschaft als ausschließlich ackerbauliche

Nutzung  auf  mindestens  85%  der  Fläche  des  SO  Agri-PV  gemäß  DIN  SPEC
91434:2021-05,

- als Nebennutzung auf der selben Fläche Photovoltaik-Anlagen nach den Vorgaben der
DIN SPEC 91434:2021-05,  die  eine integrierte  landwirtschaftliche  Nutzung  zwischen
den Modulreihen und unter den Modulen zulassen (Agri-Photovoltaik), 

- Nebenanlagen und -gebäude,  die der Zweckbestimmung des Sondergebietes dienen
[z.B. Trafostationen, Funk- und Kameramasten, (unterirdische) Kabelleitungen],

- Zufahrten, Wartungsflächen und Einfriedungen.

2) Ausschließlich im Teilbereich der Zweckbestimmung "Speicher für Elektroenergie" inner-
halb des SO Agri-PV sind zulässig:
- Speicheranlagen für Elektroenergie, die räumlich und funktional mit der Agri - Photovol-

taik - Anlage zusammenhängen und zugehörige Nebenanlagen

Diese Festsetzungen dienen dazu, die angestrebten Nutzungen zweifelsfrei festzulegen und
so Nutzungskonflikte zu vermeiden.

Die Lage der geplanten Speicheranlage für Elektroenergie wurde durch Abgrenzung des ent-
sprechenden Teilbereiches verortet. Damit wird sichergestellt, dass sie außerhalb des LSG
„Fallstein“ errichtet wird. 
Weiter grenzt sie unmittelbar an den festgesetzten Zufahrtsbereich der Gesamtanlage an,
um Wartung und Kontrolle zu erleichtern.

7.2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 BauGB i.V.m. §§ 16
Abs. 5 und 18 Abs. 1 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung
Als grundlegendes Maß der baulichen Nutzung wird für die SO „Agri-PV“ eine Grundflächen-
zahl (GRZ) von 0,60 festgesetzt. 
Damit wird eine Modulfläche erreicht, die die Anforderung der Wirtschaftlichkeit erfüllt, ausrei -
chende Abstandsflächen der Module untereinander und zu angrenzenden Nutzungen gewähr-
leistet und parallel die landwirtschaftliche Nutzung ermöglicht. Die erreichbare bauliche Dichte
wird als städtebaulich verträglich angesehen.

In Abstimmung mit dem Investor, der Unteren Naturschutzbehörde sowie der obersten Lan-
desplanungsbehörde wird festgelegt, dass die im festgesetzten Teilbereich der Zweckbestim-
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mung "Speicher  für  Elektroenergie"  zulässigen  Gebäude und baulichen Anlagen maximal
eine Grundfläche von 5.000 m² Größe überdecken dürfen.
Zum einen ermöglicht diese Festsetzung die Errichtung einer ausreichend großen und damit
wirtschaftlichen Speicheranlage für Elektroenergie. Zum anderen orientiert sich die Festset-
zung  an  der  Flächengröße,  für  die  im  Allgemeinen  davon  ausgegangen  wird,  dass  die
Schwelle zur Raumbedeutsamkeit nicht überschritten wird.

Ermittlung Grundflächenzahl (§§ 16, 17 und 19 BauNVO)
Um eine zweifelsfreie Ermittlung der Grundflächenzahl für  die im SO „Agri-PV“ zulässigen
PV-Module / Modultische im Sinne der hinreichenden Klarheit der Festsetzung sicher zu stel-
len, wird bestimmt, dass die hierfür maßgebliche Grundfläche sich aus der senkrechten Pro-
jektion der äußeren Abmessungen der Modultische ergibt.

Die Landwirtschaft ist zwischen und unterhalb der PV-Module zulässig. Die landwirtschaftli-
chen Flächen liegen also im von PV-Modulen überdeckten Bereich. Unter Berücksichtigung
der  DIN SPEC 91434:2021-05 wurde ein Mindestabstand der Module vom Boden festge-
setzt, welcher eine landwirtschaftliche Nutzung zulässt (siehe nächster Absatz).

Eine Agri-PV-Anlage stellt eine Doppelnutzung der selben Fläche dar. Somit ist hier kein Wi-
derspruch zwischen einer 90%-igen landwirtschaftlichen Nutzung und dem festgesetzten SO
„Agri-PV“ mit einer GRZ 0.60 zu erkennen.  Die PV-Module dürfen somit 60% der Fläche
überdecken. Zwischen und unterhalb der Module ist die Landwirtschaft zulässig. 
Landwirtschaft ist somit im gesamten Bereich des SO „Agri-PV“ uneingeschränkt zulässig.
Die Landwirtschaft stellt zudem keine bauliche Nutzung dar und ist deshalb nicht mittels GRZ
regelbar. 

Höhe der baulichen Anlagen im SO "Agri-PV" (§§ 16 und 18 BauNVO)
Um marktübliche und technisch – insbesondere für die Wartung – geeignete Modulhöhen zu
ermöglichen, wird als maximal mögliche Höhe baulicher Anlagen 4 m festgesetzt und spezi-
fisch für die Modultische ein lichter Abstand zwischen der Modulunterkante und der Gelän-
deoberfläche von mindestens 2,1 m vorgegeben. Die Mindesthöhe vom Boden muss einge-
halten werden, um die Vorgaben der DIN SPEC 91434:2021-05 für eine Agri-PV-Anlage zu
erfüllen.

Abweichend von der allgemein geltenden maximalen Höhe von 4 m für bauliche Anlagen
wird festgesetzt, dass die für die Überwachung und Sicherung der Anlage notwendigen Ka-
meramasten Höhen von maximal 8 m zulässig sind. 
Damit wird sichergestellt, dass sich die Kameras sinnvollerweise oberhalb der sonst zulässi-
gen baulichen Anlagen befinden können. Die Anzahl  der Kameramasten wird auf  10 be-
schränkt. Die notwendige Wartung und Fernüberwachung der Anlage wird so gewährleistet,
ohne dass die Kameramasten räumlich dominieren können.

Bezugspunkte zur Ermittlung der Bauhöhen (§ 18 BauNVO, § 9 Abs. 6 BauGB i.V.m. § 2
Abs. 3 BauO LSA)
Zur zweifelsfreien Bestimmung der Höhe baulicher Anlagen im Plangebiet werden obere und
untere Bezugspunkte festgesetzt.

Um die Höhe unabhängig von der Form der baulichen Anlage vorzugeben, wird als oberer
Bezugspunkt die Oberkante baulicher Anlagen festgesetzt. 
Die Oberkante bezieht sich auf den obersten Punkt von Bauteilen. Dieser Punkt kann z.B.
auch die Oberkante eines Trägers der Modulkonstruktion oder der Speicheranlage für Elek-
troenergie sein, der aus statisch konstruktiven Gründen über die Anlage hinausragt.

Als unterer Bezugspunkt wird die Geländeoberfläche i.S.d. § 2 Abs. 3 BauO LSA nachricht-
lich übernommen.
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7.3. Bauweise und Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Baugrenzen
Baugrenzen wurden so festgesetzt, dass die Befahrung der Anlage mit Rettungsfahrzeugen
ebenso sichergestellt  ist, wie mit Wartungsfahrzeugen. Es wurden die Fahrbahnbreiten und
Schleppkurven der Richtlinien für Flächen für die Feuerwehr zugrunde gelegt.

Bauweise
Aufgrund der Spezifik einer Agri-PV-Anlage mit Modultischreihen, die regelhaft länger als 50
m sind, wird abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt.

7.4. Nebenanlagen auf nicht überbaubaren Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4
BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 und 5 BauNVO)

Gem. § 23 Abs. 5 BauNVO können auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen Neben-
anlagen im Sinne des § 14 BauNVO zugelassen werden. Das Gleiche gilt für bauliche Anla-
gen, soweit  sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen
werden können. Dies soll  i.S.d. Sicherung einer flexiblen Anlagengestaltung zulässig sein
und wird entsprechend festgesetzt.

7.5. Zulässige und unzulässige Überschreitung der zulässigen Grundfläche (§ 9
Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 und 5 BauNVO)

Wie schon in Pkt. 7.2 begründet, wird mit der festgesetzten von GRZ 0,60 ausreichend über-
baubare Grundfläche für die angestrebte Gewinnung von solarer Strahlungsenergie bei par-
allel durchgeführter landwirtschaftlicher Nutzung erzielt. 
Eine Überschreitung der Grundfläche durch Solarmodule oder  Speicheranlage für Elektro-
energie gem. § 19 Abs. 5 BauNVO wird daher und i.S.d. sparsamen Umganges mit Grund
und Boden per Festsetzung ausgeschlossen.

Die Überschreitung durch Nebenanlagen, wie z.B. Zufahrtsbereich, Erschließungswege und
Umfahrung, muss jedoch zulässig bleiben, um die Funktionalität der Gesamtanlage zu ge-
währleisten. 
Daher wird festgesetzt, dass die zulässige Grundfläche überschritten werden darf durch die
Grundflächen von Stellplätzen, Zufahrten, Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO und baulichen
Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut
wird.

7.6. Flächen für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Zur Sicherung der Erschließung werden Flächen für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zuguns-
ten der Leitungsträger, Anlagenbetreiber, Versorgungsträger und Rettungsfahrzeuge festge-
setzt. 

Die Zufahrt zur künftigen Anlage befindet sich im Süden des Plangebietes und wird entspre-
chend  festgesetzt.  Hier  schließt  der  von der  „Hessener  Straße“  abzweigende  öffentliche
Fahrweg an.
Die Fläche des Zufahrtsbereichs wird so ausgebildet, dass ausreichend Platz für das Ran-
gieren von Wartungs- und Rettungsfahrzeugen zur Verfügung steht. Insbesondere können
Rettungsfahrzeuge der Feuerwehr hier wenden und andere gleichzeitig eine Aufstellfläche
nutzen. Im Bereich der Aufstellfläche wird eine Löschwasserentnahmestelle zur Verfügung
gestellt (Zisterne oder Löschwasserkissen).

An den Zufahrtsbereich angebunden ist die Umfahrung der Anlage. Sie umrundet in einer
Mindestbreite von 5 m die gesamte Anlage. Von der Umfahrung aus erreicht man alle künfti-
gen Durchwegungen zwischen den Modulfeldern. Einmündungen und Kurven sind so dimen-
sioniert, dass sie auch von Rettungsfahrzeugen der Feuerwehr genutzt werden können.
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Diese Flächen werden als Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten der Leitungsträger, An-
lagenbetreiber, Versorgungsträger und Rettungsfahrzeuge festgesetzt, um die Erschließung
entsprechend planungsrechtlich abzusichern. 

7.7. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Private Grünfläche als Wildkorridor
Im Süden des Plangebietes wird am Übergang zur bestehenden FFPVA eine 50 m breite pri-
vate Grünfläche festgesetzt. Die Fläche soll als Wildkorridor fungieren, eine Entwicklung zu
Dauergrünland ist nicht beabsichtigt.

Private Grünflächen für Gehölzstreifen
Entlang der westlichen, südlichen und östlichen Plangebietsgrenze werden in 5 m Breite pri-
vate Grünflächen festgesetzt. Hier soll als Übergang zur Landschaft, i.S.d. Biotopvernetzung
und zur ergänzenden Sichtverschattung ein Gehölzstreifen entwickelt werden.
An der nördlichen Plangebietsgrenze wird auf eine Eingrünung verzichtet, da von hier allen-
falls die Rückseiten oder Seitenansichten der Anlage wahrnehmbar wären. Zudem ist die An-
lage aufgrund der Topografie von Norden nicht sichtbar. Es entstehen hier keine Auswirkun-
gen auf das Landschaftsbild, denen mit einer Randeingrünung begegnet werden müsste.

7.8. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und § 1a BauGB)

Um die tatsächliche Versiegelung auf ein Mindestmaß i.S.d. gebotenen schonenden Umgan-
ges mit Grund und Boden sind massive Gründungen (z.B. Betonfundamente) für Photovoltai-
k-Module und Einfriedungen unzulässig. Demgemäß ist auch für die Gründung der Photovol-
taik-Module  und Einfriedungen das Einrammen oder  Schraubfundamente zu bevorzugen.
Das Bohren von Fundamentlöchern ist auf ein Minimum zu beschränken und nur dann zuläs-
sig, wenn der Bodenaufbau ein Einrammen oder Einschrauben nicht zulässt.
Um Kontaminationen durch Ölunfälle vorzubeugen, sind Transformatoren in flüssigkeitsdich-
ten, feuerfesten Wannen aufzustellen.
Zur Vermeidung unnötiger Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts und zum Erhalt von Bo-
denfunktionen wird der Einsatz versickerungsfähiger, gas- und wasserdurchlässiger Materia-
lien für Wege-, Stell- und Technikflächen festgesetzt.
Zum Schutz nachtaktiver Tiere ist eine dauerhafte nächtliche Beleuchtung unzulässig.

Maßnahme M1 – Wildkorridor
Auf der vorstehend beschriebenen Grünfläche werden überlagernd Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt. 
Auf dieser Fläche ist vorgesehen, zwischen der bestehenden Photovoltaikanlage und der ge-
planten Agri-PV-Anlage einen Wildkorridor für wildlebende Großsäuger zu entwickeln. Auf ei-
ner Fläche von rd. 11.200 m² entsteht mesophiles Grünland mit anteiligen Baum-Strauch-
gruppen (200 m²).
Der Korridor ist durch Selbstbegrünung und mittels einer lockeren Bepflanzung mit heimi-
schen standortgerechten Kleinsträuchern (Artenliste gem. Anlage im Umweltbericht) auszu-
statten, um die Akzeptanz von Wildtieren zu fördern. 
Die Pflanzfläche der Strauchgruppen beträgt jeweils ca. 20 m². Es sind zehn Strauchgruppen
in der Wildschneise locker zu verteilen. Hierbei sind je Strauchgruppe mindestens 3 unter-
schiedliche Straucharten zu verwenden, um die Biodiversität zu gewährleisten und Blühzei-
ten zu verlängern.
Weiter ist je Strauchgruppe ein Feld-Ahorn zu pflanzen.
Es  sind nach Möglichkeit  heimische  Dornsträuchern  wie  Schlehe  und  Weißdorn für  den
Neuntöter zu integrieren. Die Bepflanzung mit Sträuchern soll innerhalb des Korridors leichte
Deckung bieten, aber die Durchgängigkeit nicht behindern. 
Die  Pflege  des  Migrationskorridors  umfasst  eine  partielle  jährliche  Mahd,  um Überwinte-
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rungsmöglichkeiten sowie Nahrungsquellen in Form von Blüten für Insekten zu fördern. Es
sind gebietsheimische Gehölze zu verwenden.19 Entsprechende Festsetzungen werden ge-
troffen.

Maßnahme M2 – Gehölzstreifen
Auf den entlang der westlichen, südlichen und östlichen Plangebietsgrenze festgesetzten pri-
vaten Grünflächen in 5 m Breite soll als Übergang zur Landschaft, i. S. d. Biotopvernetzung
und zur ergänzenden Sichtverschattung ein Strauchstreifen mit heimischen Arten entwickelt
werden. Diese Maßnahme ist insbesondere zur Aufwertung des Landschaftsbildes durchzu-
führen. Innerhalb der offenen Agrarlandschaft sollen diese Strukturen außerdem langfristig
einen wichtigen Rückzugsort u.a. für Vögel und Kleinsäuger darstellen. 
Wichtige Bestandteile sind früchtetragende Gehölze sowie Sträucher, die dichte Bestände
ausbilden um ausreichend Deckung vor Räubern zu bieten. Ein weiterer Aspekt ist die Ver-
wendung von Blühgehölzen zur Förderung der Bienentracht.
Es sollen in zwei Reihen mit einem Pflanzabstand von 1,5 m heimische und standorttypische
Sträucher gepflanzt werden. Als Pflanzqualität sind Sträucher mit einer Höhe von 60 bis 100
cm zu verwenden. Eine Pflege für die Dauer von 5 Jahren ist zu gewährleisten. Diese bein-
halten  1  Jahr  Fertigstellungspflege  und  4  Jahre  Entwicklungspflege.  Die  Umsetzung der
Maßnahme ist als Frühjahrs- oder Herbstpflanzung spätestens eine Pflanzperiode nach Um-
setzung des Bauvorhabens zu realisieren. Für die Pflanzungen sind gebietsheimische Ge-
hölze zu verwenden.20 Entsprechende Festsetzungen werden getroffen.

7.9. Löschwasserversorgung (§ 9 Abs. 12 BauGB)

Aufgrund der Lage im Außenbereich muss die Löschwasserversorgung dezentral gesichert
werden. Zur planungsrechtlichen Absicherung der Löschwasserversorgung werden Festset-
zungen zur Lage, Fassungsvermögen, Inbetriebnahme, Betrieb und Nachweis getroffen.
Die Löschwasserentnahmestelle soll  im Zufahrtsbereich positioniert werden. Entsprechend
wird ihre Lage in der Planzeichnung festgesetzt.

Dezentrale Löschwasserentnahmestelle
Im in der Planzeichnung festgesetzten Bereich ist ein Löschwasserreservoir (z. B. Zisterne
oder vergleichbare bauliche Anlage) herzustellen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu
ersetzen. Das Löschwasserreservoir  muss ein Gesamtfassungsvermögen von mindestens
192 m³ aufweisen. 
Das Löschwasserreservoir ist ständig mit der vorgenannten Wassermenge gefüllt bzw. zur
kontinuierlichen  Entnahme im Brandfall  bereitzuhalten.  Hierzu gehört  auch eine frostfreie
Ausführung.
 

Das Löschwasserreservoir ist spätestens mit Inbetriebnahme der im Geltungsbereich zuläs-
sigen baulichen Anlagen betriebsbereit herzustellen und in Betrieb zu nehmen.
 Das Löschwasserreservoir muss durch Rettungsfahrzeuge anfahrbar sein. Zugehörige Zu-
fahrten und Standflächen sind so auszuführen und zu befestigen, dass sie für die Rettungs-
fahrzeuge erreichbar sind.
 Erfolgt die Wasserbereitstellung stattdessen über eine kontinuierliche Förderung (z. B. Hy-
drant, Brunnen), ist eine gesicherte Förderleistung von mindestens 96 m³/h bzw. 1600 l/min
über einen Zeitraum von mindestens 2 Stunden nachzuweisen.

Nachweis der Löschwasserversorgung
Der Nachweis der gesicherten Löschwasserversorgung ist mit den sonstigen Bauvorlagen im
Baugenehmigungsverfahren zu erbringen.

19Umweltbericht, Pkt. 7.2  Maßnahmen zur Gestaltung und Verminderung , Abs. Wildkorridor – Maßnahme M1
20Umweltbericht, Pkt. 7.2  Maßnahmen zur Gestaltung und Verminderung, Abs. Private Grünfläche für Gehölzstreifen – Maß-
nahme M2 
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7.10. Maßnahmen zum Artenschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB i.V.m. § 44
Abs. 1 BNatSchG)

Zur Vermeidung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände sowie zum Aus-
gleich für Habitatverluste wurden Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen erarbeitet
(siehe Umweltbericht,  Pkt. 7.1 - Maßnahmen zur Vermeidung des Eintretens artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände) und entsprechend festgesetzt.

VASB 1 – Bauzeitenregelung/Zeitvorgaben für die Baufeldfreimachung
Zum Schutz der im Plangebiet potenziell brütenden Vogelarten haben die Maßnahmen zur
Baufeldfreimachung außerhalb der Brut- und Fortpflanzungszeit (01. März bis 30. Septem-
ber)  gemäß  §  39  Abs.  5  BNatSchG  zur  Vermeidung  von  Zugriffsverboten  nach  §  44
BNatSchG (Vermeidung des Verlustes oder Beschädigung von besetzten Nestern/Lebens-
stätten bzw. Gelegen/Jungtiere) zu erfolgen.
Alle  sonstigen  Arbeiten zur  Baufeldfreimachung  (Errichtung von Baustraße und Lagerflä-
chen, Entfernung der Krautschicht, Abschieben des Oberbodens/Erdarbeiten etc.) sollen auf
einen wenig sensiblen Zeitraum beschränkt werden,  welcher außerhalb der Hauptbrutzeit
von Mitte März – Mitte Juli, der im Gebiet zu erwartenden Vogelarten liegt:
- Entfernung  der  Krautschicht,  Abschieben  des  Oberbodens/Erdarbeiten  nicht  zwischen

15.03. und 15.07.

Ausnahmen der zu VASB 1 genannten Vermeidungsmaßnahmen sind in begründeten Fällen
möglich und bedürfen generell der Genehmigung durch die Untere Naturschutzbehörde und
können mit weiteren Forderungen beauflagt werden.

VASB 2 – Optimiertes Bewirtschaftungsregime, Kartierung des Feldhamsters und ggf. Um-
siedlung unmittelbar vor Baubeginn
Um eine Ansiedelung des Feldhamsters zu vermeiden, soll eine Vergrämung der Art durch
den Anbau von als Lebensraum ungeeigneten Feldfrüchten wie Zuckerrüben oder Raps oder
durch die Anlage und regelmäßige Pflege von Schwarzbrachen („nicht hamstergerechte Be-
wirtschaftung“) umgesetzt werden.

Unmittelbar vor Baubeginn ist eine Begutachtung der Eingriffsfläche (Acker) hinsichtlich des
Vorkommens des Feldhamsters wie folgt vorzunehmen:
- gleichzeitige Begehung mit mehreren erfahrenen Bearbeitern, die jeweils einen Streifen

von etwa 2 m bis 10 m Breite langsam abschreiten und nach Kleinsäugerbauen, Fallröhren
und Fraßplätzen Ausschau halten. 

- eventuell angetroffene Hamsterbaue werden photographisch dokumentiert, ihre Lage kar-
tographisch festgehalten und die ermittelten Daten in Erhebungsbögen eingetragen (GPS-
Koordinaten, Baumerkmale etc.).

- Werden Hamsterbaue festgestellt ist eine Umsiedlung erforderlich. Umsiedlungsfläche und
methodisches Vorgehen sind im Vorfeld mit der zuständigen Genehmigungsbehörde abzu-
stimmen und durch eine fachkundige Person umzusetzen 

VASB 3 – Vermeidung von baubedingten Risiken
- Vermeidung von Fallenwirkungen durch Baugruben (falls vorhanden), z.B. durch geeigne-

te Abdeckungen oder Einfriedungen,
- Durch das bedarfsweise Einsetzen einer Umweltbaubegleitung nach Baufortschritt ist ein

artenschutzkonformer Bauablauf zu gewährleisten. 

VASB 4 – Erhalt der ökologischen Durchlässigkeit
Um eine Einschränkung der Durchgängigkeit des Geländes für Kleintiere so gering wie mög-
lich zu halten, sollte im Fall einer Einfriedung der Anlage auf eine ausreichende Maschenwei-
te im unteren Zaunbereich oder Abstand der Zaununterkante zur Geländeoberfläche (mind.
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20 cm) geachtet werden.
Diese Vermeidungsmaßnahme wird mittels der örtlichen Bauvorschrift planungsrechtlich um-
gesetzt (siehe Pkt.  7.12). Es wird dort festgelegt, dass der Mindestabstand von Einfriedun-
gen zum Boden 20 cm betragen muss. Ergänzend wird Nato-Draht an Einfriedungen ausge-
schlossen, um Verletzungen von sich darauf niederlassenden Vögeln zu vermeiden.

7.11. Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1a i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25
BauGB)

A1 –   Produktionsintegrierte Maßnahmen Harslebener Berge zum naturschutzfachlichen Aus-
gleich und zur Erhöhung des Angebots geeigneter Nistplatzstrukturen und Nahrungshabitate
Die Maßnahme A1 wird auf der Ökokontofläche „Harsleber Berge“ durch Entwicklung eines
Extensivackers  umgesetzt.  Die  über  die  Maßnahme zu  entwickelnden  Zielbiotope  bieten
gleichzeitig ein optimale Habitate für Vogelarten der Offenland-Ökosysteme wie die Feldler-
che.
Damit können auf der Fläche sowohl Maßnahmen für eine naturschutzfachliche Kompensati-
on entsprechend der Eingriffsregelung als auch Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen
Kontinuität für die Feldlerche (CEF) erfolgen.
Die Maßnahme wird textlich festgesetzt und ist durch geeignete Instrumente nachzuweisen
(Privatrechtlicher Vertrag zu Artenschutzmaßnahmen).  Eine Maßnahmenbeschreibung wur-
de in den Anhang der Begründung aufgenommen.

A2 / ACEF 1 – Erhöhung des Angebotes geeigneter Nistplatzstrukturen und Nahrungshabita-
te innerhalb einer externen Fläche
Auf einer nahegelegenen Fläche (ca. 1,8 km südwestlich des Plangebietes) werden weitere
notwendige naturschutzfachliche und artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen festge-
setzt. Die Maßnahme A2 / ACEF 1 dient als Kompensation für Habitatverluste der Feldlerche
und gleichzeitig als Kompensation des Eingriffs.Folgende Maßnahmen werden hier festge-
setzt:

Durch Umsetzung der in der Fläche für externe Maßnahmen festgesetzten Ausgleichsmaß-
nahme A2 / ACEF 1 werden artspezifisch geeignete Habitate für die Feldlerche in Ackerle-
bensräumen angelegt.
Die Maßnahmenfläche befindet sich nördlich der Landesstraße L89 und belegt in der Gemar-
kung Osterwieck, Flur 8 das Flurstück 105.
 

Für die Maßnahme sind folgende Bedingungen einzuhalten. 
- Für die detaillierte Umsetzungsplanung wird ein Bewirtschaftungsplan vorgelegt. 
- Für die fach- und termingerechte Umsetzung ist eine Ökologische Baubegleitung einzuset-

zen. 
- Die Maßnahme ist im zeitlichen Vorlauf 2 Jahre vor Beginn der Bauarbeiten zur Agri-PV-

Anlage funktionsfähig fertigzustellen. 
- Die Durchführung der Maßnahme erfolgt während der gesamten Laufzeit der Anlage bzw.

während des Erfordernisses der CEF-Maßnahme. 
- Die Entwicklung und der Nachweis des Erfolgs der Maßnahmen wird durch ein geeignetes

Fachbüro / eine fachlich qualifizierte Person über einen Zeitraum von mindestens 5 Jahren
überwacht bis zum Nachweis der Sicherung der ökologischen Kontinuität für die Feldler-
che (CEF) 

- Das Monitoring erfolgt sowohl auf der Eingriffsfläche als auch auf der externen Maßnah-
mefläche. Die Monitoringergebnisse sind zu dokumentieren und der zuständigen Unteren
Naturschutzbehörde mitzuteilen. 

- In Abhängigkeit vom Erfolg der Wiederbesiedlung auf der Vorhabenfläche bzw. der Neu-
besiedlung auf der externen Maßnahmefläche sind die CEF-Maßnahmen anzupassen.
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Die Maßnahme beinhaltet 2 Teilmaßnahmen:
 

Anlage von Brache- und Blühflächen auf insgesamt 20.800 m²
- Blühflächen aus niedrigwüchsigen Arten mit angrenzenden selbstbegrünenden periodisch

umzubrechenden Bracheflächenstreifen. 
- Einsaat  einer zertifizierten standortspezifischen Saatmischung regionaler  Herkunft  unter

Beachtung der standorttypischen Segetalvegetation. 
- Reduzierte Saatgutmenge (max. 50-70 % der regulären Saatgutmenge) zur Erzielung ei-

nes lückigen Bestands, Fehlstellen im Bestand belassen. 
- Keine Mahd, keine Bodenbearbeitung vor dem 15.08.,  danach Schröpfungsschnitt  oder

Mulchmahd und Abräumen des Schnitt-/Mulchmaterials zur Erhaltung Feldlerchenhabitat. 
- Mindestdauer Blühstreifen 2 Jahre auf derselben Fläche ,danach alternierender Flächen-

wechsel mit extensiven Getreidestreifen (siehe nachstehende Teilmaßnahme).
- Der Einsatz von Dünge-  und Pflanzenschutzmitteln sowie die mechanische Unkrautbe-

kämpfung sind unzulässig. 

Anlage von Getreidestreifen auf insgesamt 20.800 m² mit  reduzierter Saatgutmenge oder
doppeltem Saatreihenabstand 
- Die Ansaatdichte ist auf 60% zu reduzieren oder der Reihenabstand zu verdoppeln. Somit

gelangt Licht auf den Ackerboden und der Wuchs von Ackerwildkräutern wird gefördert.
- Der Einsatz von Dünge-  und Pflanzenschutzmitteln sowie die mechanische Unkrautbe-

kämpfung sind unzulässig. 
 

Alle Maßnahmen lassen sich in den landwirtschaftlichen Produktionsprozess integrieren und
werden daher  auch als  sogenannte  PIK-Maßnahmen (Produktionsintegrierte  Kompensati-
onsmaßnahmen) bezeichnet.

Die Maßnahmen sind durch geeignete Instrumente zu sichern sowie die Sicherung nachzu-
weisen  (Privatrechtlicher  Vertrag zu Artenschutzmaßnahmen).  Eine Maßnahmenbeschrei-
bung ist dem Umweltbericht zu entnehmen.

7.12. Örtliche Bauvorschriften (§ 85 Abs. 1 BauO LSA) 

Solarmodule 
Entspiegelte Solarmodule entsprechen dem Stand der Technik. Damit können Blendwirkun-
gen so stark reduziert  werden,  dass wesentliche Beeinträchtigungen durch unerwünschte
Reflexionen in die umliegende Landschaft vermieden werden. 
Daher wird festgelegt, dass nur Module mit Anti-Reflexionsschicht zulässig sind, die Blend-
wirkungen weitgehend minimieren.

Einfriedungen
Die baulichen Einfriedungen (z.B. Zäune) dürfen i.S.d. Schutzes des Landschaftsbildes nicht
blickdicht ausgeführt werden. Zulässig sind insbesondere Maschendraht- und Drahtgitterzäu-
ne. Diesem Ziel dient auch eine Höhenbegrenzung auf 2,5 m inklusive Übersteigschutz. 

Die Einfriedungen müssen zudem eine Bodenfreiheit von mindestens 20 cm gewährleisten,
um eine Sperrwirkung z.B. für Kleinwild zu vermeiden. 

Weiterhin  wird  festgelegt,  dass  bei  Verwendung  von  Stacheldraht  nur  Ausführungen  mit
kreisrunden Draht-Querschnitten zulässig sind. Stacheldraht mit flachen Querschnitten – ins-
besondere sogenannter Nato-Draht – sollen nicht zulässig sein. 
Damit können Verletzungen von Vögeln vermieden werden, die sich aller Voraussicht nach
auf dem Draht niederlassen werden.

57



Einheitsgemeinde Stadt Osterwieck
Begründung zum 
Bebauungsplan „Agri Photovoltaik Deersheim“

Überarbeiteter Entwurf
Stand: September 2026

8. STÄDTEBAULICHE KENNWERTE UND FLÄCHENBILANZ ANLAGE

Städtebauliche Kennwerte

Sondergebiet (SO) Agri-PV ca. 464.238 m² = 96%

Private Grünflächen
M1 – Wildkorridor: ca. 11.220 m²
M2 – Gehölzstreifen: ca.   7.028 m²

ca. 18.248 m² = 4%

Plangebiet gesamt ca. 482.486 m² = 100%

Flächenbilanz Agri-PV-Anlage auf Basis des aktuellen Planungsstandes (Modulplanung)

Versiegelte Fläche durch Bauteile Solarenergiegewinnung
durch Rammpfosten: ca. 25 m²
durch Zaunpfosten: ca. 3 m²
durch Trafos: ca. 74 m²

ca. 102 m²

Verkehrsflächen
Arbeitsstraßen: ca.   5.985 m²
Umfahrung, Zufahrtsbereich, Löschwasserentnahmestelle: ca. 15.106 m²

ca. 21.091 m²

Grünstromspeicher
inkl. Nebenanlagen

ca. 5.000 m²

Randeingrünung ca. 7.028 m²

Wildkorridor ca. 11.220 m²

Summe der Flächen ohne landwirtschaftliche Nutzung ca. 44.441 m²

Gesamtfläche Plangebiet ca. 482.486 m²

Sondergebiet (SO) Agri-PV ca. 464.238 m²

Anteil Flächen ohne landwirtschaftliche Nutzung 
an der Gesamtfläche des Plangebietes

ca. 9,2%

Anteil Flächen ohne landwirtschaftliche Nutzung 
an der Gesamtfläche des Sondergebietes (SO) Agri-PV

ca. 9,6%

Die Datenbasis der vorstehenden Flächenbilanz wird durch die aus dem letzten Stand der
Ausführungsplanung der Gesamtanlage (Modulbelegungsplan und Nebenanlagen inkl. Spei-
cheranlage für Elektroenergie) ermittelten Flächenbelegungen gebildet.
Wie der vorstehenden Tabelle zu entnehmen ist, beträgt der Anteil der Fläche, die aufgrund
von Bauteilversiegelungen, Verkehrsflächen, Grünstromspeicher und Grünflächen nicht der
Landwirtschaft zur Verfügung stehen zwischen 9,2 % und 9,6 % - je nachdem, ob diese Flä-
chen auf das gesamte Plangebiet oder nur das SO Agri-PV bezogen werden.

Gerundet werden in beiden Fälle 10% der Fläche nicht der Landwirtschaft zur Verfügung ste-
hen – auf 90% der Fläche wird gem. der textlichen Festsetzungen Landwirtschaft betrieben.

Damit ist die Vorgabe der DIN SPEC 91434:2021-05, dass auf mindestens 85% der Fläche
Landwirtschaft betrieben werden muss erfüllt. 

Aufgestellt:
Dipl. Ing. Frank Ziehe
Braunschweig / Hessen, im September 2026

58



Einheitsgemeinde Stadt Osterwieck
Begründung zum 
Bebauungsplan „Agri Photovoltaik Deersheim“

Überarbeiteter Entwurf
Stand: September 2026

9. ANHANG

Anhang I - Blendgutachten
Anhang II - Landwirtschaftliches Nutzungskonzept
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1 Einleitung 

Die SONNWINN GmbH, unabhängiges Experten-Büro für Photovoltaik und Stromspeicher, 

wurde beauftragt, die möglichen Blendwirkungen folgender Photovoltaikanlage (PVA) zu 

untersuchen und zu bewerten: 

Tabelle 1: Projektübersicht 

Auftraggeber SUNfarming GmbH 

Projektname Deersheim Nord [959] 

Adresse PVA 38835 Wülperode 

Stand der Projektierung ☐ Bestand | ☐ Im Bau | ☒ Planung 

 

 

1.1 Fragestellung 
Es stellt sich die Frage, ob die Solarmodule der geplanten Photovoltaikanlage Sonnenlicht so 

reflektieren, dass erhebliche Belästigungen bzw. Beeinträchtigungen für folgende 

Immissionsorte auftreten können: 

• Schutzwürdige Räume (z.B. Wohnräume) 

• Straßenverkehr 

Dieses Gutachten dient der Beantwortung dieser Frage und stellt dar, ob und mit welcher 

Häufigkeit belästigende bzw. beeinträchtigende Blendwirkungen auftreten können. Zudem 

werden die Ergebnisse bewertet. 

1.2 Haftungsausschluss 
Dieser Bericht wurde ausschließlich für den Gebrauch des Auftraggebers und in dessen 

Auftrag erstellt. Die Berechnungen und Auswertungen erfolgten nach bestem Wissen und 

Gewissen. Trotz sorgfältiger Durchführung können Fehler oder Irrtümer nicht vollständig 

ausgeschlossen werden. Für Folgeschäden, die aus der Nutzung des Gutachtens resultieren, 

wird keine Haftung übernommen. Die Haftung für Schadensersatz bei grober Fahrlässigkeit 

oder Vorsatz bleibt unberührt. Bei Weitergabe des Gutachtens an Dritte darf dieses weder 

verändert noch bearbeitet werden. Eine Haftung gegenüber Dritten, die sich den Inhalt dieses 

Gutachtens zunutze machen, ist grundsätzlich ausgeschlossen. 

1.3 Datengrundlage 

Tabelle 2: Verwendete Daten/Informationen und ihre Quellen 

Information/Daten Quelle 

Angaben zur geplanten PVA  Auftraggeber 

Umliegende Vegetation Google Earth Pro, OpenStreetMap 

Umliegende Bebauung 

Höhendaten (DGM1) © GeoBasis-DE / LVermGeo ST, dl-de/by-2-0 
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1.4 Übersicht der angewendeten Methodiken 
Die Auswertung der Blendwirkungen auf die Immissionsorte wurde entsprechend folgender 

Tabelle durchgeführt. 

Tabelle 3: Methodiken 

Immissionsort Methodik 

Schutzbedürftige Räume (Wohnräume, 
Büros etc.) 

Gemäß dem Leitfaden der Bund/Länder-
Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz 
(LAI-Leitfaden) [1] 

Verkehrswege Eigene Auswertungsmethodik (siehe 
Kapitel 6)  
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2 Anlagenbeschreibung 

Die geplante PVA besteht aus 1 (einer) PV-Fläche. 

Tabelle 4: Relevante Anlagenparameter 

Parameter Angabe/Wert 
Geokoordinaten (Breite, Länge) 51.991814, 10.771403 

Art der Anlage Freiflächenanlage 

Modultyp Si-kristallines Modul mit Antireflexbeschichtung 

Aufständerung Fest aufgeständert 

PV-Fläche ca. 27 ha (innerhalb Einfriedung) 

Nennleistung (DC) - 

Modulausrichtung (Azimut) 180° Süd 

Modulneigung ca. 15° 

Höhe Modulunterkante ca. 2,20 m (es wird angenommen, dass die 
Tische entsprechend der Modulunterkante an 
die Topografie angepasst werden, sodass die 
Moduloberkanten variabel und entsprechend 
ggf. höher ausfallen) 

Höhe Moduloberkante ca. 3,8 m (bei flachem Terrain) 

 

 

Abbildung 1: Grundriss der PV-Flächen - Quelle Satellitenbild: Google Earth Pro  
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Abbildung 2: Belegungsplan - Quelle: Auftraggeber 

 

Abbildung 3: Schnittzeichnung - Quelle: Auftraggeber 
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3 Zusammenfassung der Ergebnisse 

Im relevanten Umfeld (100-Meter-Radius) der Photovoltaikanlage befinden sich keine 

Wohngebäude. Somit werden keine erheblichen Blendwirkungen in oder an schutzwürdigen 

Räumen im Sinne des LAI-Leitfadens erwartet.  

Im Umfeld der Photovoltaikanlage wurden als relevante Verkehrswege die Landesstraße L 89 

sowie die Ortsstraßen „Am Steinbach“, „Berßler Straße“, „Im Sohl“ und „Hessener Straße“ 

identifiziert und entsprechend auf Blendwirkungen untersucht.  

Auf keinem der Verkehrswege kommt es zu Blendungen innerhalb der Erheblichkeitsgrenzen 

(+/-30°) und Beeinträchtigungsgrenzen (+/-50°). 

Damit werden Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht beeinträchtigt.  
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4 Grundlagen 

4.1 Blendwirkung von Modulen 
Ein PV-Modul setzt sich aus zahlreichen Solarzellen zusammen, die Sonnenlicht in elektrische 

Energie umwandeln. Um Stabilität zu gewährleisten und vor Witterungseinflüssen zu schützen, 

sind die Solarzellen normalerweise hinter einer Glasscheibe (Modulglas) angebracht. Das 

Modulglas ist maßgeblich für mögliche Blendwirkungen verantwortlich. Da die erzeugte 

elektrische Energie in direktem Verhältnis zur Intensität der Sonneneinstrahlung auf die 

Solarzellen steht, bemühen sich Modulhersteller, Reflexionen am Modulglas zu reduzieren – 

je weniger Reflexionen, desto höher der Ertrag. Daher verfügt das Modulglas typischerweise 

über eine spezielle Oberflächentexturierung und eine sogenannte Antireflexschicht. Beide 

Elemente gewährleisten, dass möglichst viel Licht auf die Solarzellen trifft und 

Reflexionsverluste minimiert werden [2]. 

Daher reflektieren Solarmodule bei geringen Einfallswinkeln θ (siehe Abbildung 4) lediglich 

einen kleinen Teil des Sonnenlichts (etwa 5 %). Studien zeigen jedoch, dass trotz Texturierung 

und Antireflexbeschichtung der Anteil des reflektierten Sonnenlichts mit ansteigendem 

Einfallswinkel exponentiell zunimmt (siehe Abbildung 5). 

Da bereits Reflexionen von weniger als 1 % des Sonnenlichts zu einer Absolutblendung führen 

können [1], müssen demnach Einfallswinkel berücksichtigt werden.  

 

Abbildung 4: Aufbau eines PV-Moduls und Darstellung des Reflexionsgesetzes „Einfallswinkel = Ausfallswinkel“  
- Quelle: [3] (modifiziert) 
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Abbildung 5: Anteil des reflektierten Sonnenlichts in Abhängigkeit zum Einfallswinkel, dargestellt für 
unterschiedliche Modulglastypen - Quelle: [4], modifiziert 

Die Oberflächentexturierung des Modulglases bewirkt eine weniger intensive, aber diffuse 

(gestreute) Reflexion des Sonnenlichts, wodurch der Immissionsort der Reflexion vergrößert 

wird. Daher sind die Intensitäten von Reflexionen an Solarmodulen nicht mit denen an 

beispielsweise glatten Fensterscheiben vergleichbar, bei denen das Sonnenlicht gerichteter 

reflektiert wird. Neue PV-Module verfügen in der Regel über eine Antireflexbeschichtung und 

zumindest eine leicht texturierte Oberfläche. Dies gilt auch für den später verwendeten 

Modultyp. 

 

Abbildung 6: Veranschaulichung der Reflexion an einem texturierten Modulglas (mitte-links) und einem glatten 
Modulglas (mitte-rechts) - Quelle Aufnahme: Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE 
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4.2 Berechnung von Reflexionen 
Reflexionen an PV-Modulen können geometrisch hergeleitet werden. Hierzu werden die 

Module, die relevanten Immissionsorte und die Sonne in einem gemeinsamen 

Koordinatensystem modelliert [1]. Der standortbezogene Sonnenverlauf kann für jeden 

Zeitpunkt im Jahr auf Basis mathematischer Funktionen ermittelt werden [5]. Durch 

Winkelbeziehungen und Strahlungsgesetze lässt sich nachvollziehen, wo und wann 

Blendwirkungen auftreten. Die Berücksichtigung von modulglasspezifischen Streuwinkeln und 

Reflexionskoeffizienten ermöglicht eine noch präzisere Betrachtung [4]. 

 

Abbildung 7: Veranschaulichung der geometrischen Herleitung einer Reflexion - Quelle: Eigene Abbildung 

4.3 Verwendete Software, Annahmen und Limitationen 
Für die Berechnungen der Reflexionen/Blendwirkungen wurde die Software ForgeSolar 

verwendet. Dabei wurden die Reflexionen/Blendwirkungen der PVA mit einer zeitlichen 

Auflösung von einer Minute für ein ganzes Jahr berechnet. Die Software basiert auf dem „Solar 

Glare Hazard Analysis Tool“ (SGHAT) der Sandia National Laboratories. Im Rahmen der 

Simulation werden die Höhendaten der PV-Fläche sowie der Immissionsorte berücksichtigt. 

Die Simulation basiert auf der Annahme eines immer klaren Himmels. Demnach wird ein 

abstrakter Worst-Case betrachtet.  

Obwohl ForgeSolar zu den etabliertesten und professionellsten Programmen gehört, um PVA-

bedingte Blendwirkungen zu berechnen, kann die Realität nur vereinfacht dargestellt werden. 

Somit werden die Generatorfelder als Ebenen zusammengefasst, abweichende 

Modulausrichtungen im Feld (z. B. Modultische, die aufgrund der Topografie eine Neigung 

entlang der Tischachse besitzen und somit die effektive Ausrichtung der Module beeinflussen) 

teilweise verloren gehen. Die Limitationen der Software werden nach Möglichkeit durch 

zusätzliche Berechnungen kompensiert und die Ergebnisse stets validiert. Dennoch können 

Abweichungen von der späteren Realität nicht ausgeschlossen werden. 

Eine weiterführende Auflistung der Annahmen und Einschränkungen bzgl. der Simulation 

befindet sich in Anhang A. 
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5 Blendwirkungen auf Gebäude 

5.1 Auswertungsmethodik 
Die Auswertung der Blendwirkungen auf umliegende Gebäude (inkl. Terrassen und Balkone) 

basiert auf dem Leitfaden der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) 

[1]. 

Der LAI-Leitfaden benennt als maßgebliche Immissionsorte schutzbedürftige Räume, sofern 

sie zu einer der folgenden Kategorien gehören: 

• Wohnräume 

• Schlafräume (einschließlich Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten und 

Bettenräume in Krankenhäusern und Sanatorien) 

• Unterrichtsräume in Schulen, Hochschulen und ähnlichen Einrichtungen 

• Büroräume, Praxisräume, Arbeitsräume, Schulungsräume und ähnliche Arbeitsräume 

• An relevanten Gebäuden anschließende Außenflächen (z. B. Terrassen und Balkone) 

Räume, die keiner dieser Kategorien zuzuordnen sind, wurden im Rahmen des Gutachtens 

nicht auf Blendwirkungen untersucht. 

Gemäß dem LAI-Leitfaden gelten (ca.) 100 Meter als räumlicher Grenzwert: Liegt ein 

Immissionsort weiter als 100 Meter von der PVA entfernt, können erhebliche Belästigungen in 

der Regel ausgeschlossen werden. 

Laut dem LAI-Leitfaden soll zur Ermittlung der Blendzeiten ein vereinfachtes (idealisiertes) 

Modell verwendet werden, bei dem die Solarmodule als ideal verspiegelte Flächen dargestellt 

werden. Da eine Spiegelfläche das Sonnenlicht gerichtet reflektiert, findet keine oder nur eine 

sehr geringe Streuung des Sonnenlichts statt. Je geringer die Streuung, desto kürzer sind die 

Blendzeiten. In der Simulation wird jedoch ein realistisches Modell verwendet, das die 

oberflächenspezifischen Eigenschaften realer Solarmodule berücksichtigt. Um dennoch eine 

Bewertung nach dem LAI-Leitfaden zu ermöglichen, werden die Blendwirkungen, die lediglich 

mit dem vereinfachten Modell ermittelt würden, als „Kernblendung" und die übrigen als 

„gestreute Reflexion" bezeichnet und stets differenzierbar dargestellt (sofern relevante 

Blendwirkungen auftreten). 

Zudem sind laut dem Leitfaden Reflexionen, die am Immissionsort mit einem Differenzwinkel 

≤ 10° zur direkten Sonneneinstrahlung auftreten, nicht als relevante Blendungen zu 

betrachten. Dies berücksichtigt den Umstand, dass bei tiefstehender Sonne PVA-bedingte 

Blendwirkungen von der direkten Sonneneinstrahlung überlagert werden. 

Laut dem LAI-Leitfadens liegt eine erhebliche Belästigung durch PVA-bedingte 

Blendwirkungen vor, wenn ein schutzwürdiger Raum mehr als 30 Minuten pro Tag und/oder 

30 Stunden (1.800 Minuten) pro Jahr Kernblendungen erfährt. 

Es hat sich bewährt, in der Simulation nicht jedes einzelne Gebäude in der Umgebung der 

PVA auszuwerten, sondern lediglich die nächstgelegenen in verschiedenen 

Himmelsrichtungen. Im Rahmen der Simulation wird darauf geachtet, die potenziell am 

stärksten betroffenen schutzbedürftigen Räume zu analysieren (Worst-Case-Betrachtung). 

In der Simulation werden keine Hindernisse wie Vegetationsstreifen oder Gebäude 

berücksichtigt. In der Diskussion (Kapitel 7) werden Hindernisse jedoch ggf. berücksichtigt. 
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5.2 Schutzwürdige Räume in der Umgebung der PVA 
Ab einem Abstand zwischen Immissionsort (z. B. Wohngebäude) und einer nach (ca.) Süden 

ausgerichteten PVA von 100 m können erhebliche Belästigungen (i. d. R.) pauschal 

ausgeschlossen werden [1]. 

Abbildung 8 veranschaulicht den Bereich, der 100 Meter oder näher an der Photovoltaikanlage 

liegt.  

Es lässt sich feststellen, dass im 100-Meter-Umkreis keine schutzwürdigen Gebäude 

vorhanden sind.  

 

Abbildung 8: Übersicht der 100-Meter-Zone - Quelle Satellitenbild: Google Earth Pro 
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5.3 Observationspunkte 
Zur Bewertung der Blendwirkungen in bzw. an den schutzwürdigen Räumen werden im 

Rahmen der Simulation sogenannte „Observationspunkte“ (OP) festgelegt. Diese Punkte 

fungieren als Detektorpunkte für einfallende Reflexionen.  

Da im Umfeld von 100 m keine schutzwürdigen Gebäude vorhanden sind, wurden keine OP 

definiert. 

5.4 Ergebnisse 
Da im relevanten Umfeld keine schutzwürdigen Gebäude identifiziert wurden, ist von keinen 

störenden Reflexionen in schutzwürdigen Räumen auszugehen. 
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6 Blendwirkungen auf Verkehrswege 

6.1 Auswertungsmethodik 
Vorgaben zur Bewertung der Blendwirkungen von Photovoltaikanlagen auf Verkehrswege 

(Straßen und Bahnstrecken) sind in keiner Norm, Leitlinie oder sonstigen Regelwerken 

definiert bzw. standardisiert und werden auch im LAI-Leitfaden nicht thematisiert. Die 

Bewertung der Blendwirkungen auf die umgebenden Verkehrswege erfolgte daher auf der 

Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse und etablierter Verfahren, die im Folgenden 

dargestellt werden. 

Zur Beurteilung der Blendwirkungen durch Photovoltaikanlagen auf Verkehrswege ist es 

gängige Praxis, ein oder mehrere Sichtfelder von Fahrzeugführern (Kraftfahrzeug- und 

Lokführer) zu definieren, welche sich dann durch ihre Relevanz bezüglich Blendwirkungen 

unterscheiden. Anschließend wird mittels Simulation geprüft, ob Reflexionen in diesen 

Sichtfeldern auftreten. Es wird dabei angenommen, dass die Blickrichtung eines 

Fahrzeugführers mit der Fahrtrichtung übereinstimmt [6]. 

Es wird zwischen folgenden Sichtfeldern bzw. Sichtfeldgrenzen unterschieden (siehe 

Abbildung 9 für eine grafische Darstellung): 

• Erheblichkeitsgrenze: In Anlehnung an [6] und [7] wird eine Erheblichkeitsgrenze von 

± 30°, bezogen auf die Fahrtrichtung, definiert. Finden Reflexionen außerhalb dieses 

Sichtfeldes statt, so führen diese i. d. R. zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen. 

• Beeinträchtigungsgrenze: In Anlehnung an [8] wird zudem eine 

Beeinträchtigungsgrenze von ± 50°, bezogen auf die Fahrtrichtung,  definiert. Finden 

Reflexionen außerhalb dieses Sichtfeldes statt, so führen diese i. d. R. zu keinen 

Beeinträchtigungen. Demnach wird diesen Reflexionen im Rahmen des Gutachtens 

bei normaler Fahrt keine Blendwirkung (im Sinne einer nennenswerten 

physiologischen Beeinträchtigung) zugeschrieben. 

• Ausnahme Bahnstrecken: Für Lokführer wird eine gemeinsame Erheblichkeits- und 

Beeinträchtigungsgrenze von  30° angesetzt. 

Für die Analyse der Blendwirkungen auf den Straßenverkehr genügt es, lediglich LKW-Fahrer 

zu betrachten, da diese höher sitzen als PKW-Fahrer - und höher gelegene Immissionsorte 

generell stärkeren Blendwirkungen ausgesetzt sind (somit der Worst-Case betrachtet). 

Des Weiteren gelten PVA-bedingte Blendwirkungen selbst innerhalb der Erheblichkeitsgrenze 

als vernachlässigbar (irrelevant), wenn die verursachenden Reflexionen mit einem 

Differenzwinkel ≤ 10° zur direkten Sonneneinstrahlung auftreten und gleichzeitig der 

Höhenwinkel der Sonne ≤ 5° beträgt. Wenn beide Kriterien erfüllt sind, überlagert die Sonne 

die Blendwirkung der PVA aus der gleichen Richtung (definiert in Anlehnung an [1]) und kann 

in der Regel nicht mehr durch eine Blende abgeschirmt werden (Annahme). Die Reflexionen 

der PVA stellen dann keine zusätzliche Beeinträchtigung dar. 

Zudem werden Reflexionen mit einer Intensität von unter 30.000 cd/m² pauschal als irrelevant 

betrachtet [9], [10]. 
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Abbildung 9: Definierte Sichtfelder eines Fahrzeugführers 
– Quelle: Eigene Abbildung 

Die folgenden Abbildungen zeigen die geschätzten Augenhöhen der Verkehrsteilnehmer. 

Diese Angaben sind im Rahmen der Simulation relevant. 

 

Abbildung 10: Augenhöhe der Straßenverkehrsteilnehmer  
– Quelle: Volkswagen AG (modifiziert), BTS GmbH & Co. KG (modifiziert) 

 

Abbildung 11: Augenhöhe von Lokführern – Quelle: www.nahverkehr-franken.de (modifiziert) 

  

Fahrtrichtung +30° -30° 

+50° -50° 
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6.2 Relevante Verkehrswege 
Im Umfeld der Photovoltaikanlage wurden als relevante Verkehrswege die Landesstraße L 89 

sowie die Ortsstraßen „Am Steinbach“, „Berßler Straße“, „Im Sohl“ und „Hessener Straße“ 

identifiziert und entsprechend auf Blendwirkungen untersucht.  

Wirtschaftswege oder nur sporadisch befahrene Straßen und Zuwegungen wurden aufgrund 

des geringen Verkehrsaufkommens als nicht relevant eingestuft und deshalb in der Analyse 

nicht weiter berücksichtigt. 

 

 

Abbildung 12: Positionen der als relevant eingestuften Verkehrswege - Quelle Karte: OpenStreetMap 

  

L 89 

Am Steinbach 

 

Hessener Straße 

 

Berßler Straße 

 

Im Sohl 
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6.3 Observationspunkte 
Zur Bewertung der Blendwirkungen auf die relevanten Verkehrswege wurden spezifische 

„Observationspunkte“ (OP) definiert, die in der Simulation als Detektionspunkte für 

auftreffende Reflexionen dienen. 

Insgesamt wurden 25 OP zur Analyse der Blendwirkungen auf die Verkehrswege festgelegt: 

• OP S1 bis S16 für den Straßenverkehr auf der L 89 in beiden Fahrtrichtungen. 

• OP S17 bis S18 für den Straßenverkehr auf der Berßler Straße in beiden 

Fahrtrichtungen 

• OP S19 bis S20 für den Straßenverkehr auf der Ortsstraße „Im Sohl“ in beiden 

Fahrtrichtungen 

• OP S21 bis S22 für den Straßenverkehr auf der Hessener Straße in beiden 

Fahrtrichtungen 

• OP S23 bis S25 für den Straßenverkehr auf der Ortsstraße „Am Steinbach“ in beiden 

Fahrtrichtungen. 

Die OP S1 bis S25 sind in einer Höhe von 2,65 m über dem Straßenniveau angebracht, 

entsprechend der angenommenen Augenhöhe eines LKW-Fahrers. 

 

 

Abbildung 13: Positionen der OP auf den Verkehrswegen - Quelle Satellitenbild: Google Earth Pro 
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6.4 Ergebnisse 
Tabelle 5: Übersicht der Simulationsergebnisse für die Observationspunkte auf den Verkehrswegen 

Verkehrs
-weg 

OP Fahrt-
richtung 

Min. Winkel 
zwischen 

Fahrtrichtung 
und Blend-
quelle (ca.) 

Werden die Blend-
wirkungen innerhalb der 
Beeinträchtigungsgrenze 

vollständig von der 
Sonne überlagert? 

Anmerkung 

L 73 S1 Norden - - - 

Süden - - - 

S2 Norden - - - 

Süden - - - 

S3 Norden - - - 

Süden - - - 

S4 Norden - - - 

Süden - - - 

S5 Norden - - - 

Süden    

S6 Norden    

Süden 49,8° - Blendintensität <30.000 cd/m² und 
damit unkritisch. 

S7 Norden - - - 

Süden - - - 

S8 Norden - - - 

Süden - - - 

S9 Norden - - - 

Süden - - - 

S10 Westen - - - 

Osten - - - 

S11 Westen - - - 

Osten - - - 

S12 Westen - - - 

Osten - - - 

S13 Westen - - - 

Osten - - - 

S14 Westen - - - 

Osten - - - 

S15 Westen - - - 

Osten - - - 

S16 Westen - - - 

Osten - - - 

Berßler 
Straße 

S17 Norden - - - 

Süden - - - 

S18 Norden - - - 

Süden - - - 

Im Sohl S19 Westen 1,4° Nein Blendintensität <30.000 cd/m² und 
damit unkritisch. 

Osten    

S20 Westen 24,4° Nein Blendintensität <30.000 cd/m² und 
damit unkritisch. 

Osten - - - 

Hessener 
Straße 

S21 Norden - - - 

Süden - - - 

S22 Norden - - - 

Süden - - - 

Am 
Steinbach 

S23 Westen - - - 

Osten - - - 

S24 Westen - - - 

Osten - - - 

S25 Westen - - - 

Osten - - - 

LEGENDE 

Relevante Blendwirkungen innerhalb der Erheblichkeitsgrenze 

Relevante Blendwirkungen innerhalb der Beeinträchtigungsgrenze (aber außerhalb der 
Erheblichkeitsgrenze) 

Relevante Blendwirkungen außerhalb der Beeinträchtigungsgrenze / keine (relevanten) Reflexionen 
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7 Diskussion der Ergebnisse 

7.1 Gebäude 
Im relevanten Umfeld (100-Meter-Radius) der Photovoltaikanlage befinden sich keine 

schutzwürdigen Gebäude. An keinem der Gebäude werden die LAI-Grenzwerte überschritten. 

Somit werden keine erheblichen Blendwirkungen in oder an schutzwürdigen Räumen im Sinne 

des LAI-Leitfadens erwartet. 

7.2 Verkehrswege 
Im Umfeld der Photovoltaikanlage wurden als relevante Verkehrswege die Landesstraße L 89 

sowie die Ortsstraßen „Am Steinbach“, „Berßler Straße“, „Im Sohl“ und „Hessener Straße“ 

identifiziert und entsprechend auf Blendwirkungen untersucht.  

Auf keinem der Verkehrswege kommt es zur effektiven Blendung innerhalb der Erheblichkeits- 

oder Beeinträchtigungsgrenzen. Damit sind die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 

gegeben. 
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9 Annahmen und Limitationen von SGHAT 

Ausschnitt wurde dem SGHAT-Handbuch (Solar Glare Hazard Analysis Tool) entnommen. Das vollständige 

Handbuch kann unter folgendem Link gefunden werden:  

https://forgesolar.com/static/docs/SGHAT3-GlareGauge_user_manual_v1.pdf 
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